
   

A. Problem und Ziel

Das bestehende Abkommen entspricht insbesondere in seinem Kern-
bereich, der Besteuerung grenzüberschreitender Unternehmenstätig-
keit, nicht mehr den internationalen Entwicklungen. Aus wettbewerbs-
und investitionspoltischen Gründen ist es daher notwendig geworden,
das Abkommen in ausgewählten Bereichen an die veränderten Gege-
benheiten anzupassen.

B. Lösung

Das Änderungsprotokoll vom 1. Juni 2006 enthält die hierfür erforder-
lichen Regelungen. Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das Pro-
tokoll die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der Gesetzge-
bungskörperschaften erlangen.

C. Alternativen
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D. Finanzielle Auswirkungen

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Für die öffentlichen Haushalte dürften sich durch den Wegfall der bis-
her auf 5 vom Hundert begrenzten Quellensteuer auf Schachteldivi-
denden sowie der Quellensteuer für Anlageerträge von Altersvorsor-
geeinrichtungen in Höhe von 15 vom Hundert jährliche Steuerminder-
einnahmen in der Größenordnung von jeweils ca. 25 Mio. Euro erge-
ben. Davon entfallen auf den Bund jeweils 12,5 Mio. Euro und auf die
Länder jeweils 12,5 Mio. Euro. Die vereinbarte Abzugsfähigkeit von
Altersvorsorgeaufwendungen für entsandtes Personal dürfte für die
öffentlichen Haushalte zu keinen nennenswerten Auswirkungen füh-
ren.

2. Vollzugsaufwand

Kein nennenswerter Vollzugsaufwand

E. Sonstige Kosten

Keine
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, den 1. September 2006
Die Bundeskanzlerin

An den
Präsidenten des Bundesrates

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes
den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 1. Juni 2006 zur
Änderung des am 29. August 1989 unterzeichneten Abkommens
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten
von Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur
Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom
Einkommen und vom Vermögen und einiger anderer Steuern

mit Begründung und Vorblatt.

Der Gesetzentwurf ist besonders eilbedürftig, damit die durch das Protokoll
geänderten Regelungen noch in diesem Jahr ratifiziert und verkündet werden
können.

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen.

Dr. Angela Merkel
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der Bundesregierung
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz
beschlossen:

Artikel 1

Dem in Berlin am 1. Juni 2006 unterzeichneten Protokoll zur Änderung des
am 29. August 1989 unterzeichneten Abkommens zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen und einiger anderer
Steuern (BGBl. 1991 II S. 354) wird zugestimmt. Das Protokoll wird nachste-
hend veröffentlicht.

Artikel 2

Soweit das Protokoll aufgrund seines Artikels XVII Abs. 2 Buchstabe a für die
Zeit vor seinem Inkrafttreten anzuwenden ist, sind bereits ergangene Steuer-
festsetzungen zu ändern oder aufzuheben. Steuerfestsetzungen sowie ihre Auf-
hebung und Änderung sind insoweit auch zulässig, wenn die Festsetzungsfrist
abgelaufen ist; dies gilt nur bis zum Ablauf des vierten Kalenderjahres, das auf
das Kalenderjahr folgt, in dem das Protokoll in Kraft tritt.

Artikel 3

Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, den Wortlaut des
durch dieses Gesetz geänderten Abkommens in der vom Inkrafttreten des Pro-
tokolls an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen.

Artikel 4

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem Artikel XVII Abs. 2 in Kraft tritt,
ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

E n t w u r f

Gesetz
zu dem Protokoll vom 1. Juni 2006

zur Änderung des am 29. August 1989 unterzeichneten Abkommens
zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und den Vereinigten Staaten von Amerika

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung
der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern

vom Einkommen und vom Vermögen
und einiger anderer Steuern

Vom 2006
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Begründung zum Vertragsgesetz

Zu Artikel 1

Auf das Protokoll findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen-
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgeset-
zes erforderlich, da das Aufkommen aus den von dem Protokoll betroffenen
Steuern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil den Ländern
oder den Gemeinden zusteht. 

Zu Artikel 2

Das Protokoll ist nach seinem Artikel XVII Abs. 2 Buchstabe a bei den im
Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, die am oder nach dem 1. Janu-
ar des Jahres gezahlt oder gutgeschrieben werden, in dem dieses Protokoll in
Kraft tritt, anzuwenden. Durch Artikel 2 ist sichergestellt, dass die rückwirkende
Anwendung des Protokolls in diesem Teilbereich weder durch bereits ergange-
ne Steuerfestsetzungen noch durch den Ablauf von Festsetzungsfristen einge-
schränkt ist. Hinsichtlich der übrigen Steuern ist das Protokoll nach seinem Arti-
kel XVII Abs. 2 Buchstabe b und c ab Beginn des Kalenderjahres anzuwenden,
das auf das Jahr folgt, in dem es in Kraft getreten ist.

Zu Artikel 3

Wegen der umfangreichen Änderungen des Abkommens durch das Protokoll
soll das Bundesministerium der Finanzen ermächtigt werden, eine Neufassung
des Abkommens im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen.

Zu Artikel 4

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes.

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Protokoll nach seinem Artikel XVII
Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Schlussbemerkung

Durch das Protokoll verzichtet die Bundesrepublik Deutschland zur Beseitigung
der Doppelbesteuerung mit der Einführung des Nullsatzes für zwischengesell-
schaftliche Dividenden bei einer Mindestbeteiligung von 80 vom Hundert sowie
der Absenkung der Quellensteuer für Anlageerträge von Altersvorsorgeeinrich-
tungen auf Null in gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, den Ländern
oder den Gemeinden zufließen. Die Höhe der Mehr- oder Mindereinnahmen bei
den einzelnen Steuerarten lässt sich nur in diesen beiden Teilbereichen schät-
zen. Hier dürften Mindereinnahmen von jeweils jährlich rund 25 Mio. Euro ent-
stehen. Die durch das Protokoll vereinbarte Abzugsfähigkeit von Altersvorsor-
geaufwendungen für entsandtes Personal dürfte zu keinen wesentlichen Mehr-
oder Mindereinnahmen führen. 

Die Änderung des bisherigen Rechtszustands soll insbesondere dazu beitra-
gen, die Attraktivität des Standortes Bundesrepublik Deutschland für Investitio-
nen aus den Vereinigten Staaten von Amerika zu erhöhen und die Wettbewerbs-
position deutscher Unternehmen in den Vereinigten Staaten von Amerika im
Vergleich zu den Unternehmen anderer wichtiger Staaten zu verbessern.

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
baucherpreisniveau, sind von diesem Gesetz nicht zu erwarten.
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Die Bundesrepublik Deutschland 

und

die Vereinigten Staaten von Amerika –

von dem Wunsch geleitet, das Abkommen zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von
Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Ver-
hinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen und einiger anderer Steu-
ern sowie das zugehörige Protokoll, unterzeichnet zu Bonn am
29. August 1989 (im Folgenden als „das Abkommen“ be-
ziehungsweise „das Protokoll zum Abkommen“ bezeichnet), zu
ändern – 

haben Folgendes vereinbart:

Artikel I

Artikel 1 (Persönlicher Geltungsbereich) des Abkommens wird
aufgehoben und durch folgenden Artikel ersetzt:

„Artikel 1

Allgemeiner Geltungsbereich

1. Dieses Abkommen gilt, soweit es nichts anderes vorsieht,
für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Ver-
tragsstaaten ansässig sind.

2. Das Abkommen schränkt Steuerbefreiungen und -ermäßi-
gungen, Freibeträge oder Steuerabzugsbeträge, Anrechnungs-
beträge oder andere Vergünstigungen nicht ein, die jetzt oder
später gewährt werden aufgrund

a) der Gesetze eines Vertragsstaats oder

b) einer anderen Vereinbarung, der die Vertragsstaaten ange-
hören.

3.

a) Ungeachtet des Absatzes 2 Buchstabe b

aa) kommen die Vertragsstaaten überein, dass Fragen zur
Auslegung oder Anwendung des Abkommens und ins-
besondere die Frage, ob eine Besteuerungsmaßnahme

The Federal Republic of Germany

and

the United States of America,

desiring to amend the Convention Between the Federal Re-
public of Germany and the United States of America for the
Avoidance of Double Taxation and the Prevention of Fiscal Eva-
sion with Respect to Taxes on Income and Capital and to Cer-
tain Other Taxes, and the related Protocol signed at Bonn on
August 29, 1989 (hereinafter referred to as “the Convention” and
“Protocol to the Convention”, respectively). 

Have agreed as follows:

Article I

Article 1 (Personal Scope) of the Convention is deleted and
the following Article substituted:

“Article 1

General Scope

1. This Convention shall apply to persons who are residents
of one or both of the Contracting States, except as otherwise
provided in this Convention.

2. This Convention shall not restrict in any manner any ex-
clusion, exemption, deduction, credit, or other allowance now or
hereafter accorded:

a) by the laws of either Contracting State; or

b) by any other agreement to which the Contracting States are
party.

3.

a) Notwithstanding the provisions of subparagraph b) of para-
graph 2:

aa) the Contracting States agree that any question arising
as to the interpretation or application of the Convention
and, in particular, whether a taxation measure is within

Protokoll
zur Änderung des am 29. August 1989 unterzeichneten Abkommens

zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und den Vereinigten Staaten von Amerika 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung
der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern

vom Einkommen und vom Vermögen
und einiger anderer Steuern

Protocol
Amending the Convention 

between the Federal Republic of Germany
and the United States of America

for the Avoidance of Double Taxation and the Prevention of
Fiscal Evasion with Respect to Taxes on Income and Capital

and to certain other Taxes
Signed on 29th August 1989
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in den Anwendungsbereich des Abkommens fällt, aus-
schließlich nach Artikel 25 (Verständigungsverfahren)
des Abkommens geregelt werden; und

bb) gelten die Bestimmungen eines anderen Abkommens
nur dann für eine Besteuerungsmaßnahme, wenn die
zuständigen Behörden übereinkommen, dass die Maß-
nahme nicht in den Geltungsbereich von Artikel 24
(Gleichbehandlung) dieses Abkommens fällt.

b) Im Sinne dieses Absatzes ist eine „Maßnahme“ ein Gesetz,
eine Vorschrift, eine Regel, ein Verfahren, eine Entschei-
dung, eine Verwaltungsmaßnahme oder eine ähnliche
Bestimmung oder Vorgehensweise.

4.

a) Soweit nicht Absatz 5 gilt, berührt dieses Abkommen nicht
die Besteuerung durch die Vereinigten Staaten von dort
ansässigen Personen (im Sinne des Artikels 4 (Ansässig-
keit)) und Staatsbürgern der Vereinigten Staaten.

b) Ungeachtet der sonstigen Bestimmungen dieses Abkom-
mens kann ein ehemaliger Staatsbürger oder langfristig Auf-
enthaltsberechtigter der Vereinigten Staaten für einen Zeit-
raum von zehn Jahren nach dem Verlust dieses Status
gemäß dem Recht der Vereinigten Staaten besteuert wer-
den.

5. Nicht berührt werden durch Absatz 4 die Vergünstigun-
gen, die die Vereinigten Staaten

a) nach Artikel 9 Absatz 2 (Verbundene Unternehmen), Ar–
tikel 13 Absatz 6 (Veräußerungsgewinne), Artikel 18 Absät-
ze 3, 4 und 5 (Ruhegehälter, Renten, Unterhaltszahlungen
und Sozialversicherung), Artikel 18A Absätze 1 und 5
(Altersvorsorgepläne), Artikel 19 Absatz 3 (Öffentlicher
Dienst) und nach den Artikeln 23 (Vermeidung der Doppel-
besteuerung), 24 (Gleichbehandlung) und 25 (Verständi-
gungsverfahren) gewähren, und

b) nach Artikel 18A Absatz 2 (Altersvorsorgepläne), Artikel 19
Absatz 1 Buchstabe b (Öffentlicher Dienst) und nach den
Artikeln 20 (Gastprofessoren und -lehrer; Studenten und
Auszubildende) und 30 (Mitglieder diplomatischer Missio-
nen und konsularischer Vertretungen) natürlichen Personen
gewähren, die weder Staatsbürger der Vereinigten Staaten
sind noch dort den Status von Einwanderern haben.

6. Das Abkommen ist nicht so auszulegen, als hindere es die
Bundesrepublik Deutschland daran, ihre Steuern auf Beträge zu
erheben, die nach dem Vierten, Fünften und Siebenten Teil des
deutschen Außensteuergesetzes dem Einkommen einer in der
Bundesrepublik Deutschland ansässigen Person zuzurechnen
sind. Wenn diese Besteuerung zu einer Doppelbesteuerung
führt, beraten die zuständigen Behörden gemäß Artikel 25
Absatz 3 (Verständigungsverfahren) über die Vermeidung der
Doppelbesteuerung.

7. Werden Einkünfte oder Gewinne von einer oder über eine
Person erzielt, die nach dem Recht eines der Vertragsstaaten
als solche nicht steuerpflichtig ist, gelten diese als von einer in
einem Staat ansässigen Person erzielt, soweit sie im Sinne der
Steuergesetze dieses Staates als Einkünfte oder Gewinne einer
ansässigen Person gelten.“

Artikel II

Artikel 4 (Ansässigkeit) des Abkommens wird wie folgt geän-
dert: Absatz 1 wird aufgehoben und durch folgenden Wortlaut
ersetzt:

„1. Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck
„eine in einem Vertragsstaat ansässige Person” eine Person, die
nach dem Recht dieses Staates dort aufgrund ihres Wohnsit-
zes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftslei-
tung, des Ortes der Gründung oder eines anderen ähnlichen
Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch diesen Staat

the scope of the Convention, shall be determined ex-
clusively in accordance with the provisions of Article 25
(Mutual Agreement Procedure) of the Convention; and

bb) the provisions of any other agreement shall not apply to
a taxation measure unless the competent authorities
agree that the measure is not within the scope of Arti-
cle 24 (Nondiscrimination) of this Convention.

b) For the purposes of this paragraph, a “measure” is a law,
regulation, rule, procedure, decision, administrative action,
or any similar provision or action.

4.

a) Except to the extent provided in paragraph 5, this Con-
vention shall not affect the taxation by the United States of
its residents (as determined under Article 4 (Residence)) and
its citizens. 

b) Notwithstanding the other provisions of this Convention, a
former citizen or long-term resident of the United States
may, for the period of ten years following the loss of such
status, be taxed in accordance with the laws of the United
States.

5. The provisions of paragraph 4 shall not affect the benefits
conferred by the United States:

a) under paragraph 2 of Article 9 (Associated Enterprises),
paragraph 6 of Article 13 (Gains), paragraphs 3, 4 and 5 of
Article 18 (Pensions, Annuities, Alimony, Child Support, and
Social Security), paragraph 1 and 5 of Article 18A (Pension
Plans), paragraph 3 of Article 19 (Government Service), and
under Articles 23 (Relief from Double Taxation), 24 (Non-
discrimination), and 25 (Mutual Agreement Procedure); and

b) under paragraph 2 of Article18A (Pension Plans), subpara-
graph b) of paragraph 1 of Article 19 (Government Service),
and under Articles 20 (Visiting Professors and Teachers;
Students and Trainees) and 30 (Members of Diplomatic Mis-
sions and Consular Posts), upon individuals who are neither
citizens of, nor have immigrant status in, the United States.

6. Nothing in the Convention shall be construed to prevent
the Federal Republic of Germany from imposing its taxes on
amounts included in the income of a resident of the Federal
Republic of Germany according to part 4, 5, and 7 of the
German “Außensteuergesetz”. Where such imposition of tax
gives rise to double taxation, the competent authorities shall
consult for the elimination of such double taxation according to
paragraph 3 of Article 25 (Mutual Agreement Procedure).

7. In the case of an item of income, profit or gain derived by
or through a person that is fiscally transparent under the laws of
either Contracting State, such item shall be considered to be
derived by a resident of a State to the extent that the item is
treated for the purposes of the taxation law of such State as the
income, profit or gain of a resident.”

Article II

Article 4 (Residence) of the Convention is amended by de-
leting paragraph 1 and substituting the following paragraph:

“1. For the purposes of this Convention, the term “resident
of a Contracting State” means any person who, under the laws
of that State, is liable to tax therein by reason of his domicile,
residence, place of management, place of incorporation, or any
other criterion of a similar nature, and also includes that State
and any political subdivision or local authority thereof. The term, 
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und seine Gebietskörperschaften. Der Ausdruck umfasst
jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften
aus Quellen in diesem Staat, mit den einer Betriebsstätte in die-
sem Staat zuzurechnenden Gewinnen oder mit in diesem Staat
gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist.“

Artikel III

Artikel 7 (Gewerbliche Gewinne) des Abkommens wird wie
folgt geändert:

a) Absatz 3 wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut
ersetzt:

„3. Bei der Ermittlung der gewerblichen Gewinne einer
Betriebsstätte werden die für diese Betriebsstätte entstan-
denen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsfüh-
rungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug
zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die
Betriebsstätte liegt, oder anderswo entstanden sind.“;

b) in Absatz 7 werden die Worte „und Einkünfte aus der Aus-
übung einer freiberuflichen oder sonstigen selbstständigen
Tätigkeit“ angefügt.

Artikel IV

Artikel 10 (Dividenden) des Abkommens wird gestrichen und
durch folgenden Wortlaut ersetzt:

„Artikel 10

Dividenden

1. Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige
Gesellschaft an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Per-
son zahlt, können im anderen Staat besteuert werden.

2. Diese Dividenden können jedoch auch in dem Vertrags-
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansäs-
sig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die
Steuer darf aber, wenn die Dividenden von einer im anderen
Vertragsstaat ansässigen Person als Nutzungsberechtigtem
bezogen werden, nicht übersteigen:

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der
Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft ist, der unmittelbar
mindestens 10 vom Hundert der stimmberechtigten Anteile
der die Dividenden zahlenden Gesellschaft gehören, und

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen
anderen Fällen.

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in
Bezug auf die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt wer-
den.

3. Ungeachtet des Absatzes 2 werden solche Dividenden in
dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesell-
schaft ansässig ist, nicht besteuert, wenn der Nutzungsberech-
tigte

a) eine im anderen Vertragsstaat ansässige Gesellschaft ist,
die zum Zeitpunkt des Entstehens des Dividendenan-
spruchs seit einem Zeitraum von 12 Monaten unmittelbar
Anteile in Höhe von mindestens 80 vom Hundert der Stimm-
rechte an der die Dividenden auszahlenden Gesellschaft
hält und

aa) die Voraussetzungen des Artikels 28 Absatz 2 Buchsta-
be c Doppelbuchstabe aa oder bb (Schranken für die
Abkommensvergünstigungen) erfüllt;

bb) die Voraussetzungen des Artikels 28 Absatz 2 Buchsta-
be f Doppelbuchstaben aa und bb erfüllt, vorausge-
setzt, die Gesellschaft erfüllt hinsichtlich der Dividen-
den die Voraussetzungen des Artikels 28 Absatz 4;

cc) nach Artikel 28 Absatz 3 Anspruch auf Vergünstigun-
gen hinsichtlich der Dividenden hat; oder

however, does not include any person who is liable to tax in that
State in respect only of income from sources in that State or of
profits attributable to a permanent establishment in that State
or capital situated therein.”

Article III

Article 7 (Business Profits) of the Convention is modified by:

a) deleting paragraph 3 and substituting the following para-
graph:

“3. In determining the business profits of a permanent
establishment, there shall be allowed as deductions expen-
ses that are incurred for the purposes of the permanent
establishment, including executive and general administra-
tive expenses so incurred, whether in the State in which the
permanent establishment is situated or elsewhere.”; and

b) in paragraph 7, adding the words “and income from the per-
formance of professional services and of other activities of
an independent character”.

Article IV

Article 10 (Dividends) of the Convention is deleted and the
following Article substituted:

“Article 10

Dividends

1. Dividends paid by a company that is a resident of a Con-
tracting State to a resident of the other Contracting State may
be taxed in that other State.

2. However, such dividends may also be taxed in the Con-
tracting State of which the company paying the dividends is a
resident and according to the laws of that State, but if the divi-
dends are derived and beneficially owned by a resident of the
other Contracting State, the tax so charged shall not exceed:

a) 5 percent of the gross amount of the dividends if the bene-
ficial owner is a company that owns directly at least 10 per-
cent of the voting stock of the company paying the divi-
dends;

b) 15 percent of the gross amount of the dividends in all other
cases.

This paragraph shall not affect the taxation of the company in
respect of the profits out of which the dividends are paid.

3. Notwithstanding the provisions of paragraph 2, such divi-
dends shall not be taxed in the Contracting State of which the
company paying the dividends is a resident if the beneficial
owner is:

a) a company that is a resident of the other Contracting State
that has owned directly shares representing 80 percent or
more of the voting power in the company paying the divi-
dends for a 12-month period ending on the date entitlement
to the dividend is determined and:

aa) satisfies the conditions of clause aa) or bb) of subpara-
graph c) of paragraph 2 of Article 28 (Limitation on
Benefits);

bb) satisfies the conditions of clauses aa) and bb) of sub-
paragraph f) of paragraph 2 of Article 28, provided that
the company satisfies the conditions described in
paragraph 4 of Article 28 with respect to the dividends; 

cc) is entitled to benefits with respect to the dividends
under paragraph 3 of Article 28; or 
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dd) hinsichtlich dieses Absatzes eine Bewilligung gemäß
Artikel 28 Absatz 7 erhalten hat; oder

b) ein im anderen Vertragsstaat ansässiger Pensionsfonds ist,
vorausgesetzt, die Dividenden stammen nicht unmittelbar
oder mittelbar aus einer gewerblichen Tätigkeit dieses Pen-
sionsfonds.

4. Absatz 2 Buchstabe a und Absatz 3 Buchstabe a sind
nicht bei Dividenden anzuwenden, die von einer Person der Ver-
einigten Staaten, bei der es sich um eine Regulated Investment
Company (RIC) der Vereinigten Staaten oder einen Real Estate
Investment Trust (REIT) der Vereinigten Staaten handelt, oder
von einem deutschen Investmentfonds oder einer deutschen
Investmentaktiengesellschaft (zusammenfassend als Invest-
mentvermögen bezeichnet) gezahlt werden. Im Fall von Divi-
denden, die von einer RIC oder einem Investmentvermögen
gezahlt werden, sind Absatz 2 Buchstabe b und Absatz 3 Buch-
stabe b anzuwenden. Im Fall von Dividenden, die von einem
REIT gezahlt werden, sind Absatz 2 Buchstabe b und Absatz 3
Buchstabe b nur anzuwenden, wenn

a) der Nutzungsberechtigte der Dividenden eine natürliche
Person oder ein Pensionsfonds ist und die natürliche Person
oder der Pensionsfonds mit nicht mehr als 10 vom Hundert
an dem REIT beteiligt ist;

b) die Dividenden für eine börsengehandelte Aktiengattung
gezahlt werden und der Nutzungsberechtigte der Dividen-
den eine Person ist, die einen Anteil von nicht mehr als
5 vom Hundert an einer Gattung des Aktienbestands des
REIT hält;

c) der Nutzungsberechtigte der Dividenden eine Person ist, die
mit nicht mehr als 10 vom Hundert an dem REIT beteiligt ist,
und es sich um einen diversifizierten REIT handelt.

Im Sinne dieses Absatzes gilt ein REIT als diversifiziert, wenn
kein einziger Anteil an unbeweglichem Vermögen 10 vom Hun-
dert der gesamten Anteile an unbeweglichem Vermögen über-
steigt. Im Sinne dieses Absatzes gilt in der Zwangsvollstre-
ckung befindliches Vermögen nicht als Anteil an unbewegli-
chem Vermögen. Ist ein REIT an einer Personengesellschaft
beteiligt, wird er so behandelt, als gehöre ihm unmittelbar ein
seiner Beteiligung an der Personengesellschaft entsprechender
Teil der Anteile der Personengesellschaft an unbeweglichem
Vermögen. 

5. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“
bedeutet Einkünfte aus Aktien, Genussrechten oder Genuss-
scheinen, Gründeranteilen oder anderen Rechten (ausgenom-
men Forderungen) mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen
Rechten stammende andere Einkünfte, die nach dem Recht des
Vertragsstaats, in dem die ausschüttende Gesellschaft an-
sässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich gleichgestellt
sind. Der Ausdruck „Dividenden“ umfasst in der Bundesrepu-
blik Deutschland auch Einkünfte aus einer stillen Gesellschaft,
aus partiarischen Darlehen oder Gewinnobligationen sowie
Ausschüttungen auf Anteilscheine an einem Investmentver-
mögen. 

6. Ungeachtet des Absatzes 2 Satz 1, des Absatzes 3 und
des Artikels 11 Absatz 1 (Zinsen) können Einkünfte aus Rechts-
beziehungen, die ein Recht auf Gewinnbeteiligung verleihen (in
der Bundesrepublik Deutschland einschließlich der Einkünfte
aus einer stillen Gesellschaft, aus partiarischen Darlehen,
Gewinnobligationen oder Genussrechten oder Genussscheinen
und in den Vereinigten Staaten einschließlich Zinsen, deren
Höhe sich nicht in einem Bruchteil des Kapitals bemisst und die
keine Portfoliozinsen sind („contingent interest“)), in dem Ver-
tragsstaat, aus dem sie stammen, nach dessen Recht besteuert
werden, wenn die Einkünfte bei der Ermittlung des Gewinns der
zahlenden Person abzugsfähig sind.

7. Die Absätze 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte der Divi-
denden im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden
zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit

dd) has received a determination pursuant to paragraph 7
of Article 28 with respect to this paragraph; or

b) a pension fund that is a resident of the other Contracting
State, provided that such dividends are not derived from the
carrying on of a business, directly or indirectly, by such pen-
sion fund.

4. Subparagraph a) of paragraph 2 and subparagraph a) of
paragraph 3 shall not apply in the case of dividends paid by a
United States person that is a U.S. Regulated Investment Com-
pany (RIC), a United States person that is a U.S. Real Estate
Investment Trust (REIT) or a German Investment Fund or a 
German Investmentaktiengesellschaft (collectively referred to
as Investmentvermögen). In the case of dividends paid by a RIC
or an Investmentvermögen, subparagraph b) of paragraph 2
and subparagraph b) of paragraph 3 shall apply. In the case of
dividends paid by a REIT subparagraph b) of paragraph 2 and
subparagraph b) of paragraph 3 shall apply only if:

a) the beneficial owner of the dividends is an individual or a
pension fund, in either case holding an interest of not more
than 10 percent in the REIT;

b) the dividends are paid with respect to a class of stock that
is publicly traded and the beneficial owner of the dividends
is a person holding an interest of not more than 5 percent of
any class of the REIT’s stock; or

c) the beneficial owner of the dividends is a person holding an
interest of not more than 10 percent in the REIT and the
REIT is diversified.

For purposes of this paragraph a REIT shall be diversified if no
single interest in real property exceeds 10 percent of its total
interests in real property. For the purposes of this paragraph
foreclosure property shall not be an interest in real property.
Where a REIT holds an interest in a partnership, it shall be trea-
ted as owning directly a proportion of the partnership’s interests
in real property corresponding to its interest in the partnership.

5. The term “dividends” as used in this Article means income
from shares, “jouissance” shares or “jouissance” rights, foun-
ders’ shares, or other rights (not being debt-claims) parti-
cipating in profits, as well as other income from other rights that
is subjected to the same taxation treatment as income from
shares by the laws of the Contracting State of which the com-
pany making the distribution is a resident. The term “dividends”
also includes in the Federal Republic of Germany income under
a sleeping partnership (Stille Gesellschaft), a participating loan
(partiarisches Darlehen), or “Gewinnobligation”, as well as dis-
tributions on certificates of a German Investmentvermögen.

6. Notwithstanding the first sentence of paragraph 2 of this
Article, paragraph 3 of this Article and paragraph 1 of Article 11
(Interest), income from arrangements carrying the right to par-
ticipate in profits (including in the Federal Republic of Germany
income under a sleeping partnership (Stille Gesellschaft), a par-
ticipating loan (partiarisches Darlehen), or “Gewinnobligation”,
or “jouissance” shares or “jouissance” rights and in the United
States contingent interest of a type that would not qualify as
portfolio interest) that is deductible in determining the profits of
the payor may be taxed in the Contracting State in which it
arises according to the laws of that State.

7. The provisions of paragraphs 2 and 3 shall not apply if the
beneficial owner of the dividends, being a resident of a
Contracting State, carries on business in the other Contracting
State, of which the company paying the dividends is a resident,
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durch eine dort gelegene Betriebsstätte ausübt und die Beteili-
gung, für die die Dividenden gezahlt werden, Betriebsvermögen
dieser Betriebsstätte ist. In diesem Fall ist Artikel 7 (Gewerbli-
che Gewinne) anzuwenden.

8. Ein Vertragsstaat darf weder die von einer im anderen Ver-
tragsstaat ansässigen Gesellschaft gezahlten Dividenden
besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im erst-
genannten Staat ansässige Person gezahlt werden oder dass
die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden,
Betriebsvermögen einer in diesem Staat gelegenen Betriebs-
stätte ist, noch darf er, soweit Absatz 9 nichts anderes vorsieht,
Steuern auf die nicht ausgeschütteten Gewinne einer Gesell-
schaft erheben, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die
nicht ausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus in die-
sem Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen. 

9. Eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft, die
eine Betriebsstätte im anderen Vertragsstaat hat oder die im
anderen Vertragsstaat mit Einkünften auf Nettobasis steuer-
pflichtig ist, die dort nach Artikel 6 (Einkünfte aus unbeweg-
lichem Vermögen) oder Artikel 13 Absatz 1 (Veräußerungsge-
winne) besteuert werden können, kann im anderen Vertrags-
staat neben der nach anderen Bestimmungen dieses Abkom-
mens zulässigen Steuer einer weiteren Steuer unterliegen.
Diese Steuer darf jedoch nur

a) von dem Teil der der Betriebsstätte zurechenbaren gewerb-
lichen Gewinne der Gesellschaft und

b) von dem Teil der im vorhergehenden Satz genannten Ein-
künfte, die nach Artikel 6 oder Artikel 13 Absatz 1 besteuert
werden können, erhoben werden, der dem ausschüttungs-
gleichen Betrag („dividend equivalent amount“) der Gewin-
ne oder Einkünfte entspricht; der Ausdruck „ausschüttungs-
gleicher Betrag“, für Zwecke dieses Buchstabens, 

aa) hat im Fall der Vereinigten Staaten die Bedeutung, die
ihm nach dem Recht der Vereinigten Staaten (unter
Beachtung künftiger, seine tragenden Prinzipien wah-
renden Änderungen) zukommt; und

bb) ist im Fall der Bundesrepublik Deutschland der Teil der
in Buchstabe a genannten Einkünfte, der, falls eine
inländische Tochtergesellschaft die Einkünfte bezogen
hätte, als ausgeschüttet anzusehen wäre.

10. Der Steuersatz darf im Fall des Absatzes 9 Buchstaben a
und b den in Absatz 2 Buchstabe a vorgesehenen Satz nicht
übersteigen. In jedem Fall wird die Steuer nicht von einer
Gesellschaft erhoben, die

a) die Voraussetzungen des Artikels 28 Absatz 2 Buchstabe c
Doppelbuchstabe aa oder bb (Schranken für die Abkom-
mensvergünstigungen) erfüllt;

b) die Voraussetzungen des Artikels 28 Absatz 2 Buchstabe f
Doppelbuchstabe aa und bb erfüllt, vorausgesetzt, die
Gesellschaft erfüllt die Voraussetzungen nach Absatz 4
jenes Artikels betreffend die in Absatz 9 bezeichneten Ein-
künfte oder Gewinne;

c) nach Artikel 28 Absatz 3 Anspruch auf Vergünstigungen in
Bezug auf Einkünfte und Gewinne nach Absatz 9 hat; oder

d) hinsichtlich dieses Absatzes eine Bewilligung gemäß Arti-
kel 28 Absatz 7 erhalten hat.

11. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Pensions-
fonds” bedeutet eine Person, die

a) nach dem Recht eines Vertragsstaats errichtet wurde;

b) in diesem Vertragsstaat vorwiegend zu dem Zweck errichtet
und unterhalten wird, Ruhegehälter oder ähnliche Vergütun-
gen, einschließlich Sozialversicherungsleistungen, Invalidi-
tätsrenten und Witwenrente, zu verwalten oder zu gewähren
oder zugunsten einer oder mehrerer dieser Personen Ein-

through a permanent establishment situated therein, and the
holding in respect of which the dividends are paid forms part of
the business property of such permanent establishment. In
such case, the provisions of Article 7 (Business Profits) shall
apply.

8. A Contracting State may not impose any tax on dividends
paid by a company which is a resident of the other Contracting
State, except insofar as such dividends are paid to a resident of
the first-mentioned State or insofar as the holding in respect of
which the dividends are paid forms part of the business proper-
ty of a permanent establishment situated in that State, nor may
it impose tax on a company’s undistributed profits except as
provided in paragraph 9 of this Article, even if the dividends
paid or the undistributed profits consist wholly or partly of pro-
fits or income arising in that State.

9. A company that is a resident of a Contracting State and
that has a permanent establishment in the other Contracting
State, or that is subject to tax on a net basis in that other Con-
tracting State on items of income that may be taxed in that
other State under Article 6 (Income from Immovable (Real) Pro-
perty) or under paragraph 1 of Article 13 (Gains), may be subject
in that other Contracting State to a tax in addition to the tax
allowable under the other provisions of this Convention. Such
tax, however, may be imposed only on:

a) the portion of the business profits of the company attribut-
able to the permanent establishment, and 

b) the portion of the income referred to in the preceding sen-
tence that is subject to tax under Article 6 or paragraph 1 of
Article 13, that represents the “dividend equivalent amount”
of those profits and income; the term “dividend equivalent
amount” shall, for the purposes of this subparagraph, 

aa) in the case of the United States, have the meaning that
it has under the law of the United States as it may be
amended from time to time without changing the gene-
ral principle thereof; and 

bb) in the case of the Federal Republic of Germany, be that
portion of the income described in subparagraph a)
that is comparable to the amount that would be distri-
buted as a dividend by a locally incorporated sub-
sidiary. 

10. The tax referred to in subparagraphs a) and b) of para-
graph 9 of this Article shall not be imposed at a rate exceeding
the rate specified in subparagraph a) of paragraph 2. In any
case, it shall not be imposed on a company that:

a) satisfies the conditions of clause aa) or bb) of subpara-
graph c) of paragraph 2 of Article 28 (Limitation on Benefits);

b) satisfies the conditions of clauses aa) and bb) of subpara-
graph f) of paragraph 2 of Article 28, provided that the com-
pany satisfies the conditions described in paragraph 4 of
that Article with respect to an item of income, profit or gain
described in paragraph 9 of this Article;

c) is entitled under paragraph 3 of Article 28 to benefits with
respect to an item of income, profit or gain described in
paragraph 9 of this Article; or 

d) has received a determination pursuant to paragraph 7 of
Article 28 with respect to this paragraph.

11. The term “pension fund” as used in this Article means
any person that: 

a) is established under the laws of a Contracting State; 

b) is established and maintained in that Contracting State
primarily to administer or provide pensions or other similar
remuneration, including social security payments, disability
pensions and widow’s pensions or to earn income for the
benefit of one or more of such persons; and
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künfte zu erzielen; und

c) entweder

aa) im Fall der Vereinigten Staaten dort hinsichtlich der
unter Buchstabe b genannten Tätigkeiten von der
Steuer befreit ist oder

bb) im Fall der Bundesrepublik Deutschland ein Vorsorge-
plan ist, bei dem für geleistete Beiträge Vergünstigun-
gen nach dem Einkommensteuergesetz gewährt wer-
den.“ 

Artikel V

Artikel 11 (Zinsen) des Abkommens wird wie folgt geändert:

a) durch Anfügung des folgenden neuen Absatzes 6:

„6. Ungeachtet des Absatzes 1 können Zinsen, bei
denen es sich um Überschussanteile („excess inclusion with
respect to a residual interest“) aus der Verbriefung von
Hypothekenanleihen in den Vereinigten Staaten (U.S. Real
Estate Mortgage Investment Conduit) handelt, von den Ver-
einigten Staaten gemäß ihrem innerstaatlichen Recht
besteuert werden.“;

b) indem in Absatz 5 die Wörter „Absatz 8 Buchstabe a Dop-
pelbuchstabe bb“ gestrichen und durch die Wörter „Ab-
satz 9 Buchstabe b“ ersetzt werden.

Artikel VI

Artikel 13 (Veräußerungsgewinne) des Abkommens wird wie
folgt geändert: Absatz 6 wird gestrichen und ein Absatz mit fol-
gendem Wortlaut wird eingefügt:

„6. Wird eine natürliche Person nach ihrem Wegzug aus
einem der Vertragsstaaten nach den Steuergesetzen dieses
Staates so behandelt, als habe sie Vermögen veräußert, und
wird sie in diesem Staat aufgrund dessen besteuert, so ist diese
Person berechtigt, für Besteuerungszwecke im anderen Ver-
tragsstaat so behandelt zu werden, als hätte sie unmittelbar vor
ihrem Wegzug aus dem erstgenannten Staat das Vermögen zu
einem Betrag veräußert und rückerworben, der dem seinerzeiti-
gen üblichen Marktpreis entspricht.“ 

Artikel VII

1. Artikel 14 (Selbständige Arbeit) des Abkommens wird
gestrichen und die ihm folgenden Artikel werden nicht neu num-
meriert.

2. Artikel 11 Absatz 3 (Zinsen) des Abkommens wird durch
Streichung der Worte „oder eine selbständige Arbeit durch eine
dort gelegene feste Einrichtung“, „oder festen Einrichtung“ und
„beziehungsweise Artikel 14 (Selbständige Arbeit)“ geändert. 

3. Artikel 11 Absatz 5 des Abkommens wird durch Strei-
chung der Worte „oder festen Einrichtung“ geändert.

4. Artikel 12 Absatz 3 (Lizenzgebühren) des Abkommens
wird durch Streichung der Worte „oder eine selbständige Arbeit
durch eine dort gelegene feste Einrichtung“, „oder festen Ein-
richtung“ und „beziehungsweise Artikel 14 (Selbständige
Arbeit)“ geändert. 

5. Artikel 13 Absatz 3 (Veräußerungsgewinne) des Abkom-
mens wird durch Streichung der Worte „oder einer festen Ein-
richtung, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für
die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen Vertrags-
staat zur Verfügung steht,“ und „oder einer solchen festen Ein-
richtung“ geändert.

6. Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe c (Unselbständige Arbeit)
des Abkommens wird durch Streichung der Worte „oder einer
festen Einrichtung“ geändert.

c) is either,

aa) in the case of the United States, exempt from tax in the
United States with respect to the activities described in
subparagraph b) of this paragraph, or 

bb) in the case of the Federal Republic of Germany, a plan
the contributions to which are eligible for preferential
treatment under the Income Tax Act.”

Article V

Article 11 (Interest) of the Convention is modified by:

a) inserting the following new paragraph 6:

“6. Notwithstanding the provisions of paragraph 1, interest
that is an excess inclusion with respect to a residual interest
in a U.S. real estate mortgage investment conduit may be
taxed by the United States in accordance with its domestic
law.”; and

b) in paragraph 5, deleting the words “paragraph 8 (a)(bb)”
where they appear and substituting the words “subpara-
graph b) of paragraph 9”.

Article VI

Article 13 (Gains) of the Convention is modified by deleting
paragraph 6 and substituting the following new paragraph:

“6. Where an individual who, upon ceasing to be a resident of
one of the Contracting States, is treated under the taxation law
of that State as having alienated property and is taxed in that
State by reason thereof, the individual may elect to be treated
for purposes of taxation in the other Contracting State as if the
individual had, immediately before ceasing to be a resident of
the first-mentioned State, alienated and reacquired the proper-
ty for an amount equal to its fair market value at that time.” 

Article VII

1. Article 14 (Independent Personal Services) of the Conven-
tion shall be deleted and the Articles following Article 14 shall
not be re-numbered.

2. Paragraph 3 of Article 11 (Interest) of the Convention shall
be modified by deleting the words “, or performs in that other
State independent personal services from a fixed base situated
therein,”, “or fixed base”, and “or Article 14 (Independent
Personal Services), as the case may be,” where they appear. 

3. Paragraph 5 of Article 11 of the Convention shall be
modified by deleting the words “or a fixed base” where they
appear. 

4. Paragraph 3 of Article 12 (Royalties) of the Convention
shall be modified by deleting the words “, or performs in that
other State independent personal services from a fixed base
situated therein,” and “or Article 14 (Independent Personal
Services), as the case may be,” where they appear. 

5. Paragraph 3 of Article 13 (Gains) of the Convention shall
be modified by deleting the words “or of movable property
pertaining to a fixed base available to a resident of a Con-
tracting State in the other Contracting State for the purpose of
performing independent personal services” and “or of such
fixed base” where they appear.

6. Subparagraph c) of paragraph 2 of Article 15 (Dependent
Personal Services) of the Convention shall be modified by
deleting the words “or a fixed base” where they appear.
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7. Artikel 17 Absatz 1 (Künstler und Sportler) des Abkom-
mens wird wie folgt geändert: Die Worte „ , 14 (Selbständige
Arbeit)“ werden gestrichen.

8. Artikel 17 Absatz 2 des Abkommens wird durch Strei-
chung der Worte „und 14 (Selbständige Arbeit)“ geändert.

9. Artikel 21 Absatz 2 (Andere Einkünfte) des Abkommens
wird durch Streichung der Worte „ , oder der Empfänger im
anderen Staat eine selbständige Arbeit durch eine dort gelege-
ne feste Einrichtung ausübt und die Einkünfte der festen Ein-
richtung zuzurechnen sind“ geändert.

10. Artikel 22 Absatz 2 (Vermögen) des Abkommens wird
durch Streichung der Worte „oder das zu einer festen Einrich-
tung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person
für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen Ver-
tragsstaat zur Verfügung steht,“ geändert.

Artikel VIII

Artikel 18 (Ruhegehälter, Renten und Unterhaltszahlungen)
des Abkommens wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift „Artikel 18 (Ruhegehälter, Renten und Unter-
haltszahlungen)“ wird gestrichen und durch die Überschrift
„Artikel 18 (Ruhegehälter, Renten, Unterhaltszahlungen und
Sozialversicherung)“ ersetzt; und

b) durch Anfügung des folgenden neuen Absatzes 5:

„5. Leistungen aufgrund der Sozialversicherungsgesetz-
gebung eines Vertragsstaats und andere öffentliche Ruhe-
gehälter (soweit sie nicht in Artikel 19 (Öffentlicher Dienst)
behandelt sind), die ein Vertragsstaat an eine im anderen
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, können nur im ande-
ren Vertragsstaat besteuert werden. Ist der vorhergehende
Satz anzuwenden, so behandelt der andere Vertragsstaat
diese Leistungen oder Ruhegehälter so, als handele es sich
um Leistungen aufgrund der Sozialversicherungsgesetzge-
bung dieses anderen Vertragsstaats.“

Artikel IX

In das Abkommen wird der folgende neue Artikel 18A (Alters-
vorsorgepläne) eingefügt:

„Artikel 18A

Altersvorsorgepläne

1. Ist eine in einem Vertragsstaat ansässige natürliche Per-
son Teilnehmer oder Begünstigter eines im anderen Vertrags-
staat errichteten Altersvorsorgeplans, können die im Rahmen
des Plans erzielten Einkünfte nur als Einkünfte dieser Person
besteuert werden, sofern und soweit sie aus diesem Plan an
diese oder zugunsten dieser Person gezahlt werden (und nicht
einem anderen Plan in dem anderen Vertragsstaat zugeführt
werden). 

2. Übt eine natürliche Person, die Teilnehmer oder Begüns-
tigter eines in einem Vertragsstaat errichteten Altersvorsorge-
plans ist, im anderen Vertragsstaat eine unselbstständige oder
selbstständige Arbeit aus,

a) sind Beiträge zum Altersvorsorgeplan, die von dieser oder
für diese Person während des Zeitraums oder für den Zeit-
raum, in dem sie eine unselbstständige oder selbstständige
Arbeit im anderen Staat ausübt, gezahlt werden, im anderen
Staat bei der Ermittlung ihres steuerpflichtigen Einkommens
abzugsfähig (oder davon auszunehmen) und

b) gelten während dieses Zeitraums im Rahmen des Altersvor-
sorgeplans erworbene Ansprüche oder von dem oder für
den Arbeitgeber der natürlichen Person an den Altersvor-
sorgeplan gezahlte Beiträge nicht als Teil des steuerpflich-
tigen Einkommens des Arbeitnehmers; solche Beiträge wer-
den bei der Berechnung der Unternehmensgewinne seines
Arbeitgebers in dem anderen Staat zum Abzug zugelassen.

7. Paragraph 1 of Article 17 (Artistes and Athletes) of the
Convention shall be modified by deleting the words “, 14 (In-
dependent Personal Services)” where they appear.

8. Paragraph 2 of Article 17 of the Convention shall be mo-
dified by deleting the words “and 14 (Independent Personal
Services),” where they appear.

9. Paragraph 2 of Article 21 (Other Income) of the Conven-
tion shall be modified by deleting the words “; or the recipient
performs in that other State independent personal services
from a fixed base situated therein, and the income is attribut-
able to the fixed base” where they appear.

10. Paragraph 2 of Article 22 (Capital) of the Convention
shall be modified by deleting the words “, or by movable
property pertaining to a fixed base available to a resident of a
Contracting State in the other Contracting State for the purpose
of performing independent personal services,” where they
appear.

Article VIII

Article 18 (Pensions, Annuities, Alimony, and Child Support)
of the Convention is modified by:

a) deleting the title “Article 18 (Pensions, Annuities, Alimony,
and Child Support)” and replacing it with the title “Article 18
(Pensions, Annuities, Alimony, Child Support, and Social
Security)”; 

b) by adding a new paragraph 5 as follows:

“5. Social security benefits paid under the social security
legislation of a Contracting State and other public pensions
(not dealt with in Article 19 (Government Service)) paid by a
Contracting State to a resident of the other Contracting
State shall be taxable only in that other Contracting State. In
applying the preceding sentence, that other Contracting
State shall treat such benefit or pension as though it were a
social security benefit paid under the social security legis-
lation of that other Contracting State.”

Article IX

The following new Article 18A (Pension Plans) shall be added
to the Convention:

“Article 18A

Pension Plans

1. Where an individual who is a resident of a Contracting
State is a member or beneficiary of, or participant in, a pension
plan established in the other Contracting State, income earned
by the pension plan may be taxed as income of that individual
only when, and, to the extent that, it is paid to, or for the bene-
fit of, that individual from the pension plan (and not transferred
to another pension plan in that other Contracting State). 

2. Where an individual who is a beneficiary of, or participant
in, a pension plan established in a Contracting State exercises
an employment or self-employment in the other Contracting
State:

a) contributions paid by or on behalf of that individual to the
pension plan during the period or attributable to the period
that he exercises an employment or self-employment in the
other State shall be deductible (or excludable) in computing
his taxable income in that other State; and 

b) any benefits accrued under the pension plan, or contribu-
tions made to the pension plan by or on behalf of the indivi-
dual’s employer, during that period shall not be treated as
part of the employee’s taxable income; any such contribu-
tions shall be allowed as a deduction in computing the busi-
ness profits of his employer in that other State. 
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Die nach diesem Absatz zu gewährende Entlastung darf die
Entlastung nicht übersteigen, die von dem anderen Staat dort
ansässigen Personen für Beiträge an in diesem Staat errichtete
Altersvorsorgepläne oder für im Rahmen von in diesem Staat
errichteten Altersvorsorgeplänen erworbene Ansprüche
gewährt würde. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten
legen die nach diesem Absatz zu gewährende Entlastung
gemäß dem vorhergehenden Satz fest.

3. Absatz 2 gilt nur, sofern

a) Beiträge von der natürlichen oder für die natürliche Person
oder von dem oder für den Arbeitgeber der natürlichen Per-
son vor Aufnahme einer unselbstständigen oder selbststän-
digen Arbeit im anderen Staat durch die Person gezahlt wur-
den, und

b) die zuständige Behörde dieses Staates festgestellt hat,
dass der Altersvorsorgeplan allgemein einem Altersvorsor-
geplan entspricht, der in diesem Staat als solcher für steu-
erliche Zwecke anerkannt ist.

4. Der Ausdruck „Altersvorsorgeplan” bedeutet eine Einrich-
tung in einem Vertragsstaat, die vorwiegend dazu dient, Ruhe-
gehälter zu verwalten und zu gewähren oder Einkünfte zuguns-
ten einer oder mehrerer solcher Einrichtungen zu erzielen. 

5.

a) Übt ein in der Bundesrepublik Deutschland ansässiger
Staatsbürger der Vereinigten Staaten in der Bundesrepublik
Deutschland eine Beschäftigung aus, für die er Einkünfte
bezieht, die in der Bundesrepublik Deutschland steuer-
pflichtig sind und von einem in der Bundesrepublik
Deutschland ansässigen Arbeitgeber oder einer in der Bun-
desrepublik Deutschland gelegenen Betriebsstätte getra-
gen werden, und ist die Person Teilnehmer oder Begünstig-
ter eines in der Bundesrepublik Deutschland errichteten
Altersvorsorgeplans,

aa) sind Beiträge, die von dieser oder für diese Person
während des Zeitraums oder für den Zeitraum der
Tätigkeit in der Bundesrepublik Deutschland gezahlt
werden und dieser Tätigkeit zuzurechnen sind, in den
Vereinigten Staaten bei der Ermittlung ihres steuer-
pflichtigen Einkommens abzugsfähig (oder davon aus-
zunehmen) und

bb) gelten während dieses Zeitraums oder für diesen Zeit-
raum im Rahmen des Altersvorsorgeplans erworbene
Ansprüche oder von dem oder für den Arbeitgeber der
Person an den Altersvorsorgeplan geleistete Beiträge,
die der Tätigkeit zuzurechnen sind, bei der Ermittlung
des steuerpflichtigen Einkommens des Arbeitnehmers
in den Vereinigten Staaten nicht als Teil seines steuer-
pflichtigen Einkommens.

Dieser Absatz gilt nur, soweit für die Beiträge oder Ansprü-
che in der Bundesrepublik Deutschland eine Steuerentlas-
tung gewährt wird.

b) Die Entlastung gemäß diesem Absatz darf nicht die Entlas-
tung übersteigen, die von den Vereinigten Staaten dort
ansässigen Personen für Beiträge an einen in den Vereinig-
ten Staaten errichteten, allgemein vergleichbaren Altersvor-
sorgeplan oder für im Rahmen eines solchen Altersvorsor-
geplans erworbene Ansprüche gewährt würde.

c) Für Zwecke der Feststellung, ob eine natürliche Person
berechtigt ist, an einem in den Vereinigten Staaten errichte-
ten Altersvorsorgeplan teilzunehmen und hinsichtlich eines
solchen Plans Steuervergünstigungen zu erhalten, gelten an
einen in der Bundesrepublik Deutschland errichteten Alters-
vorsorgeplan geleistete Beiträge oder im Rahmen eines sol-
chen Altersvorsorgeplans erworbene Ansprüche als Beiträ-
ge oder Ansprüche im Rahmen eines in den Vereinigten
Staaten errichteten, allgemein vergleichbaren Altersvorsor-
geplans, soweit der Person gemäß diesem Absatz Entlas-
tungen gewährt werden.

The relief available under this paragraph shall not exceed the
relief that would be allowed by the other State to residents of
that State for contributions to, or benefits accrued under, a
pension plan or plans established in that State. The competent
authorities of the Contracting States shall determine the relief
available under this paragraph pursuant to the preceding sen-
tence.

3. The provisions of paragraph 2 shall not apply unless:

a) contributions by or on behalf of the individual, or by or on
behalf of the individual’s employer were made before the
individual began to exercise an employment or self-employ-
ment in the other State; and

b) the pension plan is accepted by the competent authority of
that State as generally corresponding to a pension plan
recognized as such for tax purposes by that State.

4. The term “pension plan” means an arrangement estab-
lished in a Contracting State which is operated principally to
administer or provide pension or retirement benefits or to earn
income for the benefit of one or more such arrangements.

5.

a) Where a citizen of the United States who is a resident of the
Federal Republic of Germany exercises an employment in
the Federal Republic of Germany the income from which is
taxable in the Federal Republic of Germany and is borne by
an employer who is a resident of the Federal Republic of
Germany or by a permanent establishment situated in the
Federal Republic of Germany, and the individual is a bene-
ficiary of, or participant in, a pension plan established in the
Federal Republic of Germany,

aa) contributions paid by or on behalf of that individual to
the pension plan during the period or attributable to the
period that he exercises the employment in the Federal
Republic of Germany, and that are attributable to the
employment, shall be deductible (or excludable) in
computing his taxable income in the United States; and

bb) any benefits accrued under the pension plan, or con-
tributions made to the pension plan by or on behalf of
the individual’s employer, during that period or attribut-
able to that period, and that are attributable to the
employment, shall not be treated as part of the
employee’s taxable income in computing his taxable
income in the United States. 

This paragraph shall apply only to the extent that the con-
tributions or benefits qualify for tax relief in the Federal
Republic of Germany.

b) The relief available under this paragraph shall not exceed
the relief that would be allowed by the United States to its
residents for contributions to, or benefits accrued under, a
generally corresponding pension plan established in the
United States.

c) For purposes of determining an individual’s eligibility to par-
ticipate in and receive tax benefits with respect to a pension
plan established in the United States, contributions made
to, or benefits accrued under, a pension plan established in
the Federal Republic of Germany shall be treated as contri-
butions or benefits under a generally corresponding pension
plan established in the United States to the extent relief is
available to the individual under this paragraph.
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d) Dieser Absatz gilt nur, wenn die zuständige Behörde der
Vereinigten Staaten bestätigt hat, dass der Altersvorsorge-
plan allgemein einem in den Vereinigten Staaten errichteten
Altersvorsorgeplan entspricht.“

Artikel X

Artikel 19 (Öffentlicher Dienst; Sozialversicherung) des
Abkommens wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut
ersetzt:

„Artikel 19

Öffentlicher Dienst

1. Ungeachtet der Artikel 15 (Unselbstständige Arbeit), 16
(Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen) und 17
(Künstler und Sportler)

a) können vorbehaltlich des Buchstabens b Gehälter, Löhne
und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter,
die von einem Vertragsstaat, einer seiner Gebietskörper-
schaften oder einem ihrer Organe an eine natürliche Person
für die diesem Vertragsstaat, der Gebietskörperschaft oder
dem Organ geleisteten Dienste gezahlt werden, nur in die-
sem Staat besteuert werden;

b) können diese Vergütungen jedoch nur im anderen Vertrags-
staat besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat
geleistet werden und die natürliche Person in diesem Staat
ansässig ist und

aa) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder

bb) nicht ausschließlich zu dem Zweck der Leistung der
Dienste in diesem Staat ansässig geworden ist.

2.

a) Ungeachtet des Absatzes 1 können Ruhegehälter und ähn-
liche Vergütungen, die von einem Vertragsstaat, einer seiner
Gebietskörperschaften oder einem ihrer Organe oder aus
von diesem Staat, der Gebietskörperschaft oder dem Organ
errichteten Sondervermögen an eine natürliche Person für
die diesem Staat, der Gebietskörperschaft oder dem Organ
geleisteten Dienste gezahlt werden, nur in diesem Staat
besteuert werden.

b) Diese Ruhegehälter und ähnlichen Vergütungen können
jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden,
wenn die natürliche Person

aa) in diesem Staat ansässig und ein Staatsangehöriger
dieses Staates ist oder

bb) das Ruhegehalt in dem Vertragsstaat, für den die
Dienste geleistet wurden, nicht der Steuer unterliegt,
da die Dienste vollständig im anderen Vertragsstaat
geleistet wurden. 

3. Ruhegehälter, Renten und andere Beträge, die einer der
Vertragsstaaten oder eine juristische Person des öffentlichen
Rechts dieses Staates als Ausgleich für Schäden zahlt, die als
Folge von Kriegshandlungen oder politischer Verfolgung ent-
standen sind, sind im anderen Staat steuerbefreit.

4. Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen sowie
Ruhegehälter für Dienste, die im Zusammenhang mit einer
gewerblichen Tätigkeit eines Vertragsstaats, einer seiner
Gebietskörperschaften oder einer ihrer Organe erbracht wer-
den, sind die Artikel 15 (Unselbstständige Arbeit), 16 (Aufsichts-
rats- und Verwaltungsratsvergütungen), 17 (Künstler und Sport-
ler) und 18 (Ruhegehälter, Renten, Unterhaltszahlungen und
Sozialversicherung) anzuwenden.

5. In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck „Organ“ jeden
Vertreter oder Rechtsträger, der von einem Vertragsstaat, einem
seiner Einzelstaaten oder einer ihrer Gebietskörperschaften zur
Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben geschaffen oder einge-
richtet wurde und in einem Briefwechsel zwischen den zustän-
digen Behörden der Vertragsstaaten bezeichnet und vereinbart
wird.“

d) This paragraph shall not apply unless the competent autho-
rity of the United States has agreed that the pension plan
generally corresponds to a pension plan established in the
United States.”

Article X

Article 19 (Government Service; Social Security) of the Con-
vention is deleted and the following Article substituted:

“Article 19

Government Service

1. Notwithstanding the provisions of Articles 15 (Dependent
Personal Services), 16 (Directors’ Fees), and 17 (Artistes and
Athletes):

a) salaries, wages and other similar remuneration, other than a
pension, paid by a Contracting State or a political subdivi-
sion, local authority or an instrumentality thereof to an in-
dividual in respect of services rendered to that Contracting
State or a political subdivision, local authority or an in-
strumentality thereof shall, subject to the provisions of sub-
paragraph b), be taxable only in that State; 

b) such remuneration, however, shall be taxable only in the
other Contracting State if the services are rendered in that
State and the individual is a resident of that State who:

aa) is a national of that State; or

bb) did not become a resident of that State solely for the
purpose of rendering the services.

2.

a) Notwithstanding the provisions of paragraph 1, pensions
and other similar remuneration paid by, or out of funds crea-
ted by, a Contracting State or a political subdivision, local
authority or an instrumentality thereof to an individual in
respect of services rendered to that State or subdivision,
authority or instrumentality shall be taxable only in that
State.

b) However, such pensions and other remuneration shall be
taxable only in the other Contracting State if the individual
is a

aa) resident of, and a national of, that State; or

bb) the pension is not subject to tax in the Contracting
State for which the services were performed because
the services were performed entirely in the other Con-
tracting State. 

3. Pensions, annuities, and other amounts paid by one of the
Contracting States or by a juridical person organized under the
public laws of that State as compensation for an injury or dam–
age sustained as a result of hostilities or political persecution
shall be exempt from tax by the other State.

4. The provisions of Articles 15 (Dependent Personal Ser-
vices), 16 (Directors’ Fees), 17 (Artistes and Athletes), and 18
(Pensions, Annuities, Alimony, Child Support, and Social Secu-
rity) shall apply to salaries, wages and other similar remunera-
tion, and to pensions, in respect of services rendered in con-
nection with a business carried on by a Contracting State or by
a political subdivision, local authority or an instrumentality
thereof.

5. In this Article, the term “instrumentality” means any agent
or entity created or organized by a Contracting State, one of its
states or a political subdivision or local authority thereof in order
to carry out functions of a governmental nature which is speci-
fied and agreed to in letters exchanged between the competent
authorities of the Contracting States.”
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Artikel XI

Artikel 20 (Gastprofessoren und -lehrer; Studenten und Aus-
zubildende) des Abkommens wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut
ersetzt:

„1. Hält sich ein in einem Vertragsstaat ansässiger Hoch-
schullehrer oder Lehrer vorübergehend im anderen Ver-
tragsstaat zum Zweck fortgeschrittener Studien oder For-
schungsarbeiten oder zur Ausübung einer Lehrtätigkeit an
einer anerkannten Universität oder anderen anerkannten
Lehranstalt oder einer Einrichtung für Forschungsarbeiten
zum öffentlichen Nutzen auf, so können die für diese Tätig-
keit bezogenen Vergütungen für höchstens zwei Jahre ab
dem Zeitpunkt seiner Ankunft nur im erstgenannten Ver-
tragsstaat besteuert werden. Dieser Artikel gilt nicht für Ein-
künfte aus Forschungstätigkeit, wenn die Forschungstätig-
keit nicht im öffentlichen Interesse, sondern in erster Linie
zum privaten Nutzen einer bestimmten Person oder
bestimmter Personen ausgeübt wird. Personen, die im
unmittelbar vorhergehenden Zeitraum in den Genuss der
Vergünstigungen der Absätze 2, 3 oder 4 gekommen sind,
erhalten die Vergünstigungen dieses Absatzes nicht.“;

b) in Absatz 4 werden die Worte „5 000 $ (fünftausend US-Dol-
lar)“ gestrichen und durch die Worte „9 000 $ (neuntausend
US-Dollar)“ ersetzt.

Artikel XII

Artikel 23 (Vermeidung der Doppelbesteuerung) des Abkom-
mens wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut ersetzt:

„Artikel 23

Vermeidung der Doppelbesteuerung

1. In Übereinstimmung mit dem Recht der Vereinigten Staa-
ten und vorbehaltlich der dort vorgesehenen Begrenzungen
(unter Beachtung künftiger, seine tragenden Prinzipien wahren-
der Änderungen) rechnen die Vereinigten Staaten bei einer in
den Vereinigten Staaten ansässigen Person oder einem Staats-
bürger der Vereinigten Staaten auf die Einkommensteuer der
Vereinigten Staaten Folgendes an: 

a) die von dem Staatsbürger oder der ansässigen Person oder
für diese Personen an die Bundesrepublik Deutschland
gezahlte oder ihr geschuldete Einkommensteuer und

b) im Fall einer Gesellschaft der Vereinigten Staaten, der min-
destens 10 vom Hundert der stimmberechtigten Anteile
einer in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen
Gesellschaft gehören, von der die Gesellschaft der Vereinig-
ten Staaten Dividenden bezieht, die von der Gesellschaft
oder für die Gesellschaft an die Bundesrepublik Deutsch-
land gezahlte oder ihr geschuldete Einkommensteuer auf
die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt werden. 

Im Sinne dieses Absatzes gelten die in Artikel 2 Absatz 1 Buch-
stabe b (Unter das Abkommen fallende Steuern) und Artikel 2
Absatz 2 genannten Steuern, ausgenommen die Vermögen-
steuer, als Einkommensteuern.

2. Für die Anwendung des Absatzes 1 gelten nach dem
Recht der Vereinigten Staaten von einer in den Vereinigten Staa-
ten ansässigen Person bezogene Bruttoeinkünfte, die nach die-
sem Abkommen in der Bundesrepublik Deutschland besteuert
werden können, als Einkünfte aus Quellen in der Bundesrepu-
blik Deutschland.

3. Bezieht eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässi-
ge Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und können diese
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in
den Vereinigten Staaten besteuert werden oder sind nach Arti-
kel 10 Absatz 3 (Dividenden) von der Steuer der Vereinigten
Staaten befreit, wird die Steuer wie folgt festgesetzt:

Article XI

Article 20 (Visiting Professors and Teachers; Students and
Trainees) of the Convention is modified by:

a) deleting paragraph 1 and substituting the following para-
graph:

“1. Remuneration that a professor or teacher who is a
resident of a Contracting State and who is temporarily pres-
ent in the other Contracting State for the primary purpose of
carrying out advanced study or research or for teaching at
an accredited university or other recognized educational
institution, or an institution engaged in research for the pub-
lic benefit, receives for such work shall be taxable only in the
first-mentioned Contracting State for a period not exceed-
ing two years from the date of his arrival. This Article shall
not apply to income from research if such research is under-
taken not in the public interest but primarily for the private
benefit of a specific person or persons. The benefits provid-
ed in this paragraph shall not be granted to an individual
who, during the immediately preceding period, enjoyed the
benefits of paragraph 2, 3, or 4.”; and 

b) in paragraph 4, deleting the words “$5,000 (five thousand
United States dollars)” and substituting the words “$9,000
(nine thousand United States dollars)”.

Article XII

Article 23 (Relief from Double Taxation) of the Convention is
deleted and the following Article substituted:

“Article 23

Relief from Double Taxation

1. In accordance with the provisions and subject to the limi-
tations of the law of the United States (as it may be amended
from time to time without changing the general principle hereof),
the United States shall allow to a resident or citizen of the Uni-
ted States as a credit against the United States tax on income:

a) the income tax paid or accrued to the Federal Republic of
Germany by or on behalf of such resident or citizen; and

b) in the case of a United States company owning at least 10
percent of the voting stock of a company that is a resident
of the Federal Republic of Germany and from which the Uni-
ted States company receives dividends, the income tax paid
or accrued to the Federal Republic of Germany by or on
behalf of the payer with respect to the profits out of which
the dividends are paid. 

For the purposes of this paragraph, the taxes referred to in sub-
paragraph b) of paragraph 1 of Article 2 (Taxes Covered) and
paragraph 2 of Article 2, other than the capital tax (Vermögen-
steuer), shall be considered income taxes.

2. For the purposes of applying paragraph 1 of this Article,
an item of gross income, as determined under the laws of the
United States, derived by a resident of the United States that,
under this Convention, may be taxed in the Federal Republic of
Germany shall be deemed to be income from sources in the
Federal Republic of Germany.

3. Where a resident of the Federal Republic of Germany deri-
ves income or owns capital which, in accordance with the pro-
visions of this Convention, may be taxed in the United States or
is exempt from United States tax under paragraph 3 of Arti-
cle 10 (Dividends), tax shall be determined as follows:
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a) Soweit Buchstabe b nichts anderes vorsieht, werden die
Einkünfte oder das Vermögen von der Bemessungsgrundla-
ge der deutschen Steuer ausgenommen. Die Bundesre-
publik Deutschland behält aber das Recht, die nach den
Bestimmungen dieses Abkommens von der Steuer ausge-
nommenen Einkünfte und Vermögenswerte bei der Festset-
zung ihres Steuersatzes zu berücksichtigen. Bei Einkünften
aus Dividenden gelten die vorstehenden Bestimmungen nur
für diejenigen Einkünfte aus nach dem Recht der Vereinigten
Staaten körperschaftsteuerpflichtigen Gewinnausschüttun-
gen auf Anteile an Kapitalgesellschaften, die von einer in
den Vereinigten Staaten ansässigen Gesellschaft an eine in
der Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft
(mit Ausnahme von Personengesellschaften) gezahlt wer-
den, der unmittelbar mindestens 10 vom Hundert der
stimmberechtigten Anteile der in den Vereinigten Staaten
ansässigen Gesellschaft gehören. Die im ersten Satz dieses
Buchstabens vorgesehene Ausnahme gilt nicht für Dividen-
den, die von einer Regulated Investment Company (RIC) der
Vereinigten Staaten oder einem Real Estate Investment
Trust (REIT) der Vereinigten Staaten gezahlt werden, sowie
für Ausschüttungen, die von der ausschüttenden Gesell-
schaft für Zwecke der Steuer der Vereinigten Staaten abge-
zogen werden können. Für Zwecke der Steuern vom Vermö-
gen werden von der Bemessungsgrundlage der deutschen
Steuer ebenfalls Beteiligungen ausgenommen, deren Divi-
denden, falls solche gezahlt werden, nach Maßgabe der
beiden vorhergehenden Sätze von der Steuerbemessungs-
grundlage auszunehmen wären.

b) Auf die deutsche Steuer vom Einkommen wird unter Beach-
tung der Vorschriften des deutschen Steuerrechts über die
Anrechnung ausländischer Steuern die Steuer der Vereinig-
ten Staaten angerechnet, die nach dem Recht der Vereinig-
ten Staaten und in Übereinstimmung mit diesem Abkom-
men von den nachstehenden Einkünften gezahlt wurde:

aa) Einkünfte aus Dividenden im Sinne des Artikels 10
(Dividenden), auf die Buchstabe a nicht anzuwenden
ist;

bb) Veräußerungsgewinne, auf die Artikel 13 (Veräuße-
rungsgewinne) anzuwenden ist, vorausgesetzt, dass
sie in den Vereinigten Staaten nur nach Artikel 13
Absatz 2 Buchstabe b besteuert werden können;

cc) Einkünfte, auf die Artikel 16 (Aufsichtsrats- und Verwal-
tungsratsvergütungen) anzuwenden ist;

dd) Einkünfte, auf die Artikel 17 (Künstler und Sportler)
anzuwenden ist;

ee) Einkünfte, die, soweit nicht Artikel 28 (Schranken für
die Abkommensvergünstigungen) anzuwenden ist,
nach diesem Abkommen von der Steuer der Vereinig-
ten Staaten befreit bleiben.

Im Sinne dieses Absatzes gelten Einkünfte oder Gewinne einer
in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen Person, die
nach diesem Abkommen in den Vereinigten Staaten besteuert
werden können, als Einkünfte aus Quellen innerhalb der Verei-
nigten Staaten.

4. 

a) Ungeachtet des Absatzes 3 Buchstabe a wird die Doppel-
besteuerung durch Steueranrechnung nach Absatz 3 Buch-
stabe b vermieden, wenn Einkünfte oder Vermögenswerte
aufgrund ihrer Zuordnung zu unterschiedlichen Abkom-
mensbestimmungen doppelt besteuert würden und sich
dieser Konflikt nicht durch ein Verfahren nach Artikel 25
(Verständigungsverfahren) regeln lässt.

b) Absatz 3 Buchstabe b und nicht Buchstabe a gilt für Ein-
künfte oder Vermögen, wenn die Vereinigten Staaten das
Abkommen so anwenden, dass sie diese Einkünfte oder
dieses Vermögen von der Besteuerung ausnehmen oder
Artikel 10 Absätze 2 oder 3 (Dividenden) auf diese Einkünfte
anwenden, oder wenn sie diese Einkünfte oder dieses Ver-

a) Except as provided in subparagraph b), the income or capi-
tal shall be excluded from the basis upon which German tax
is imposed. The Federal Republic of Germany, however,
retains the right to take into account in the determination of
its rate of tax items of income and capital excluded under
the provisions of this Convention. In the case of income
from dividends the foregoing provisions shall apply only to
such income from distributions of profits on corporate rights
subject to corporate income tax under United States law as
are paid to a company (not including partnerships) being a
resident of the Federal Republic of Germany by a company
being a resident of the United States at least 10 percent of
the voting shares of which is owned directly by the German
company. The exclusion provided by the first sentence of
this subparagraph shall not apply to dividends paid by a
U.S. Regulated Investment Company (RIC) or a U.S. Real
Estate Investment Trust (REIT) and distributions that are
deductible for United States tax purposes by the company
distributing them. For the purposes of taxes on capital there
shall also be excluded from the basis upon which German
tax is imposed any shareholding the dividends of which, if
paid, would be excluded, according to the two immediately
foregoing sentences, from the basis upon which German tax
is imposed.

b) There shall be allowed as a credit against German tax on
income, subject to the provisions of German tax law regard-
ing credit for foreign tax, the United States tax paid in accor-
dance with the law of the United States and with the provi-
sions of this Convention on the following items of income:

aa) income from dividends within the meaning of Article 10
(Dividends) to which subparagraph a) does not apply;

bb) gains to which Article 13 (Gains) applies provided such
gains are taxable in the United States by reason only of
subparagraph b) of paragraph 2 of Article 13;

cc) income to which Article 16 (Directors' Fees) applies;

dd) income to which Article 17 (Artistes and Athletes) app-
lies;

ee) income which would, but for Article 28 (Limitation on
Benefits), remain exempt from United States tax under
this Convention.

For the purposes of this paragraph, income, profit or gain deri-
ved by a resident of the Federal Republic of Germany that,
under this Convention, may be taxed in the United States shall
be deemed to be income from sources within the United States.

4.

a) Notwithstanding subparagraph a) of paragraph 3, double
taxation shall be avoided by a credit as provided for in sub-
paragraph b) of paragraph 3, if income or capital would be
subject to double taxation due to the placement of such
income or capital under different provisions of the Conven-
tion and this conflict cannot be settled by a procedure pur-
suant to Article 25 (Mutual Agreement Procedure).

b) The provisions of subparagraph b) and not the provisions of
subparagraph a) of paragraph 3 shall apply to income or
capital where the United States applies the provisions of the
Convention to exempt such income or capital from tax, or
applies paragraphs 2 or 3 of Article 10 (Dividends) to such
income, or may under the provisions of the Convention tax
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mögen nach dem Abkommen besteuern können, durch ihr
innerstaatliches Recht jedoch daran gehindert werden.

c) Für Einkünfte oder Vermögenswerte, die die Bundesrepublik
Deutschland nach gehöriger Konsultation den Vereinigten
Staaten auf diplomatischem Weg notifiziert hat, gilt Absatz 3
Buchstabe b und nicht Buchstabe a. In diesem Fall gilt
Buchstabe b für alle Steuerjahre nach dem Jahr, in dem
diese Notifikation erfolgte.

5. Ist ein Staatsbürger der Vereinigten Staaten in der Bun-
desrepublik Deutschland ansässig, so gilt Folgendes: 

a) Bei den nicht nach Absatz 3 von der Bemessungsgrundlage
der deutschen Steuer auszunehmenden Einkünften, die bei
Bezug durch eine in der Bundesrepublik Deutschland
ansässige Person ohne Staatsbürgerschaft der Vereinigten
Staaten von der Steuer der Vereinigten Staaten befreit
wären oder einem ermäßigten Satz der Steuer der Vereinig-
ten Staaten unterlägen, rechnet die Bundesrepublik
Deutschland unter Beachtung der Vorschriften des deut-
schen Steuerrechts über die Anrechnung ausländischer
Steuern auf die deutsche Steuer nur die in den Vereinigten
Staaten gezahlte Steuer an, die die Vereinigten Staaten
nach diesem Abkommen erheben können; dabei werden die
Steuern nicht berücksichtigt, die lediglich nach Artikel 1
Absatz 4 (Allgemeiner Geltungsbereich) aufgrund der
Staatsbürgerschaft erhoben werden können;

b) für Zwecke der Berechnung der Steuer der Vereinigten
Staaten rechnen die Vereinigten Staaten auf die Steuer der
Vereinigten Staaten die Einkommensteuer an, die nach der
in Buchstabe a genannten Anrechnung an die Bundesrepu-
blik Deutschland gezahlt worden ist; die so gewährte
Anrechnung darf den Teil der Steuer der Vereinigten Staaten
nicht schmälern, der nach Buchstabe a auf die deutsche
Steuer angerechnet werden kann; und

c) ausschließlich zum Zweck der Vermeidung der Doppelbe-
steuerung in den Vereinigten Staaten nach Buchstabe b gel-
ten Einkünfte, die in Buchstabe a genannt sind, als aus der
Bundesrepublik Deutschland stammend, soweit dies erfor-
derlich ist, um die Doppelbesteuerung dieser Einkünfte
nach Buchstabe b zu vermeiden.“

Artikel XIII

Artikel 25 Absatz 5 (Verständigungsverfahren) des Abkom-
mens wird gestrichen und durch die folgenden Absätze ersetzt:

„5. Haben sich die zuständigen Behörden im Rahmen eines
Verständigungsverfahrens nach diesem Artikel erfolglos um
eine umfassende Einigung in einem Fall bemüht, so wird der
Fall durch ein Schiedsverfahren beigelegt, das entsprechend
und gemäß den Anforderungen des Absatzes 6 und den von
den Vertragsstaaten vereinbarten Vorschriften oder Verfahren
durchgeführt wird, wenn

a) in mindestens einem der Vertragsstaaten Steuererklärungen
für die in diesem Fall betroffenen Steuerjahre eingereicht
wurden;

b) der Fall

aa) ein Fall ist, bei dem

A) ein oder mehrere Artikel anzuwenden sind, auf die
sich die Vertragsstaaten geeinigt haben, dass sie
einem Schiedsverfahren unterworfen werden sol-
len, und

B) es sich nicht um einen Einzelfall handelt, in dem die
zuständigen Behörden vor dem Zeitpunkt, zu dem
das Schiedsverfahren anderenfalls begonnen hätte,
übereinkommen, dass er für eine Entscheidung
durch ein Schiedsverfahren nicht geeignet ist, oder 

such income or capital but is prevented from doing so under
its laws.

c) The provisions of subparagraph b) and not the provisions of
subparagraph a) of paragraph 3 shall apply to items of in-
come or capital of which the Federal Republic of Germany
has, after due consultation, notified the United States
through diplomatic channels. In such a case, the provisions
of subparagraph b) shall apply for any taxable year following
the year of such notification.

5. Where a United States citizen is a resident of the Federal
Republic of Germany: 

a) With respect to items of income not excluded from the basis
of German tax under paragraph 3 that are exempt from Uni-
ted States tax or that are subject to a reduced rate of United
States tax when derived by a resident of the Federal Repu-
blic of Germany who is not a United States citizen, the
Federal Republic of Germany shall allow as a credit against
German tax, subject to the provisions of German tax law
regarding credit for foreign tax, only the tax paid, if any, that
the United States may impose under the provisions of this
Convention, other than taxes that may be imposed solely by
reason of citizenship under paragraph 4 of Article 1 (General
Scope); 

b) For purposes of computing United States tax, the United
States shall allow as a credit against United States tax the
income tax paid to the Federal Republic of Germany after
the credit referred to in subparagraph a); the credit so
allowed shall not reduce that portion of the United States
tax that is creditable against the German tax in accordance
with subparagraph a); and 

c) For the exclusive purpose of relieving double taxation in the
United States under subparagraph b), items of income refer-
red to in subparagraph a) shall be deemed to arise in the
Federal Republic of Germany to the extent necessary to
avoid double taxation of such income under subpara–
graph b).”

Article XIII

Paragraph 5 of Article 25 (Mutual Agreement Procedure) of
the Convention shall be deleted and replaced with the following
paragraphs:

“5. Where, pursuant to a mutual agreement procedure under
this Article, the competent authorities have endeavored but are
unable to reach a complete agreement in a case, the case shall
be resolved through arbitration conducted in the manner pres-
cribed by, and subject to, the requirements of paragraph 6 and
any rules or procedures agreed upon by the Contracting States,
if:

a) tax returns have been filed with at least one of the Con-
tracting States with respect to the taxable years at issue in
the case;

b) the case 

aa) is a case that 

A) involves the application of one or more Articles that
the Contracting States have agreed shall be the
subject of arbitration, and 

B) is not a particular case that the competent authori-
ties agree, before the date on which arbitration pro-
ceedings would otherwise have begun, is not suit-
able for determination by arbitration, or
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bb) ein Einzelfall ist, in dem die zuständigen Behörden
übereinstimmen, dass er für eine Entscheidung durch
ein Schiedsverfahren geeignet ist, und

c) alle betroffenen Personen gemäß Absatz 6 Buchstabe d
zustimmen.

6. Für die Zwecke des Absatzes 5 und dieses Absatzes gel-
ten die folgenden Vorschriften und Begriffsbestimmungen:

a) Der Ausdruck „betroffene Person“ bedeutet eine Person,
die einer zuständigen Behörde einen Fall zur Prüfung gemäß
diesem Artikel vorlegt, und gegebenenfalls alle weiteren
Personen, deren Steuerpflicht gegenüber einem Vertrags-
staat von einer sich aus dieser Prüfung ergebenden Verstän-
digung unmittelbar betroffen sein kann.

b) Der „Verfahrensbeginn“ in einem Fall ist der früheste Zeit-
punkt, zu dem die für eine sachliche Prüfung hinsichtlich
einer Verständigung erforderlichen Informationen beiden
zuständigen Behörden zugegangen sind.

c) Das Schiedsverfahren in einem Fall beginnt zum späteren
der beiden folgenden Zeitpunkte: 

aa) zwei Jahre nach Verfahrensbeginn in diesem Fall, wenn
die beiden zuständigen Behörden sich nicht vorher auf
einen anderen Zeitpunkt geeinigt haben, oder

bb) der früheste Zeitpunkt nach Eingang des nach Buch-
stabe d vorgeschriebenen Einverständnisses bei bei-
den zuständigen Behörden.

d) Die betroffene(n) Person(en) und ihre bevollmächtigten Ver-
treter müssen sich vor Beginn des Schiedsverfahrens bereit
erklären, anderen Personen keine im Laufe des Schiedsver-
fahrens von einem der Vertragsstaaten oder der Schieds-
stelle erhaltenen Informationen, mit Ausnahme der Ent-
scheidung der Schiedsstelle, offen zu legen.

e) Die Entscheidung gilt als Beilegung durch Verständigung
nach diesem Artikel, die für beide Vertragsstaaten bezüglich
dieses Falls bindend ist, es sei denn, dass eine betroffene
Person die Entscheidung der Schiedsstelle nicht anerkennt.

f) Für Zwecke eines Schiedsverfahrens nach Absatz 5 und
dieses Absatzes gelten die Mitglieder der Schiedsstelle und
ihre Mitarbeiter als „Personen oder Behörden“, denen nach
Artikel 26 (Informationsaustausch und Amtshilfe) des
Abkommens Informationen offen gelegt werden dürfen.“

Artikel XIV

Artikel 28 (Schranken für die Abkommensvergünstigungen)
des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut
ersetzt:

„Artikel 28

Schranken für die Abkommensvergünstigungen

1. Soweit dieser Artikel nichts anderes vorsieht, hat eine in
einem Vertragsstaat ansässige Person, die Einkünfte aus dem
anderen Vertragsstaat bezieht, nur dann im anderen Vertrags-
staat Anspruch auf alle Vergünstigungen nach diesem Abkom-
men, die in einem Vertragsstaat ansässigen Personen ansons-
ten gewährt werden, wenn sie eine „berechtigte Person“ im
Sinne von Absatz 2 ist und alle sonstigen Voraussetzungen die-
ses Abkommens für den Erhalt dieser Vergünstigungen erfüllt.

2. Eine in einem Vertragsstaat ansässige Person ist nur dann
eine berechtigte Person für ein Steuerjahr, wenn sie entweder 

a) eine natürliche Person ist;

b) ein Vertragsstaat oder eine seiner Gebietskörperschaften
ist;

bb) is a particular case that the competent authorities
agree is suitable for determination by arbitration; and

c) all concerned persons agree according to the provisions of
subparagraph d) of paragraph 6.  

6. For the purposes of paragraph 5 and this paragraph, the
following rules and definitions shall apply:

a) The term “concerned person” means the presenter of a
case to a competent authority for consideration under this
Article and all other persons, if any, whose tax liability to
either Contracting State may be directly affected by a mu-
tual agreement arising from that consideration;

b) The “commencement date” for a case is the earliest date on
which the information necessary to undertake substantive
consideration for a mutual agreement has been received by
both competent authorities;

c) Arbitration proceedings in a case shall begin on the later of:

aa) Two years after the commencement date of that case,
unless both competent authorities have previously
agreed to a different date, and

bb) The earliest date upon which the agreement required
by subparagraph d) has been received by both compe-
tent authorities;

d) The concerned person(s), and their authorized representati-
ves or agents, must agree prior to the beginning of arbitra-
tion proceedings not to disclose to any other person any
information received during the course of the arbitration
proceeding from either Contracting State or the arbitration
board, other than the determination of such board;

e) Unless any concerned person does not accept the determi-
nation of an arbitration board, the determination shall con-
stitute a resolution by mutual agreement under this Article
and shall be binding on both Contracting States with
respect to that case; and

f) For purposes of an arbitration proceeding under paragraph
5 and this paragraph, the members of the arbitration board
and their staffs shall be considered “persons or authorities”
to whom information may be disclosed under Article 26
(Exchange of Information and Administrative Assistance) of
the Convention.”

Article XIV

Article 28 (Limitation on Benefits) of the Convention is delet-
ed and the following Article substituted:

“Article 28

Limitation on Benefits

1. Except as otherwise provided in this Article, a resident of
one of the Contracting States that derives income from the
other Contracting State shall be entitled, in that other Con-
tracting State, to all the benefits of this Convention otherwise
accorded to residents of a Contracting State only if such resi-
dent is a “qualified person” as defined in paragraph 2 of this
Article and satisfies any other conditions specified in the Con-
vention for the obtaining of such benefits.

2. A resident of one of the Contracting States is a qualified
person for a taxable year only if such resident is either: 

a) an individual;

b) a Contracting State, political subdivision or local authority
thereof; 
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c) eine Gesellschaft ist, sofern

aa) ihre Hauptaktiengattung (und alle Vorzugsaktiengattun-
gen) regelmäßig an einer oder mehreren anerkannten
Börsen gehandelt wird, und entweder

A) ihre Hauptaktiengattung hauptsächlich an einer in
dem Vertragsstaat, in dem die Gesellschaft ansäs-
sig ist, gelegenen Börse gehandelt wird oder

B) der hauptsächliche Ort der Geschäftsführung und
Überwachung der Gesellschaft sich in dem Ver-
tragsstaat befindet, in dem sie ansässig ist; oder

bb) Aktien, die mindestens 50 vom Hundert der gesamten
Stimmrechte und des Werts (und mindestens 50 vom
Hundert jeder Vorzugsaktiengattung) der Gesellschaft
darstellen, unmittelbar oder mittelbar von fünf oder
weniger Gesellschaften gehalten werden, die Anspruch
auf Vergünstigungen gemäß Doppelbuchstabe aa
haben, vorausgesetzt, dass bei mittelbarer Beteiligung
jeder zwischengeschaltete Beteiligte in einem der bei-
den Vertragsstaaten ansässig ist;

d) ein nach den Rechtsvorschriften eines der Vertragsstaaten
errichteter Rechtsträger ist, der in diesem Vertragsstaat
ausschließlich zu religiösen, mildtätigen, erzieherischen,
wissenschaftlichen oder ähnlichen Zwecken gegründet
wurde und unterhalten wird;

e) ein nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats
errichteter Rechtsträger ist, der in diesem Vertragsstaat
gegründet wurde und unterhalten wird, um Arbeitnehmern
und Selbstständigen gemäß einem Vorsorgeplan Ruhege-
hälter und ähnliche Leistungen zu gewähren, sofern

aa) mehr als 50 vom Hundert der Begünstigten oder Teil-
nehmer in einem der Vertragsstaaten ansässige, natür-
liche Personen sind oder

bb) der Träger dieser Person gemäß diesem Absatz
Anspruch auf die Vergünstigungen nach diesem
Abkommen hat; oder

f) eine andere als eine natürliche Person ist, sofern

aa) an mindestens der Hälfte der Tage des Steuerjahrs
mindestens 50 vom Hundert jeder Aktiengattung oder
sonstigen wirtschaftlichen Eigentums an der Person
unmittelbar oder mittelbar von in diesem Vertragsstaat
ansässigen Personen gehalten werden, die gemäß
Buchstabe a, Buchstabe b, Buchstabe c Doppelbuch-
stabe aa, Buchstabe d oder Buchstabe e Anspruch auf
die Vergünstigungen nach diesem Abkommen haben,
sofern bei mittelbarer Beteiligung jeder zwischenge-
schaltete Beteiligte in diesem Vertragsstaat ansässig
ist, und

bb) weniger als 50 vom Hundert des Rohgewinns der Per-
son für das Steuerjahr unmittelbar oder mittelbar in
Form von Zahlungen, die für Zwecke der unter das
Abkommen fallenden Steuern im Ansässigkeitsstaat
der Person abzugsfähig sind, an Personen gezahlt wer-
den oder diesen geschuldet sind, die in keinem der Ver-
tragsstaaten ansässig sind und keinen Anspruch auf
die Vergünstigungen nach dem Abkommen gemäß
Buchstabe a, Buchstabe b, Buchstabe c Doppelbuch-
stabe aa, Buchstabe d oder Buchstabe e haben.

3. Ist eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft
keine berechtigte Person, so hat sie dennoch Anspruch auf alle
Vergünstigungen nach diesem Abkommen, die in einem Ver-
tragsstaat ansässigen Personen ansonsten für Einkünfte
gewährt werden, wenn sie alle anderen Voraussetzungen für
den Erhalt dieser Vergünstigungen erfüllt und

a) Anteile, die mindestens 95 vom Hundert der gesamten
Stimmrechte und des Werts (und mindestens 50 vom Hun-
dert aller Vorzugsaktiengattungen) der Gesellschaft darstel-

c) a company, if

aa) its principal class of shares (and any disproportionate
class of shares) is regularly traded on one or more
recognized stock exchanges, and either 

A) its principal class of shares is primarily traded on a
recognized stock exchange located in the Con-
tracting State of which the company is a resident;
or

B) the company’s primary place of management and
control is in the Contracting State of which it is a
resident; or

bb) shares representing at least 50 percent of the aggre-
gate voting power and value (and at least 50 percent of
any disproportionate class of shares) of the company
are owned directly or indirectly by five or fewer compa-
nies entitled to benefits under clause aa) of this subpa-
ragraph, provided that, in the case of indirect owner-
ship, each intermediate owner is a resident of either
Contracting State; 

d) an entity organized under the laws of one of the Contracting
States and established and maintained in that Contracting
State exclusively for a religious, charitable, educational,
scientific, or other similar purpose;

e) an entity organized under the laws of one of the Contracting
States and established and maintained in that Contracting
State to provide, pursuant to a plan, pensions or other
similar benefits to employed and self-employed persons,
provided that:

aa) more than 50 percent of the entity’s beneficiaries,
members or participants are individuals resident in
either Contracting State; or 

bb) the organization sponsoring such person is entitled to
the benefits of the Convention pursuant to this
paragraph; or

f) a person other than an individual, if:

aa) on at least half the days of the taxable year at least
50 percent of each class of shares or other beneficial
interests in the person is owned, directly or indirectly,
by residents of that Contracting State that are entitled
to the benefits of this Convention under subparagraph
a), subparagraph b), clause aa) of subparagraph c),
subparagraph d) or subparagraph e) of this paragraph,
provided that, in the case of indirect ownership, each
intermediate owner is a resident of that Contracting
State; and

bb) less than 50 percent of the person’s gross income for
the taxable year is paid or accrued, directly or indirect-
ly, to persons who are not residents of either Contract-
ing State entitled to the benefits of this Convention
under subparagraph a), subparagraph b), clause aa) of
subparagraph c), subparagraph d) or subparagraph e)
of this paragraph in the form of payments that are
deductible for purposes of the taxes covered by this
Convention in the person’s State of residence.

3. Notwithstanding that a company that is a resident of a
Contracting State may not be a qualified person, it shall be
entitled to all the benefits of this Convention otherwise accor-
ded to residents of a Contracting State with respect to an item
of income if it satisfies any other specified conditions for the
obtaining of such benefits and:

a) shares representing at least 95 percent of the aggregate
voting power and value (and at least 50 percent of any
disproportionate class of shares) of the company are
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len, unmittelbar oder mittelbar von sieben oder weniger Per-
sonen gehalten werden, die gleichberechtigte Begünstigte
sind, und 

b) weniger als 50 vom Hundert des Rohgewinns der Gesell-
schaft für das Steuerjahr, in dem die Einkünfte erzielt wer-
den, unmittelbar oder mittelbar in Form von Zahlungen, die
für Zwecke der unter das Abkommen fallenden Steuern im
Ansässigkeitsstaat der Gesellschaft abzugsfähig sind, an
Personen gezahlt werden oder diesen geschuldet sind, die
keine gleichberechtigten Begünstigten sind.

4.

a) Ist eine in einem Vertragsstaat ansässige Person keine
berechtigte Person, so hat sie dennoch Anspruch auf alle
Vergünstigungen nach diesem Abkommen, die in einem
Vertragsstaat ansässigen Personen ansonsten für aus dem
anderen Vertragsstaat bezogene Einkünfte gewährt werden,
wenn die ansässige Person im erstgenannten Vertragsstaat
aktiv gewerblich tätig ist (außer wenn die Tätigkeit in der
Platzierung oder Verwaltung von Kapitalanlagen für eigene
Rechnung besteht, es sei denn, es handelt sich bei dieser
Tätigkeit um Bank- oder Versicherungstätigkeiten oder
Wertpapierhandel einer Bank oder Versicherungsgesell-
schaft oder eines zugelassenen Wertpapierhändlers), die
aus dem anderen Vertragsstaat bezogenen Einkünfte im
Zusammenhang mit dieser gewerblichen Tätigkeit bezogen
werden oder aus Anlass dieser Tätigkeit anfallen und die
ansässige Person alle anderen Voraussetzungen für den
Erhalt dieser Vergünstigungen erfüllt.

b) Übt eine in einem der Vertragsstaaten ansässige Person
oder eines ihrer verbundenen Unternehmen im anderen Ver-
tragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit aus, durch die Ein-
künfte erzielt werden, gilt Buchstabe a nur dann für diese
Einkünfte, wenn die gewerbliche Tätigkeit im erstgenannten
Vertragsstaat gegenüber der gewerblichen Tätigkeit im
anderen Vertragsstaat erheblich ist. 

c) Bei der Feststellung, ob eine Person gemäß Buchstabe a in
einem Vertragsstaat aktiv gewerblich tätig ist, gelten Tätig-
keiten von mit dieser Person verbundenen Personen als
Tätigkeiten dieser Person. Eine Person gilt als mit einer
anderen Person verbunden, wenn einer Person mindestens
50 vom Hundert des wirtschaftlichen Eigentums an der
anderen Person (oder im Fall einer Gesellschaft Anteile, die
mindestens 50 vom Hundert der gesamten Stimmrechte
und des Werts der Gesellschaft oder des wirtschaftlichen
Eigentums an der Gesellschaft darstellen) gehören oder
einer anderen Person unmittelbar oder mittelbar mindestens
50 vom Hundert des wirtschaftlichen Eigentums an jeder
Person (oder im Fall einer Gesellschaft Anteile, die mindes-
tens 50 vom Hundert der gesamten Stimmrechte und des
Werts der Gesellschaft oder des wirtschaftlichen Eigentums
an der Gesellschaft darstellen) gehören. In jedem Fall gilt
eine Person als mit einer anderen Person verbunden, wenn
eine Person sämtlichen Tatsachen und Umständen zufolge
die andere Person beherrscht oder beide Personen von der-
selben Person oder denselben Personen beherrscht wer-
den.

5. Bezieht ein Unternehmen eines Vertragsstaats Einkünfte
aus dem anderen Vertragsstaat und sind diese Einkünfte einer
in einem Drittstaat gelegenen Betriebsstätte des Unternehmens
zuzurechnen, so werden die nach den anderen Bestimmungen
des Abkommens zu gewährenden Steuervergünstigungen
ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels
nicht gewährt, sofern die für diese Einkünfte im erstgenannten
Vertragsstaat und im Drittstaat tatsächlich gezahlte Steuer
weniger als 60 vom Hundert der Steuer beträgt, die im erstge-
nannten Staat zu entrichten gewesen wäre, wenn das Unter-
nehmen die Einkünfte in diesem Staat erzielt hätte und sie nicht
der im Drittstaat gelegenen Betriebsstätte zuzurechnen wären.
Dividenden, Zinsen oder Lizenzgebühren, auf die dieser Absatz
anzuwenden ist, dürfen zu einem Satz besteuert werden, der
15 vom Hundert des Bruttobetrags dieser Einkünfte nicht über-

owned, directly or indirectly, by seven or fewer persons who
are equivalent beneficiaries; and

b) less than 50 percent of the company’s gross income for the
taxable year in which the item of income arises is paid or
accrued, directly or indirectly, to persons who are not 
equivalent beneficiaries, in the form of payments that are
deductible for the purposes of the taxes covered by this
Convention in the Contracting State of which the company
is a resident.

4. 

a) Notwithstanding that a resident of a Contracting State may
not be a qualified person, it shall be entitled to all the bene-
fits of this Convention otherwise accorded to residents of a
Contracting State with respect to an item of income derived
from the other Contracting State, if the resident is engaged
in the active conduct of a trade or business in the first-men-
tioned Contracting State (other than the activities of making
or managing investments for the resident’s own account,
unless these activities are banking, insurance or securities
dealing carried on by a bank, insurance company or regis-
tered securities dealer), the income derived from the other
Contracting State is derived in connection with, or is inci-
dental to, that trade or business and that resident satisfies
any other specified conditions for the obtaining of such ben-
efits.

b) If a resident of one of the Contracting States or any of its
associated enterprises carries on a trade or business activi-
ty in the other Contracting State which gives rise to an item
of income, subparagraph a) of this paragraph shall apply to
such item only if the trade or business activity in the first-
mentioned Contracting State is substantial in relation to the
trade or business activity in the other Contracting State. 

c) In determining whether a person is engaged in the active
conduct of a trade or business in a Contracting State under
subparagraph a) of this paragraph, activities conducted by
persons connected to such person shall be deemed to be
conducted by such person. A person shall be connected to
another if one possesses at least 50 percent of the benefi-
cial interest in the other (or, in the case of a company, sha-
res representing at least 50 percent of the aggregate voting
power and value of the company or of the beneficial equity
interest in the company) or another person possesses,
directly or indirectly, at least 50 percent of the beneficial
interest (or, in the case of a company, shares representing at
least 50 percent of the aggregate voting power and value of
the company or of the beneficial equity interest in the com-
pany) in each person. In any case, a person shall be consi-
dered to be connected to another if, on the basis of all the
facts and circumstances, one has control of the other or
both are under the control of the same person or persons.

5. Notwithstanding the preceding provisions of this Article,
where an enterprise of a Contracting State derives income from
the other Contracting State, and that income is attributable to a
permanent establishment which that enterprise has in a third
jurisdiction, the tax benefits that would otherwise apply under
the other provisions of the Convention will not apply to that
income if the combined tax that is actually paid with respect to
such income in the first-mentioned Contracting State and in the
third jurisdiction is less than 60 percent of the tax that would
have been payable in the first-mentioned State if the income
were earned in that Contracting State by the enterprise and
were not attributable to the permanent establishment in the
third jurisdiction. Any dividends, interest or royalties to which
the provisions of this paragraph apply shall be subject to tax at
a rate that shall not exceed 15 percent of the gross amount
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steigt. Andere Einkünfte, auf die dieser Absatz anzuwenden ist,
können ungeachtet anderer Bestimmungen dieses Abkom-
mens nach dem innerstaatlichen Recht des anderen Vertrags-
staats besteuert werden. Dieser Absatz ist nicht anzuwenden
auf 

a) Lizenzgebühren, die als Vergütung für die Nutzung oder das
Recht auf Nutzung immaterieller Wirtschaftsgüter gezahlt
werden, die von der Betriebsstätte selbst hergestellt oder
entwickelt wurden, oder

b) sonstige Einkünfte, die aus dem anderen Vertragsstaat
stammen und im Zusammenhang mit einer von der
Betriebsstätte im Drittstaat ausgeübten aktiven gewerbli-
chen Tätigkeit erzielt werden oder aus Anlass dieser Tätig-
keit anfallen (außer wenn die Tätigkeit in der Platzierung, der
Verwaltung oder dem bloßen Besitz von Kapitalanlagen für
eigene Rechnung besteht, es sei denn, es handelt sich um
Banktätigkeiten oder Wertpapierhandel einer Bank oder
eines zugelassenen Wertpapierhändlers).

6. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti-
kels können einem deutschen Investmentfonds oder einer deut-
schen Investmentaktiengesellschaft (zusammenfassend als
Investmentvermögen bezeichnet) nur dann die Vergünstigun-
gen aus diesem Abkommen gewährt werden, wenn mindestens
90 vom Hundert der Aktien oder anderen Eigentumsrechte an
dem deutschen Investmentvermögen unmittelbar oder mittel-
bar in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen Personen
gehören, die Anspruch auf die Vergünstigungen nach diesem
Abkommen gemäß Absatz 2 Buchstabe a, Buchstabe b, Buch-
stabe c Doppelbuchstabe aa, Buchstabe d oder Buchstabe e
haben, oder Personen, die hinsichtlich der Einkünfte des deut-
schen Investmentvermögens, für das Vergünstigungen bean-
sprucht werden, gleichberechtigte Begünstigte sind. Bei der
Anwendung dieses Absatzes werden Mitglieder oder Begüns-
tigte der in § 1 Absatz 1 Nummern 3 und 5 des deutschen Kör-
perschaftsteuergesetzes genannten Rechtsträger als Personen
angesehen, die indirekt Anteile an dem deutschen Investment-
vermögen halten. Bei der Feststellung, ob das deutsche Invest-
mentvermögen die 90-vom-Hundert-Beteiligungsgrenze erfüllt,
werden die in § 1 Absatz 1 Nummer 5 des deutschen Körper-
schaftsteuergesetzes genannten Stiftungen, soweit sie nicht
unter Absatz 2 Buchstabe d dieses Artikels fallen, nicht berück-
sichtigt. 

7. Einer in einem der Vertragsstaaten ansässigen Person, die
aufgrund der vorstehenden Absätze nicht alle oder keine Ver-
günstigungen aus diesem Abkommen beanspruchen kann,
können diese Vergünstigungen gleichwohl gewährt werden,
wenn die zuständige Behörde des Staates, aus dem die betref-
fenden Einkünfte stammen, dies zulässt. Bei dieser Entschei-
dung zieht die zuständige Behörde in Betracht, ob die Errich-
tung, der Erwerb oder das Bestehen dieser Person oder die
Tätigkeit als solche hauptsächlich dazu dient, Vergünstigungen
nach diesem Abkommen zu erhalten. Die zuständige Behörde
des Vertragsstaats, aus dem die Einkünfte stammen, konsultiert
die zuständige Behörde des anderen Vertragsstaats, bevor sie
nach dem Abkommen zu gewährende Vergünstigungen nach
diesem Absatz versagt. 

8. Für die Zwecke dieses Artikels gelten folgende Vorschrif-
ten und Begriffsbestimmungen:

a) der Ausdruck „anerkannte Börse“ bedeutet

aa) das NASDAQ-System und jede Börse, die bei der U.S.
Securities and Exchange Commission als nationale
Effektenbörse im Sinne des Securities Exchange Act of
1934 registriert ist;

bb) jede deutsche Börse, an der Aktien amtlich gehandelt
werden;

cc) jede sonstige Börse, deren Anerkennung im Sinne die-
ses Artikels die zuständigen Behörden vereinbaren;

thereof. Any other income to which the provisions of this para-
graph apply will be subject to tax under the provisions of the
domestic law of the other Contracting State, notwithstanding
any other provision of the Convention. The provisions of this
paragraph shall not apply if: 

a) in the case of royalties, the royalties are received as com-
pensation for the use of, or the right to use, intangible pro-
perty produced or developed by the permanent establish-
ment itself; or 

b) in the case of any other income, the income derived from
the other Contracting State is derived in connection with, or
is incidental to, the active conduct of a trade or business
carried on by the permanent establishment in the third juris-
diction (other than the business of making, managing or
simply holding investments for the person’s own account,
unless these activities are banking or securities activities
carried on by a bank or registered securities dealer).

6. Notwithstanding the preceding provisions of this Article, a
German Investment Fund or German Investmentaktiengesell-
schaft (collectively referred to as Investmentvermögen) may
only be granted the benefits of this Convention if at least 90 per-
cent of the shares or other beneficial interests in the German
Investmentvermögen are owned, directly or indirectly, by resi-
dents of the Federal Republic of Germany that are entitled to
the benefits of this Convention under subparagraph a), subpa-
ragraph b), clause aa) of subparagraph c), subparagraph d) or
subparagraph e) of paragraph 2 of this Article or by persons that
are equivalent beneficiaries with respect to the income derived
by the German Investmentvermögen for which benefits are
being claimed. For the purposes of this paragraph, beneficiaries
of entities that are subject to numbers 3 and 5 of paragraph 1 of
section 1 of the German Corporate Tax Act shall be treated as
indirectly owning shares of a German Investmentvermögen.
Foundations referred to in number 5 of paragraph 1 of section 1
of the German Corporate Tax Act, other than those referred to in
subparagraph d) of paragraph 2 of this Article, shall not be
taken into account in determining whether a German Invest-
mentvermögen meets the 90 percent minimum ownership
threshold. 

7. A person resident of one of the Contracting States, who is
not entitled to some or all of the benefits of this Convention
because of the foregoing paragraphs, may, nevertheless, be
granted benefits of this Convention if the competent authority of
the Contracting State in which the income in question arises so
determines. In making such determination, the competent auth-
ority shall take into account as its guidelines whether the
establishment, acquisition or maintenance of such person or
the conduct of its operations has or had as one of its principal
purposes the obtaining of benefits under this Convention. The
competent authority of the Contracting State in which the inco-
me arises will consult with the competent authority of the other
Contracting State before denying the benefits of the Conventi-
on under this paragraph. 

8. For the purposes of this Article the following rules and
definitions shall apply:

a) the term “recognized stock exchange” means:

aa) the NASDAQ System and any stock exchange registe-
red with the U.S. Securities and Exchange Commission
as a national securities exchange under the U.S. Secu-
rities Exchange Act of 1934; 

bb) any German stock exchange on which registered
dealings in shares take place;

cc) any other stock exchange which the competent autho-
rities agree to recognize for the purposes of this Article;
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b)

aa) der Ausdruck „Hauptaktiengattung“ bedeutet die
Stammaktien der Gesellschaft, sofern diese Aktiengat-
tung die Mehrheit der Stimmrechte und des Werts der
Gesellschaft darstellt. Stellt keine einzelne Stammak-
tiengattung die Mehrheit der gesamten Stimmrechte
und des Gesamtwerts der Gesellschaft dar, so gelten
die Gattung oder Gattungen als „Hauptaktiengattung“,
die insgesamt die Mehrheit der gesamten Stimmrechte
und des Gesamtwerts der Gesellschaft darstellen;

bb) der Ausdruck „Aktien“ umfasst auch Hinterlegungs-
scheine („depository receipts“) und Anteilsscheine an
einem Treuhandvermögen („trust certificates“);

c) der Ausdruck „Vorzugsaktiengattung“ bedeutet jede Aktien-
gattung einer in einem der Vertragsstaaten ansässigen
Gesellschaft, die dem Anteilseigner durch Dividenden,
Rückzahlungen oder anderweitig eine unverhältnismäßig
höhere Beteiligung an den im anderen Vertragsstaat durch
besondere Vermögenswerte oder Tätigkeiten der Gesell-
schaft erzielten Einkünften einräumt;

d) der hauptsächliche Ort der Geschäftsführung und Überwa-
chung der Gesellschaft befindet sich nur dann in dem Ver-
tragsstaat, in dem diese ansässig ist, wenn die leitenden
Angestellten und Mitarbeiter der Geschäftsführung in die-
sem Vertragsstaat für einen größeren Teil der strategie-,
finanz- und geschäftspolitischen Entscheidungen bezüglich
der Gesellschaft (einschließlich ihrer unmittelbaren und mit-
telbaren Tochtergesellschaften) die laufende Verantwortung
übernehmen als in jedem anderen Staat und die Mitarbeiter
in diesem Vertragsstaat einen größeren Teil der zur Vorberei-
tung und Herbeiführung dieser Entscheidungen erforderli-
chen laufenden Tätigkeiten ausüben als in jedem anderen
Staat;

e) als gleichberechtigter Begünstigter gilt eine in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union, einem Staat des Euro-
päischen Wirtschaftsraums oder einem Vertragsstaat des
Nordamerikanischen Freihandelsabkommens ansässige
Person, jedoch nur, wenn sie

aa)

A) Anspruch auf alle Vergünstigungen eines umfas-
senden Doppelbesteuerungsabkommens zwischen
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem
Staat des Europäischen Wirtschaftsraums oder
einem Vertragsstaat des Nordamerikanischen Frei-
handelsabkommens und dem Staat hätte, von dem
die Vergünstigungen aus diesem Abkommen nach
Bestimmungen, die Absatz 2 Buchstabe a, Buch-
stabe b, Buchstabe c Doppelbuchstabe aa, Buch-
stabe d oder Buchstabe e entsprechen, bean-
sprucht werden, sofern die Person, sollte ein sol-
ches Abkommen keinen umfassenden Artikel zu
Schranken für die Abkommensvergünstigungen
enthalten, eine berechtigte Person nach Absatz 2
Buchstabe a, Buchstabe b, Buchstabe c Doppel-
buchstabe aa, Buchstabe d oder Buchstabe e
wäre, wenn sie nach Artikel 4 (Ansässigkeit) dieses
Abkommens in einem der Staaten ansässig wäre,
und

B) hinsichtlich Versicherungsprämien und Einkünften
nach Artikel 10 (Dividenden), 11 (Zinsen) oder 12
(Lizenzgebühren) dieses Abkommens in Bezug auf
die bestimmte Einkunftsart, für die nach diesem
Abkommen Vergünstigungen beansprucht werden,
nach einem solchen Abkommen Anspruch auf
einen Steuersatz hätte, der mindestens ebenso
niedrig ist wie der nach diesem Abkommen gelten-
de Steuersatz, oder

b)

aa) the term “principal class of shares” means the ordinary
or common shares of the company, provided that such
class of shares represents the majority of the voting
power and value of the company. If no single class of
ordinary or common shares represents the majority of
the aggregate voting power and value of the company,
the “principal class of shares” is that class or those
classes that in the aggregate represent a majority of the
aggregate voting power and value of the company;

bb) the term “shares” shall include depository receipts
thereof or trust certificates thereof;

c) the term “disproportionate class of shares” means any class
of shares of a company resident in one of the Contracting
States that entitles the shareholder to disproportionately
higher participation, through dividends, redemption pay-
ments or otherwise, in the earnings generated in the other
Contracting State by particular assets or activities of the
company;

d) the company’s primary place of management and control
will be in the Contracting State of which it is a resident only
if executive officers and senior management employees
exercise day-to-day responsibility for more of the strategic,
financial and operational policy decision making for the
company (including its direct and indirect subsidiaries) in
that Contracting State than in any other state and the staffs
conduct more of the day-to-day activities necessary for pre-
paring and making those decisions in that Contracting State
than in any other state;

e) an equivalent beneficiary is a resident of a member state of
the European Union or of a European Economic Area state
or of a party to the North American Free Trade Agreement
but only if that resident:

aa)

A) would be entitled to all the benefits of a compre-
hensive convention for the avoidance of double
taxation between any member state of the Europe-
an Union or a European Economic Area state or any
party to the North American Free Trade Agreement
and the State from which the benefits of this Con-
vention are claimed under provisions analogous to
subparagraph a), subparagraph b), clause aa) of
subparagraph c), subparagraph d) or subparagraph
e) of paragraph 2 of this Article provided that if such
convention does not contain a comprehensive limi-
tation on benefits article, the person would be a
qualified person under subparagraph a), subpara-
graph b), clause aa) of subparagraph c), subpara-
graph d) or subparagraph e) of paragraph 2 of this
Article if such person were a resident of one of the
States under Article 4 (Resident) of this Convention;
and

B) with respect to insurance premiums and to income
referred to in Article 10 (Dividends), 11 (Interest)
or 12 (Royalties) of this Convention, would be enti-
tled under such convention to a rate of tax with
respect to the particular class of income for which
benefits are being claimed under this Convention
that is at least as low as the rate applicable under
this Convention; or
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bb) eine in einem Vertragsstaat ansässige Person ist, die
aufgrund von Absatz 2 Buchstabe a, Buchstabe b,
Buchstabe c Doppelbuchstabe aa, Buchstabe d oder
Buchstabe e als berechtigte Person gilt.

Bei Anwendung des Artikels 10 Absatz 3 (Dividenden) wird
eine Person, der unmittelbar oder mittelbar Anteile an der
die Vergünstigungen aus diesem Abkommen beanspru-
chenden Gesellschaft gehören, für die Feststellung, ob sie
ein gleichberechtigter Begünstigter ist, so behandelt, als
halte sie dieselben Stimmanteile an der die Dividenden zah-
lenden Gesellschaft wie die die Vergünstigungen beanspru-
chende Gesellschaft;

f) hinsichtlich Dividenden, Zinsen oder Lizenzgebühren, die
aus der Bundesrepublik Deutschland stammen und deren
Nutzungsberechtigter eine in den Vereinigten Staaten
ansässige Gesellschaft ist, wird eine in einem Mitgliedstaat
der Europäischen Union ansässige Gesellschaft so behan-
delt, als erfülle sie die Voraussetzungen des Buchstabens e
Doppelbuchstabe aa Großbuchstabe B hinsichtlich der
Feststellung, ob eine solche in den Vereinigten Staaten
ansässige Person Anspruch auf die Vergünstigungen nach
diesem Absatz hat, wenn eine Zahlung von aus der Bundes-
republik Deutschland stammenden und unmittelbar an
diese in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union ansäs-
sige Person gezahlten Dividenden, Zinsen oder Lizenzge-
bühren gemäß einer Richtlinie der Europäischen Union von
der Steuer befreit wäre, auch wenn das Doppelbesteue-
rungsabkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und diesem anderen Mitgliedstaat der Europäischen
Union für eine solche Zahlung einen höheren Steuersatz
vorsehen würde als den für diese Gesellschaft der Vereinig-
ten Staaten nach Artikel 10 (Dividenden), 11 (Zinsen)
oder 12 (Lizenzgebühren) dieses Abkommens geltenden
Steuersatz.“

Artikel XV

Artikel 17 Absatz 1 (Künstler und Sportler) und Artikel 20
Absätze 4 und 5 (Gastprofessoren und -lehrer, Studenten und
Auszubildende) des Abkommens werden geändert, indem die
Worte „Deutscher Mark“ gestrichen und durch das Wort „Euro“
ersetzt werden.

Artikel XVI

Das Protokoll zum Abkommen wird wie folgt geändert:
Absätze 1 bis 28 werden gestrichen und durch die folgenden
Absätze ersetzt:

„1. Zu Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe b (Allgemeiner Geltungs-
bereich) 

Der Ausdruck „langfristig Aufenthaltsberechtigter“ bezeichnet
eine natürliche Person, der während der vorangegangenen 15
Steuerjahre für mindestens acht Steuerjahre der rechtmäßige
Aufenthalt in den Vereinigten Staaten gestattet war. Um zu
bestimmen, ob die Voraussetzung des im vorstehenden Satz
genannten Mindestzeitraums erfüllt wird, gilt eine natürliche
Person hinsichtlich eines Steuerjahrs, in dem sie nach den
Bestimmungen eines Doppelbesteuerungsabkommens der Ver-
einigten Staaten in einem anderen Land als den Vereinigten
Staaten als dort ansässige Person behandelt wird, sofern sie
nicht auf die von den Vereinigten Staaten einer im anderen Land
ansässigen Person nach diesem Abkommen gewährten Ver-
günstigungen verzichtet, nicht als eine Person, der der recht-
mäßige Aufenthalt in den Vereinigten Staaten gestattet war.
Somit gilt eine natürliche Person, die in jedem der 15 Steuerjah-
re vor dem Verlust ihres Status als zum rechtmäßigen Aufenthalt
berechtigte Person in der Bundesrepublik Deutschland ansäs-
sig war (im Sinne des Artikels 4 (Ansässigkeit)) und die die von
den Vereinigten Staaten einer in der Bundesrepublik Deutsch-
land ansässigen Person gewährten Vergünstigungen in An-
spruch genommen hat, nicht als langfristig Aufenthaltsberech-
tigter. 

bb) is a resident of a Contracting State that is a qualified
person by reason of subparagraph a), subparagraph b),
clause aa) of subparagraph c), subparagraph d) or sub-
paragraph e) of paragraph 2 of this Article.

For the purposes of applying paragraph 3 of Article 10 (Divi-
dends) in order to determine whether a person, owning
shares, directly or indirectly, in the company claiming the
benefits of this Convention, is an equivalent beneficiary,
such person shall be deemed to hold the same voting power
in the company paying the dividend as the company
claiming the benefits holds in such company;

f) with respect to dividends, interest or royalties arising in the
Federal Republic of Germany and beneficially owned by a
company that is a resident of the United States, a company
that is a resident of a member state of the European Union
will be treated as satisfying the requirements of clause aa) B)
of subparagraph e) for purposes of determining whether
such United States resident is entitled to benefits under this
paragraph if a payment of dividends, interest or royalties ari-
sing in the Federal Republic of Germany and paid directly to
such resident of a member state of the European Union
would have been exempt from tax pursuant to any directive
of the European Union, notwithstanding that the income tax
convention between the Federal Republic of Germany and
that other member state of the European Union would pro-
vide for a higher rate of tax with respect to such payment
than the rate of tax applicable to such United States compa-
ny under Article 10 (Dividends), 11 (Interest), or 12 (Royal-
ties) of this Convention.”

Article XV

Paragraph 1 of Article 17 (Artistes and Athletes) of the Con-
vention and paragraph 4 and 5 of Article 20 (Visiting Professors
and Teachers; Students and Trainees) of the Convention are
modified by deleting the words “Deutscher Mark” where they
appear and replacing them with the word “Euro”.

Article XVI

The Protocol to the Convention is amended by deleting para-
graphs 1 through 28 and replacing them with the following
paragraphs:

“1. With reference to subparagraph b) of paragraph 4 of
Article 1 (General Scope) 

The term “long-term resident” shall mean any individual who is
a lawful permanent resident of the United States in eight or
more taxable years during the preceding 15 taxable years. In
determining whether the threshold in the preceding sentence is
met, an individual shall not be treated as a lawful permanent
resident of the United States for any taxable year in which such
individual is treated as a resident of a country other than the
United States under the provisions of a tax treaty of the United
States and the individual does not waive the benefits of such
treaty provided by the United States to a resident of the other
country. Consequently, if during each of the 15 taxable years
preceding the loss of his status as a lawful permanent resident
an individual was a resident of the Federal Republic of Germa-
ny (as determined under Article 4 (Residence)) and claimed the
benefits provided by the United States to a resident of the
Federal Republic of Germany, the individual shall not be consi-
dered a long-term resident. 
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2. Zu Artikel 4 Absatz 1 (Ansässigkeit)

a) Die Bundesrepublik Deutschland behandelt einen Staats-
bürger der Vereinigten Staaten oder einen Ausländer, dem
die Einreise zur Gründung eines ständigen Wohnsitzes
rechtmäßig gestattet worden ist (Inhaber einer „grünen
Karte“), nur dann als in den Vereinigten Staaten ansässig,
wenn er in den Vereinigten Staaten einen längeren Aufent-
halt nimmt („substantial presence“) oder dort eine ständige
Wohnstätte oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

b) Ein deutscher Investmentfonds und eine deutsche Invest-
mentaktiengesellschaft (zusammenfassend als Investment-
vermögen bezeichnet), auf die die Vorschriften des Invest-
mentgesetzes anzuwenden sind, gelten als in der Bundes-
republik Deutschland ansässig; eine Regulated Investment
Company (RIC) der Vereinigten Staaten und ein Real Estate
Investment Trust (REIT) der Vereinigten Staaten gelten als in
den Vereinigten Staaten ansässig.

3. Zu Artikel 5 (Betriebsstätte)

Eine in einem Vertragsstaat ansässige Person, die im anderen
Vertragsstaat Konzerte oder Theateraufführungen gibt oder als
Unterhaltungskünstler auftritt oder ähnliche Darbietungen und
Revuen veranstaltet und die im anderen Vertragsstaat nicht
nach Artikel 17 (Künstler und Sportler) besteuert werden kann,
wird nicht so behandelt, als habe sie eine Betriebsstätte in die-
sem Staat, wenn sie sich dort nicht länger als insgesamt 183
Tage im betreffenden Kalenderjahr aufhält. 

4. Zu Artikel 7 (Gewerbliche Gewinne)

Die einer Betriebsstätte zuzurechnenden gewerblichen Gewin-
ne umfassen nur die Gewinne, die aus dem von der Betriebs-
stätte eingesetzten Kapital, den von ihr übernommenen Risiken
und den von ihr ausgeübten Tätigkeiten erzielt werden. Zur
Ermittlung der einer Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne
sind die OECD-Verrechnungspreisleitlinien unter Berücksichti-
gung der unterschiedlichen wirtschaftlichen und rechtlichen
Gegebenheiten eines Einheitsunternehmens anzuwenden.
Daher kann zur Ermittlung der Einkünfte einer Betriebsstätte
jede der dort zur Berechnung eines fremdvergleichskonformen
Ergebnisses als geeignet beschriebenen Methoden angewen-
det werden, sofern die Anwendung dieser Methoden gemäß
den Leitlinien erfolgt. Insbesondere wird die Betriebsstätte bei
der Ermittlung der ihr zuzurechnenden Gewinne so behandelt,
als verfüge sie über denselben Kapitalbetrag, den sie zur Auf-
rechterhaltung ihrer Tätigkeit benötigen würde, wenn sie eine
gleiche oder ähnliche Tätigkeit als selbstständiges Unterneh-
men ausüben würde. Bei Finanzinstituten, bei denen es sich
nicht um Versicherungsgesellschaften handelt, kann ein Ver-
tragsstaat den einer Betriebsstätte zuzurechnenden Kapitalbe-
trag durch Aufteilung des gesamten Eigenkapitals des Instituts
auf seine einzelnen Geschäftsstellen auf der Grundlage des
ihnen jeweils zuzurechnenden Anteils an den risikogewichteten
Vermögenswerten des Finanzinstituts ermitteln. Ein Finanzinsti-
tut kann den seiner Betriebsstätte zuzurechnenden Kapitalbe-
trag nur dann anhand seiner risikogewichteten Vermögenswer-
te ermitteln, wenn es im Rahmen seiner ordentlichen
Geschäftstätigkeit Risikogewichtungen seiner Vermögenswerte
vornimmt.

5. Zu Artikel 7 Absätze 1 und 2 (Gewerbliche Gewinne) und
Artikel 13 Absatz 3 (Veräußerungsgewinne)

Einnahmen, Veräußerungsgewinne oder Ausgaben, die einer
Betriebsstätte zuzurechnen sind, sind bei der Durchführung der
Artikel 7 Absätze 1 und 2 und Artikel 13 Absatz 3 im Staat der
Betriebsstätte auch dann zu versteuern oder abzuziehen, wenn
ihre Zahlung aufgeschoben wird, bis die Betriebsstätte nicht
mehr besteht. Der vorhergehende Satz schließt es nicht aus, auf
die aufgeschobenen Zahlungen innerstaatliche Regelungen
eines Vertragsstaats über die periodengerechte Zurechnung
von Einnahmen und Ausgaben anzuwenden.

2. With reference to paragraph 1 of Article 4 (Residence)

a) The Federal Republic of Germany shall treat a United
States citizen or an alien lawfully admitted for perma-
nent residence (a “green card” holder) as a resident of
the United States only if such person has a substantial
presence, permanent home, or habitual abode in the
United States.

b) It is understood that a German Investment Fund and a
German Investmentaktiengesellschaft (collectively referred
to as Investmentvermögen) to which the provisions of
the Investment Act (Investmentgesetz) apply are residents
of the Federal Republic of Germany and that a U.S.
Regulated Investment Company (RIC) and a U.S. Real Estate
Investment Trust (REIT) are residents of the United States.

3. With reference to Article 5 (Permanent Establishment)

A resident of a Contracting State that performs in the other
Contracting State concerts, theatrical or artistic performances,
or similar shows and revues and that may not be taxed in that
other State under the provisions of Article 17 (Artistes and Ath-
letes) shall not be deemed to have a permanent establishment
in that State if its presence does not exceed in the aggregate
183 days in the calendar year concerned. 

4. With reference to Article 7 (Business Profits) 

It is understood that the business profits to be attributed to a
permanent establishment shall include only the profits derived
from the assets used, risks assumed, and activities performed
by the permanent establishment.  The principles of the OECD
Transfer Pricing Guidelines will apply for purposes of determi-
ning the profits attributable to a permanent establishment,
taking into account the different economic and legal circums-
tances of a single entity. Accordingly, any of the methods des-
cribed therein as acceptable methods for determining an arm’s-
length result may be used to determine the income of a perma-
nent establishment so long as those methods are applied in
accordance with the Guidelines. In particular, in determining the
amount of attributable profits, the permanent establishment
shall be treated as having the same amount of capital that it
would need to support its activities if it were a distinct and
separate enterprise engaged in the same or similar activities.
With respect to financial institutions other than insurance com-
panies, a Contracting State may determine the amount of capi-
tal to be attributed to a permanent establishment by allocating
the institution's total equity between its various offices on the
basis of the proportion of the financial institution’s risk-
weighted assets attributable to each of them. A financial institu-
tion may determine the amount of the capital attributed to its
permanent establishment using its risk-weighted assets only if
it risk weights its assets in the ordinary course of its business. 

5. With reference to paragraph 1 and 2 of Article 7 (Business
Profits) and paragraph 3 of Article 13 (Gains)

For the implementation of paragraphs 1 and 2 of Article 7 and
paragraph 3 of Article 13 any income, gain, or expense attribu-
table to a permanent establishment is taxable or deductible in
the Contracting State where such permanent establishment is
situated even if the payments are deferred until such permanent
establishment ceases to exist. Nothing in the preceding senten-
ce shall prevent the application to such deferred payments of
rules regarding the accrual of income and expenses according
to the domestic law of a Contracting State.
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6. Zu Artikel 7 (Gewerbliche Gewinne) und Artikel 13 (Ver-
äußerungsgewinne)

Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das
während einer bestimmten Zeit Betriebsvermögen einer
Betriebsstätte war, die eine in einem Vertragsstaat ansässige
Person im anderen Vertragsstaat hat oder hatte, können vom
anderen Staat nur bis zur Höhe des Gewinns besteuert werden,
der auf diese Zeit entfällt. Ungeachtet der Bestimmungen des
Artikels 7 oder des Artikels 13 kann die Steuer auf diese Gewin-
ne zu dem Zeitpunkt erhoben werden, zu dem die Gewinne
nach dem Recht des anderen Staates realisiert und steuerlich
erfasst werden, wenn dieser Zeitpunkt innerhalb von zehn Jah-
ren nach dem Datum liegt, von dem ab das Vermögen nicht
mehr Betriebsvermögen der Betriebsstätte ist (oder innerhalb
des von dem Recht eines der beiden Vertragsstaaten vorgese-
henen kürzeren Zeitraums).

7. Zu Artikel 9 (Verbundene Unternehmen)

Jeder Vertragsstaat kann die Bestimmungen seines innerstaat-
lichen Rechts, nach denen Einnahmen, abzuziehende Beträge,
Steueranrechnungs- oder Freibeträge zwischen verbundenen
Personen aufzuteilen oder zuzurechnen sind, anwenden, um
abzuziehende Beträge, Steueranrechnungs- oder Freibeträge
nach den allgemeinen Grundsätzen des Artikels 9 Absatz 1 auf-
zuteilen oder zuzurechnen. Artikel 9 ist nicht so auszulegen, als
beschränke er einen Vertragsstaat bei der Aufteilung von Ein-
künften zwischen Personen, die auf andere Weise als durch mit-
telbare oder unmittelbare Beteiligung im Sinne des Absatzes 1
miteinander verbunden sind (zum Beispiel durch kommerzielle
oder vertragliche Beziehungen, die zu beherrschendem Einfluss
führen); die Aufteilung muss aber sonst den allgemeinen Grund-
sätzen des Artikels 9 Absatz 1 entsprechen.

8. Zu Artikel 10 Absatz 3 (Dividenden)

a) Führt die Bundesrepublik Deutschland eine Regelung ein,
nach der Grundstücksgesellschaften (Real Estate Invest-
ment Companies) von der Besteuerung freigestellt sind, fin-
det Artikel 10 Absatz 3 Buchstabe b auf Ausschüttungen
einer solchen in der Bundesrepublik Deutschland ansässi-
gen Gesellschaft keine Anwendung. 

b) Im Fall der Bundesrepublik Deutschland ist Artikel 10
Absatz 3 Buchstabe b auf die Person anzuwenden, die nach
§ 39 der Abgabenordnung als Eigentümer des Vermögens
des Pensionsfonds gilt, sofern die Dividenden ausschließ-
lich zur Gewährung von Ruhegehältern durch einen solchen
Fonds genutzt werden können.

9. Zu Artikel 10 Absatz 9 (Dividenden)

Das tragende Prinzip des „ausschüttungsgleichen Betrages“
nach dem Recht der Vereinigten Staaten besteht darin, den Teil
der in Artikel 10 Absatz 9 genannten Einkünfte darzustellen, der
dem Betrag vergleichbar ist, der als Dividende ausgeschüttet
würde, wenn eine inländische Tochtergesellschaft diese Ein-
künfte erzielt hätte. 

10. Zu Artikel 11 (Zinsen)

Bei einer in den Vereinigten Staaten gelegenen Betriebsstätte
einer deutschen Gesellschaft ist der Überschuss der bei der
Betriebsstätte abzugsfähigen Zinsen über die von ihr tatsäch-
lich gezahlten Zinsen als Zins zu behandeln, der von einer in der
Bundesrepublik Deutschland ansässigen Person als Nutzungs-
berechtigtem bezogen wird.

11. Zu Artikel 12 (Lizenzgebühren)

Wird bei einem in einem Vertragsstaat ansässigen Künstler eine
Darbietung im anderen Vertragsstaat aufgezeichnet, hat er ein
Recht in Bezug auf die Nutzung der Aufzeichnung und bezieht
er dafür ein nach Verkauf oder öffentlicher Aufführung bemes-
senes Entgelt, so wird das Entgelt nach Maßgabe dieses Arti-
kels behandelt.

6. With reference to Article 7 (Business Profits) and Article 13
(Gains) 

Gains from the alienation of movable property that at any time
formed part of the business property of a permanent establish-
ment that a resident of one Contracting State has or had in the
other Contracting State may be taxed by that other State only to
the extent of the gain that accrued during that time. Notwith-
standing any provision of Article 7 or Article 13, such tax may be
imposed on such gains at the time when realized and recog-
nized under the laws of that other State, if it is within ten years
of the date on which the property ceases to be part of the busi-
ness property of the permanent establishment (or such shorter
period provided by the laws of either Contracting State).

7. With reference to Article 9 (Associated Enterprises)

Either State may apply the rules of its national law that permit
the distribution, apportionment, or allocation of income,
deductions, credits, or allowances between related persons
with a view to apportioning or allocating such deductions, cre-
dits, or allowances in accordance with the general principles of
paragraph 1 of Article 9. Article 9 shall not be construed to limit
either Contracting State in allocating income between persons
that are related other than by direct or indirect participation
within the meaning of paragraph 1, such as by commercial or
contractual relationships resulting in controlling influence, so
long as such allocation is otherwise in accordance with the
general principles of paragraph 1 of Article 9.

8. With reference to paragraph 3 of Article 10 (Dividends) 

a) If the Federal Republic of Germany introduces a taxation
regime that exempts from taxation Real Estate Investment
Companies, subparagraph b) of paragraph 3 of Article 10
shall not apply to dividends paid by such a company that is
a resident of the Federal Republic of Germany.
. 

b) It is understood that in the case of the Federal Republic of
Germany, subparagraph b), of paragraph 3 of Article 10
applies to the person treated as the owner of the assets of
the pension fund under section 39 of the Fiscal Code,
provided the dividends may only be used for providing
retirement benefits through such fund.

9. With reference to paragraph 9 of Article 10 (Dividends)

The general principle of the “dividend equivalent amount”, as
used in the United States law, is to approximate that portion of
the income mentioned in paragraph 9 that is comparable to the
amount that would be distributed as a dividend if such income
were earned by a locally incorporated subsidiary. 

10. With reference to Article 11 (Interest)

The excess of the amount of interest deductible by a United
States permanent establishment of a German company over
the interest actually paid by such permanent establishment
shall be treated as interest derived and beneficially owned by a
resident of the Federal Republic of Germany.

11. With reference to Article 12 (Royalties)

Where an artiste resident in one Contracting State records a
performance in the other Contracting State, has a copyrightable
interest in the recording, and receives consideration for the right
to use the recording based on the sale or public playing of such
recording, then such consideration shall be governed by this
Article.
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12. Zu Artikel 13 Absatz 2 (Veräußerungsgewinne)

Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen, das im anderen Ver-
tragsstaat liegt“ im Sinne dieses Absatzes umfasst, wenn es
sich bei dem anderen Vertragsstaat um die Vereinigten Staaten
handelt, ein „real property interest“ nach dem Recht der Verei-
nigten Staaten.

13. Zu Artikel 13 Absatz 3 (Veräußerungsgewinne)

Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verhindere er die
Behandlung von Gewinnen als Veräußerungsgewinn im Sinne
von Absatz 3, wenn der Gewinn durch eine in einem Vertrags-
staat ansässige Person aus der Veräußerung einer Beteiligung
an einer Personengesellschaft, einem Treuhandvermögen (trust)
oder einem Nachlass (estate) erzielt wird, welche(r) eine im
anderen Vertragsstaat gelegene Betriebsstätte hat.

14. Zu Artikel 17 Absatz 1 (Künstler und Sportler)

Kann nach Artikel 17 Absatz 1 ein Künstler oder Sportler in der
Bundesrepublik Deutschland nicht besteuert werden, so wird
eine in der Bundesrepublik Deutschland im Abzugsweg erhobe-
ne Steuer dem Steuerpflichtigen nur auf Antrag am Ende des
betreffenden Kalenderjahrs erstattet. Artikel 29 Absatz 6
(Erstattung der Abzugsteuern) bleibt unberührt.

15. Zu Artikel 18 Absatz 3 (Ruhegehälter, Renten, Unterhalts-
zahlungen und Sozialversicherung)

Bei der Festsetzung des steuerpflichtigen Einkommens einer in
der Bundesrepublik Deutschland ansässigen natürlichen Per-
son wird in Bezug auf Unterhaltszahlungen oder ähnliche Leis-
tungen, die an eine in den Vereinigten Staaten ansässige natür-
liche Person gezahlt werden, der Betrag zum Abzug zugelas-
sen, der zum Abzug zugelassen würde, wenn die letztgenannte
Person in der Bundesrepublik Deutschland unbeschränkt steu-
erpflichtig wäre.

16. Zu Artikel 18A Absatz 4 (Altersvorsorgepläne)

a) Im Sinne des Artikels 18A Absatz 4 umfasst der Ausdruck
„Altersvorsorgeplan“ die folgenden Pläne sowie Pläne glei-
cher oder ähnlicher Art, die aufgrund von nach Unterzeich-
nung dieses Protokolls erlassenen Rechtsvorschriften
errichtet werden:

aa) Im Fall der Vereinigten Staaten anerkannte Pläne („qua-
lified plans“) nach § 401(a) Internal Revenue Code, indi-
viduelle Altersvorsorgepläne (einschließlich individuel-
ler Altersvorsorgepläne, die Teil eines vereinfachten be-
trieblichen Altersvorsorgeplans („simplified employee
pension plan“) nach § 408(k) sind, individueller Renten-
sparpläne („individual retirement accounts“), individu-
eller Rentenversicherungen („individual retirement
annuities“) und Pläne („accounts“) nach § 408(p) sowie
Roth-IRAs nach § 408A), steuerrechtlich anerkannte
Rentenpläne („qualified annuity plans“) nach § 403(a),
Pläne nach § 403(b) und staatliche Pläne („governmen-
tal plans“) nach § 457(b).

bb) Im Fall der Bundesrepublik Deutschland Altersvorsor-
gepläne im Sinne des § 1 des Betriebsrentengesetzes.

b) Für Zwecke des Artikels 18A Absatz 3 Buchstabe b und
Absatz 5 Buchstabe d gilt:

aa) Die Bundesrepublik Deutschland erkennt die in Buch-
stabe a Doppelbuchstaben aa gesondert aufgeführten
steuerlich anerkannten Vorsorgepläne, bei denen es
sich nicht um Roth-Individual Retirement Accounts
(IRAs) handelt, als Altersvorsorgepläne an, die den in

12. With reference to paragraph 2 of Article 13 (Gains) 

The term “immovable property situated in the other Contracting
State”, as described in this paragraph, when the United States
is that other Contracting State includes a United States real
property interest. 

13. With reference to paragraph 3 of Article 13 (Gains) 

Nothing in this Article shall prevent gains from the alienation by
a resident of a Contracting State of an interest in a partnership,
trust, or estate that has a permanent establishment situated in
the other Contracting State from being treated as gain under
paragraph 3.

14. With reference to paragraph 1 of Article 17 (Artistes and
Athletes)

If an artiste or athlete is not subject to tax in the Federal Repub-
lic of Germany under the provisions of paragraph 1 of Article 17,
tax may be withheld at source in the Federal Republic of Ger-
many, and shall be refunded to the taxpayer only upon applica-
tion at the end of the calendar year concerned. Paragraph 6 of
Article 29 (Refund of Withholding Tax) shall remain unaffected.

15. With reference to paragraph 3 of Article 18 (Pensions,
Annuities, Alimony, Child Support, and Social Security)

In determining the taxable income of an individual who is a resi-
dent of the Federal Republic of Germany there shall be allowed
as a deduction in respect of alimony or similar allowances paid
to an individual who is a resident of the United States the
amount that would be allowed as a deduction if that last-men-
tioned individual were subject to unlimited tax liability in the
Federal Republic of Germany.

16. With reference to paragraph 4 of Article 18A (Pension
Plans)

a) For purposes of paragraph 4 of Article 18A, the term
“pension plan” shall include the following and any iden-
tical or substantially similar plans established pursuant
to legislation enacted after the date of signature of this
Protocol:

aa) In the case of the United States, qualified plans under
section 401(a) of the Internal Revenue Code, individual
retirement plans (including individual retirement plans
that are part of a simplified employee pension plan that
satisfies section 408(k), individual retirement accounts,
individual retirement annuities, and section 408(p)
accounts, and Roth IRAs under Section 408A), section
403(a) qualified annuity plans, section 403(b) plans, and
section 457(b) governmental plans.

bb) In the case of the Federal Republic of Germany, ar-
rangements under section 1 of the German law on
employment-related pensions (Betriebsrentengesetz). 

b) For purposes of subparagraph b) of paragraph 3 and
subparagraph d) of paragraph 5 of Article 18A, it is
understood that:

aa) The Federal Republic of Germany recognizes qualified
plans specifically listed in clause aa) of subparagraph
a), other than Roth IRAs, as arrangements that corre-
spond to pension plans referred to under section 1 of
the German law on employment-related pensions
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§ 1 des Betriebsrentengesetzes genannten Altersvor-
sorgeplänen entsprechen. Die Bundesrepublik Deutsch-
land gewährt die entsprechende Steuerbefreiung nach
§ 3 Nr. 63 des Einkommensteuergesetzes; und 

bb) die Vereinigten Staaten erkennen Altersvorsorgepläne
im Sinne des § 1 des Betriebsrentengesetzes als den in
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa bezeichneten
Altersvorsorgeplänen entsprechende Altersvorsorge-
pläne an.

17. Zu Artikel 20 Absatz 2 (Gastprofessoren und -lehrer; Stu-
denten und Auszubildende)

Zahlungen, die aus öffentlichen Mitteln eines Vertragsstaats
oder von einer mit öffentlichen Mitteln ausgestatteten Organisa-
tion zur Vergabe von Stipendien geleistet werden, gelten in vol-
ler Höhe als aus Quellen außerhalb des anderen Vertragsstaats
stammend. Der vorstehende Satz gilt auch für Zahlungen, die
im Rahmen von Programmen geleistet werden, die von Organi-
sationen beider Vertragsstaaten gemeinsam finanziert werden,
wenn mehr als 50 vom Hundert dieser Gelder aus öffentlichen
Mitteln des erstgenannten Staates oder von einer mit diesen
Mitteln ausgestatteten Organisation zur Vergabe von Stipendien
bereitgestellt werden. Die zuständigen Behörden bestimmen
die Stipendienprogramme, deren Zahlungen aufgrund der vor-
stehenden Bestimmungen als aus Quellen außerhalb eines Ver-
tragsstaats stammend zu behandeln sind.

18. Zu Artikel 21 Absatz 2 (Andere Einkünfte)

Wenn der Empfänger und der Schuldner einer Dividende in der
Bundesrepublik Deutschland ansässig sind und die Dividende
einer Betriebsstätte zuzurechnen ist, die der Empfänger der
Dividende in den Vereinigten Staaten hat, kann die Bundes-
republik Deutschland die Dividende zu den in Artikel 10 Absät-
ze 2 und 3 (Dividenden) vorgesehenen Sätzen besteuern. Die
Vereinigten Staaten rechnen die Steuer nach Artikel 23 (Vermei-
dung der Doppelbesteuerung) an.

19. Zu Artikel 23 Absatz 1 (Vermeidung der Doppelbesteue-
rung)

Im Sinne des Artikels 23 Absatz 1 bedeutet die „tragenden Prin-
zipien“ die Vermeidung der Doppelbesteuerung durch Anrech-
nung der Steuern, die von aus der Bundesrepublik Deutschland
stammenden Einkünften erhoben werden, wie sie auf der
Grundlage der geltenden, durch das Abkommen modifizierten
Quellenvorschriften der Vereinigten Staaten gewährt wird. Wäh-
rend sich Einzelheiten und Begrenzungen der Anrechnung
durch Neufassung von Rechtsvorschriften der Vereinigten Staa-
ten ändern dürfen, muss ungeachtet solcher Neufassungen
gewährleistet bleiben, dass im Rahmen des genannten Absat-
zes die deutschen Steuern von Einkünften, die die Bundesrepu-
blik Deutschland gemäß dem Abkommen besteuern kann,
angerechnet werden.

20. Zu Artikel 24 Absatz 1 (Gleichbehandlung)

Artikel 24 Absatz 1 verpflichtet die Vereinigten Staaten nicht,
einer nicht in den Vereinigten Staaten ansässigen natürlichen
Person deutscher Staatsangehörigkeit die gleiche steuerliche
Behandlung zuteil werden zu lassen wie einem nicht in den Ver-
einigten Staaten ansässigen Staatsbürger der Vereinigten Staa-
ten. 

21. Zu Artikel 24 Absatz 4 (Gleichbehandlung)

Artikel 24 Absatz 4 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er
einen Vertragsstaat, die grenzüberschreitende Konsolidierung
von Einkünften oder vergleichbare Vergünstigungen zwischen
Unternehmen zuzulassen.

(Betriebsrentengesetz). The Federal Republic of Ger-
many shall provide the corresponding relief under
section 3 No. 63 of the Income Tax Act; and 

bb) The United States recognizes arrangements under
section 1 of the German law on employment-related
pensions (Betriebsrentengesetz) as arrangements that
correspond to pension plans referred to in clause aa) of
subparagraph a) above. 

17 . With reference to paragraph 2 of Article 20 (Visiting Profes-
sors and Teachers; Students and Trainees)

Payments that are made out of public funds of a Contracting
State or by a scholarship organization endowed with such
funds shall be considered to arise in full from sources outside
the other Contracting State. The preceding sentence shall also
apply when such payments are made under programs funded
jointly by organizations of both Contracting States if more than
50 percent of these funds are provided out of public funds of
the first-mentioned State or by a scholarship organization
endowed with such funds. The competent authorities shall con-
sult with each other to identify those scholarship programs
whose payments shall be treated as arising from sources out-
side a Contracting State under the foregoing rules. 

18. With reference to paragraph 2 of Article 21 (Other Income)

Where the recipient and the payor of a dividend are both resi-
dents of the Federal Republic of Germany and the dividend is
attributed to a permanent establishment that the recipient of the
dividend has in the United States, the Federal Republic of Ger-
many may tax such a dividend at the rates provided for in para-
graphs 2 and 3 of Article 10 (Dividends). The United States shall
give a credit for such tax according to the provisions of Arti-
cle 23 (Relief from Double Taxation).

19. With reference to paragraph 1 of Article 23 (Relief from
Double Taxation)

For purposes of paragraph 1 of Article 23, the “general principle
hereof” means the avoidance of double taxation by allowing a
credit for taxes imposed on items of income arising in the Fede-
ral Republic of Germany, as determined under the applicable
United States source rules, as modified by the Convention.
While the details and limitations of the credit pursuant to this
paragraph may change as provisions of United States law
change, any such changes must preserve a credit for German
taxes imposed with respect to items of income that the Federal
Republic of Germany may tax pursuant to the Convention.

20. With reference to paragraph 1 of Article 24 (Nondiscrimina-
tion)

Paragraph 1 of Article 24 does not obligate the United States to
subject an individual who is a German national not resident in
the United States to the same taxing regime as that applied to a
citizen of the United States not resident in the United States. 

21. With reference to paragraph 4 of Article 24 (Nondiscrimina-
tion)

It is understood that paragraph 4 of Article 24 shall not be con-
strued as obligating a Contracting State to permit cross-border
consolidation of income or similar benefits between enterpri-
ses.
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22. Zu Artikel 25 Absätze 5 und 6 (Verständigungsverfahren)

Haben sich die zuständigen Behörden in einem Fall hinsichtlich
der Anwendung der Artikel 4 (Ansässigkeit), (jedoch nur, soweit
die Ansässigkeit einer natürlichen Person betroffen ist), 5
(Betriebsstätte), 7 (Gewerbliche Gewinne), 9 (Verbundene
Unternehmen) und 12 (Lizenzgebühren) erfolglos um eine Ver-
ständigung nach Artikel 25 bemüht, wird die Anwendung der
Artikel durch ein bindendes Schiedsverfahren entschieden, es
sei denn, die zuständigen Behörden kommen überein, dass der
konkrete Sachverhalt nicht für ein Schiedsverfahren geeignet
ist. Darüber hinaus können die zuständigen Behörden auf Ad-
hoc-Basis bindende Schiedsverfahren auch in anderen unter
Artikel 25 fallenden Angelegenheiten vereinbaren. Wird ein
Schiedsverfahren (das Verfahren) nach Artikel 25 Absatz 5 ein-
geleitet, gelten die folgenden Vorschriften und Verfahren:

a) Das Verfahren wird in der in Artikel 25 Absätze 5 und 6 vor-
geschriebenen Art und Weise und gemäß den dort festge-
legten Voraussetzungen sowie nach den folgenden Regeln
und Verfahren in der jeweils durch die zuständigen Behör-
den nach nachstehendem Buchstaben q vereinbarten oder
ergänzten Fassung durchgeführt.

b) Die von einer Schiedsstelle in dem Verfahren getroffene Ent-
scheidung ist auf eine Entscheidung über die Höhe der den
Vertragsstaaten zu erklärenden Einkünfte, Ausgaben oder
Steuern beschränkt. 

c) Ungeachtet der Einleitung des Verfahrens können die
zuständigen Behörden zur Beilegung des Falls eine Verstän-
digung erzielen und das Verfahren beenden. Entsprechend
kann eine betroffene Person einen Antrag auf Einleitung
eines Verständigungsverfahrens durch die zuständigen
Behörden jederzeit zurückziehen (und dadurch das Verfah-
ren beenden).

d) Die Anforderungen des Artikels 25 Absatz 6 Buchstabe d
sind erfüllt, sobald die zuständigen Behörden jeweils von
jeder betroffenen Person eine Zusicherung erhalten haben,
dass die betroffene Person und jede in ihrem Auftrag han-
delnde Person keiner anderen Person im Laufe des
Schiedsverfahrens von einem der Vertragsstaaten oder der
Schiedsstelle erhaltenen Informationen, mit Ausnahme der
Entscheidung der Schiedsstelle, offen legt. Eine betroffene
Person, die befugt ist, eine oder mehrere andere betroffene
Personen in Bezug auf diesen Sachverhalt rechtlich zu bin-
den, kann dies in Form einer umfassenden Erklärung tun. 

e) Jedem Vertragsstaat wird ein Zeitraum von 60 Tagen ab Ver-
fahrensbeginn gewährt, um dem anderen Vertragsstaat eine
schriftliche Mitteilung über die Ernennung eines Mitglieds
der Schiedsstelle zuzuleiten. Binnen 60 Tagen ab dem Zeit-
punkt der Übersendung der zweiten Mitteilung ernennen die
beiden von den Vertragsstaaten ernannten Mitglieder ein
drittes Mitglied zum Vorsitzenden der Schiedsstelle. Wird
von einem der Vertragsstaaten kein Mitglied ernannt oder
können sich die von den Vertragsstaaten ernannten Mitglie-
der nicht in der in diesem Absatz vorgesehenen Weise auf
das dritte Mitglied einigen, erfolgt die Ernennung des oder
der verbleibenden Mitglieder durch den höchstrangigen
Bediensteten der Abteilung für Steuerpolitik und -verwal-
tung der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD), der nicht Staatsbürger eines der
Vertragsstaaten ist, mittels schriftlicher Mitteilung an beide
Vertragsstaaten binnen 60 Tagen ab dem Zeitpunkt des
Ausbleibens der Ernennung. Die zuständigen Behörden
erarbeiten eine nicht abschließende Auflistung der Perso-
nen, die mit internationalen Steuersachen vertraut sind und
als Vorsitzender der Schiedsstelle in Frage kommen. Kei-
nesfalls darf der Vorsitzende Staatsbürger eines der Ver-
tragsstaaten sein.

22. With reference to paragraphs 5 and 6 of Article 25 (Mutual
Agreement Procedure) 

In respect of any case where the competent authorities have
endeavored but are unable to reach an agreement under Arti-
cle 25 regarding the application of one or more of the following
Articles of the Convention: 4 (Residence) (but only insofar as it
relates to the residence of a natural person), 5 (Permanent
Establishment), 7 (Business Profits), 9 (Associated Enterprises),
12 (Royalties), binding arbitration shall be used to determine
such application, unless the competent authorities agree that
the particular case is not suitable for determination by arbitra-
tion. In addition, the competent authorities may, on an ad hoc
basis, agree that binding arbitration shall be used in respect of
any other matter to which Article 25 applies. If an arbitration
proceeding (the Proceeding) under paragraph 5 of Article 25
commences, the following rules and procedures will apply:

a) The Proceeding will be conducted in the manner prescribed
by, and subject to the requirements of, paragraphs 5 and 6
of Article 25 and these rules and procedures, as modified or
supplemented by any other rules and procedures agreed
upon by the competent authorities pursuant to subpara-
graph q) below.

b) The determination reached by an arbitration board in the
Proceeding shall be limited to a determination regarding the
amount of income, expense or tax reportable to the Con-
tracting States. 

c) Notwithstanding the initiation of the Proceeding, the com-
petent authorities may reach a mutual agreement to resolve
a case and terminate the Proceeding. Correspondingly, a
concerned person may withdraw a request for the compe-
tent authorities to engage in the Mutual Agreement Proce-
dure (and thereby terminate the Proceeding) at any time.

d) The requirements of subparagraph d) of paragraph 6 of Arti-
cle 25 will be met when the competent authorities have each
received from each concerned person a statement agreeing
that the concerned person and each person acting on the
concerned person’s behalf will not disclose to any other
person any information received during the course of the
Proceeding from either Contracting State or the Arbitration
Board, other than the determination of the Proceeding. A
concerned person that has the legal authority to bind any
other concerned person(s) on this matter may do so in a
comprehensive statement. 

e) Each Contracting State will have 60 days from the date on
which the Proceeding begins to send a written communica-
tion to the other Contracting State appointing one member
of the arbitration board. Within 60 days of the date on which
the second such communication is sent, the two members
appointed by the Contracting States will appoint a third
member, who will serve as Chair of the board. If either Con-
tracting State fails to appoint a member, or if the members
appointed by the Contracting States fail to agree upon the
third member in the manner prescribed by this paragraph,
the remaining member(s) will be appointed by the highest-
ranking member of the Secretariat at the Centre for Tax Poli-
cy and Administration of the Organisation for Economic Co-
operation and Development (OECD) who is not a citizen of
either Contracting State, by written notice to both Con-
tracting States within 60 days of the date of such failure. The
competent authorities will develop a non-exclusive list of
individuals with familiarity in international tax matters who
may potentially serve as the Chair of the board. In any case,
the Chair shall not be a citizen of either Contracting State. 
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f) Die Schiedsstelle kann die zur Ausübung ihrer Tätigkeit
erforderlichen Verfahren festlegen, soweit diese nicht mit
einer Bestimmung des Artikels 25 oder des Protokolls zum
Abkommen unvereinbar sind.

g) Beide Vertragsstaaten können der Schiedsstelle innerhalb
von 90 Tagen ab der Ernennung des Vorsitzenden der
Schiedsstelle einen Lösungsvorschlag zur Aufteilung der in
dem Fall streitigen Einkunfts-, Ausgaben und Steuerbeträge
sowie ein ergänzendes Positionspapier zur Prüfung vorle-
gen. Die Schiedsstelle übermittelt dem jeweils anderen Ver-
tragsstaat zum Zeitpunkt des Eingangs der zuletzt bei der
Schiedsstelle eingereichten Vorlage Kopien des Lösungs-
vorschlags und des ergänzenden Positionspapiers. Legt nur
ein Vertragsstaat innerhalb der vorgesehenen Zeit einen
Lösungsvorschlag vor, so gilt dieser Lösungsvorschlag als
die Entscheidung der Schiedsstelle im konkreten Fall und
das Verfahren wird beendet. Jeder Vertragsstaat kann der
Schiedsstelle, falls gewünscht, innerhalb von 180 Tagen ab
der Ernennung des Vorsitzenden der Schiedsstelle eine
Erwiderung vorlegen, um auf Fragen einzugehen, die sich
aus dem vom anderen Vertragsstaat eingereichten
Lösungsvorschlag oder Positionspapier ergeben. Zusätzli-
che Informationen können der Schiedsstelle auf Aufforde-
rung vorgelegt werden und Kopien einer solchen Aufforde-
rung der Schiedsstelle und der Antwort des Vertragsstaats
werden dem anderen Vertragsstaat zum Zeitpunkt der Vor-
lage der Aufforderung oder der Antwort zugeleitet. Vorbe-
haltlich logistischer Fragen, wie sie in den nachstehenden
Buchstaben l, n und o dargelegt werden, erfolgen sämtliche
Mitteilungen der Vertragsstaaten an die Schiedsstelle und
umgekehrt nur durch Schriftverkehr zwischen den beauf-
tragten zuständigen Behörden und dem Vorsitzenden der
Schiedsstelle.

h) Die Schiedsstelle übermittelt den Vertragsstaaten binnen
neun Monaten ab der Ernennung ihres Vorsitzenden schrift-
lich eine Entscheidung. Die Schiedsstelle übernimmt einen
der Lösungsvorschläge der Vertragsstaaten als ihre Ent-
scheidung.

i) Die Schiedsstelle trifft ihre Entscheidung, soweit erforderlich
und in absteigender Rangfolge, durch Anwendung 

aa) der Bestimmungen des Doppelbesteuerungsabkom-
mens;

bb) der vereinbarten Kommentare oder Erläuterungen der
Vertragsstaaten zum Doppelbesteuerungsabkommen;

cc) der Gesetze der Vertragsstaaten, soweit sie einander
nicht widersprechen; und 

dd) der OECD-Kommentare, -Leitlinien oder -Berichte zu
den jeweils einschlägigen Teilen des OECD-Musterab-
kommens.

j) Die Entscheidung der Schiedsstelle ist für die Vertragsstaa-
ten bindend. In der Entscheidung der Schiedsstelle ist keine
Begründung enthalten. Sie hat keinen Präzedenzcharakter.

k) Gemäß Artikel 25 Absatz 6 Buchstabe e gilt die Entschei-
dung einer Schiedsstelle als Beilegung durch Verständigung
nach diesem Artikel. Jede betroffene Person hat binnen 30
Tagen ab dem Zeitpunkt, an dem sie die Entscheidung der
Schiedsstelle von der zuständigen Behörde, der der Fall
zuerst vorgelegt wurde, erhalten hat, dieser zuständigen
Behörde mitzuteilen, ob sie die Entscheidung der Schieds-
stelle annimmt. Übermittelt eine betroffene Person der
zuständigen Behörde ihre Zustimmung nicht innerhalb die-
ser Frist, gilt die Entscheidung der Schiedsstelle als nicht
angenommen. Wird die Entscheidung der Schiedsstelle
nicht angenommen, kann der Fall danach nicht Gegenstand
eines Verständigungsverfahrens werden.

f) The arbitration board may adopt any procedures necessary
for the conduct of its business, provided that the procedu-
res are not inconsistent with any provision of Article 25 or
the Protocol to the Convention.

g) Each of the Contracting States will be permitted to submit,
within 90 days of the appointment of the Chair of the arbitra-
tion board, a Proposed Resolution describing the proposed
disposition of the specific monetary amounts of income,
expense or taxation at issue in the case, and a supporting
Position Paper, for consideration by the arbitration board.
Copies of the Proposed Resolution and supporting Position
Paper shall be provided by the board to the other Contract-
ing State on the date on which the later of the submissions
is submitted to the board. In the event that only one Con-
tracting State submits a Proposed Resolution within the
allotted time, then that Proposed Resolution shall be
deemed to be the determination of the board in that case
and the Proceeding shall be terminated. Each of the Con-
tracting States may, if it so desires, submit a Reply Submis-
sion to the board within 180 days of the appointment of its
Chair, to address any points raised by the Proposed Resolu-
tion or Position Paper submitted by the other Contracting
State. Additional information may be submitted to the arbi-
tration board only at its request, and copies of the board’s
request and the Contracting State’s response shall be pro-
vided to the other Contracting State on the date on which
the request or the response is submitted. Except for logisti-
cal matters such as those identified in subparagraphs l), n)
and o) below, all communications from the Contracting
States to the arbitration board, and vice versa, shall take
place only through written communications between the
designated competent authorities and the Chair of the
board.

h) The arbitration board will deliver a determination in writing
to the Contracting States within nine months of the appoint-
ment of its Chair. The board will adopt as its determination
one of the Proposed Resolutions submitted by the Con-
tracting States. 

i) In making its determination, the arbitration board will apply,
as necessary and in descending order of priority: 

aa) the provisions of the Convention;

bb) any agreed commentaries or explanations of the Con-
tracting States concerning the Convention;

cc) the laws of the Contracting States to the extent they
are not inconsistent with each other; and 

dd) any OECD Commentary, Guidelines or Reports regar-
ding relevant analogous portions of the OECD Model
Tax Convention.

j) The determination of the arbitration board in a particular
case shall be binding on the Contracting States. The deter-
mination of the board will not state a rationale. It will have no
precedential value.

k) As provided in subparagraph e) of paragraph 6 of Article 25,
the determination of an arbitration board shall constitute a
resolution by mutual agreement under Article 25. Each con-
cerned person must, within 30 days of receiving the deter-
mination of the board from the competent authority to which
the case was first presented, advise that competent autho-
rity whether that concerned person accepts the determina-
tion of the board. If any concerned person fails to so advise
the relevant competent authority within this time frame, the
determination of the board will be considered not to have
been accepted in that case. Where the determination of the
board is not accepted, the case may not subsequently be
the subject of a Proceeding. 
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l) Räumlichkeiten für Sitzungen der Schiedsstelle werden von
dem Vertragsstaat bereitgestellt, dessen zuständige Behör-
de das Verständigungsverfahren im jeweiligen Fall eingelei-
tet hat. 

m) Für die Behandlung von Zinsen oder Strafzuschlägen gelten
die Vorschriften des innerstaatlichen Rechts des oder der
beteiligten Vertragsstaaten.

n) Informationen über das Verfahren (einschließlich der Ent-
scheidung der Schiedsstelle) dürfen weder von den Mitglie-
dern der Schiedsstelle noch von ihren Mitarbeitern oder von
einer der zuständigen Behörden offen gelegt werden, außer
soweit dies nach dem Abkommen oder dem innerstaatli-
chen Recht der Vertragsstaaten zulässig ist. Darüber hinaus
gelten alle im Verlauf des Verfahrens erstellten oder das Ver-
fahren betreffenden Unterlagen als zwischen den Vertrags-
staaten ausgetauschte Informationen. Alle Mitglieder der
Schiedsstelle und ihre Mitarbeiter müssen sich in den Erklä-
rungen, die sie den beiden Vertragsstaaten als Bestätigung
ihrer Ernennung zuleiten, bereit erklären, die Bestimmungen
des Artikels 26 (Informationsaustausch und Amtshilfe) des
Abkommens und die geltenden innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften der Vertragsstaaten betreffend die Vertraulichkeit
und die Offenlegung von Informationen zu beachten und
sich diesen zu unterwerfen. Weichen diese Bestimmungen
voneinander ab, gilt die jeweils strengere Regelung.

o) Die Honorare und Aufwendungen werden von den Vertrags-
staaten zu gleichen Anteilen getragen. Grundsätzlich wer-
den die Honorare der Mitglieder der Schiedsstelle – vorbe-
haltlich Änderungen durch die zuständigen Behörden – auf
den festen Betrag von 2 000 $ (zweitausend US-Dollar) pro
Tag oder den entsprechenden Betrag in Euro festgesetzt.
Grundsätzlich werden die Aufwendungen der Mitglieder der
Schiedsstelle – vorbehaltlich Änderungen durch die zustän-
digen Behörden – gemäß der Honoraraufstellung für
Schiedsrichter des Internationalen Zentrums zur Beilegung
von Investitionsstreitigkeiten (ICSID) (in der bei Beginn des
Schiedsverfahrens gültigen Fassung) festgesetzt. Überset-
zungskosten werden ebenfalls von den Vertragsstaaten zu
gleichen Anteilen getragen. Die Sitzungseinrichtungen,
zugehörige Betriebsmittel, das Finanzmanagement, den
sonstigen logistischen Bedarf und die allgemeine adminis-
trative Koordination des Verfahrens stellt der Vertragsstaat
auf eigene Kosten bereit, dessen zuständige Behörde das
Verständigungsverfahren im jeweiligen Fall eingeleitet hat.
Alle anderen Kosten werden von dem Vertragsstaat getra-
gen, dem sie entstehen.

p) Für Zwecke des Artikels 25 Absätze 5 und 6 sowie dieses
Absatzes bestätigt jede der zuständigen Behörden der
jeweils anderen zuständigen Behörde sowie der oder den
betroffenen Personen schriftlich den Zeitpunkt, zu dem die
für eine sachliche Prüfung zur Herbeiführung einer Verstän-
digung erforderlichen Informationen bei ihr eingegangen
sind. Bei diesen Informationen handelt es sich

aa) in den Vereinigten Staaten um Informationen, deren
Vorlage bei der zuständigen Behörde der Vereinigten
Staaten nach Section 4.05 Revenue Procedure 2002-52
(oder gegebenenfalls geltenden Nachfolgebestimmun-
gen) erforderlich ist, und bei Sachverhalten, die
ursprünglich als Antrag auf eine Vorabvereinbarung
über Verrechnungspreise (Advance Pricing Agreement)
eingebracht wurden, um die dem Internal Revenue Ser-
vice gemäß Section 4 Revenue Procedure 2006-9 (oder
gegebenenfalls geltenden Nachfolgebestimmungen)
vorzulegenden Informationen; und 

bb) in der Bundesrepublik Deutschland um die Informatio-
nen, deren Vorlage bei der zuständigen Behörde in der
Bundesrepublik Deutschland gemäß Schreiben des
Bundesministeriums der Finanzen vom 1. Juli 1997 
– IV C 5 - S 1300 - 189/96 – (oder einem gegebenenfalls
geltenden späteren Schreiben) erforderlich ist. 

l) Any meeting(s) of the arbitration board shall be in facilities
provided by the Contracting State whose competent author-
ity initiated the mutual agreement proceedings in the case.

m) The treatment of any associated interest or penalties will be
determined by applicable domestic law of the Contracting
State(s) concerned.

n) No information relating to the Proceeding (including the
board's determination) may be disclosed by the members of
the arbitration board or their staffs or by either competent
authority, except as permitted by the Convention and the
domestic laws of the Contracting States. In addition, all
material prepared in the course of, or relating to, the Procee-
ding shall be considered to be information exchanged be-
tween the Contracting States. All members of the arbitration
board and their staffs must agree in statements sent to each
of the Contracting States in confirmation of their appoint-
ment to the arbitration board to abide by and be subject to
the confidentiality and nondisclosure provisions of Article 26
(Exchange of Information and Administrative Assistance) of
the Convention and the applicable domestic laws of the
Contracting States. In the event those provisions conflict,
the most restrictive condition shall apply.

o) The fees and expenses will be borne equally by the Con-
tracting States. In general, the fees of members of the arbi-
tration board will be set at the fixed amount of $2,000 (two
thousand United States dollars) per day or the equivalent
amount in euro, subject to modification by the competent
authorities. In general, the expenses of members of the arbi-
tration board will be set in accordance with the International
Centre for Settlement of Investment Disputes (ICSID) Sche-
dule of Fees for arbitrators (as in effect on the date on which
the arbitration proceedings begin), subject to modification
by the competent authorities. Any fees for language transla-
tion will also be borne equally by the Contracting States.
Meeting facilities, related resources, financial management,
other logistical support, and general administrative coordi-
nation of the Proceeding will be provided, at its own cost, by
the Contracting State whose competent authority initiated
the mutual agreement proceedings in the case. Any other
costs shall be borne by the Contracting State that incurs
them.

p) For purposes of paragraphs 5 and 6 of Article 25 and this
paragraph, each competent authority will confirm in writing
to the other competent authority and to the concerned per-
son(s) the date of its receipt of the information necessary to
undertake substantive consideration for a mutual agree-
ment. Such information will be:

aa) in the United States, the information required to be
submitted to the United States competent authority
under Revenue Procedure 2002-52, section 4.05 (or
any applicable successor provisions) and, for cases ini-
tially submitted as a request for an Advance Pricing
Agreement, the information required to be submitted to
the Internal Revenue Service under Revenue Procedu-
re 2006-9, section 4 (or any applicable successor pro-
visions), and 

bb) in the Federal Republic of Germany, the information
required to be submitted to the competent authority in
the Federal Republic of Germany under the circular of
July 1, 1997, – IV C 5 - S 1300 - 189/96 –, published by
the Ministry of Finance (or any applicable successor
circular). 
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Diese Informationen gelten jedoch erst dann als erhalten,
wenn beide zuständige Behörden Kopien aller Unterlagen
erhalten haben, die den beiden Vertragsstaaten jeweils von
der oder den betroffenen Personen im Zusammenhang mit
dem Verständigungsverfahren vorgelegt wurden.

q) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können die
vorstehenden Vorschriften und Verfahren ändern und ergän-
zen, soweit dies für eine wirksamere Umsetzung der durch
Artikel 25 Absatz 5 angestrebten Beseitigung der Doppelbe-
steuerung erforderlich ist. 

23. Zu Artikel 26 (Informationsaustausch und Amtshilfe)

a) Die Befugnisse der zuständigen Behörden jedes Vertrags-
staats zur Beschaffung von Informationen umfassen auch
die Befugnis zur Beschaffung von Informationen bei Finanz-
instituten, Bevollmächtigen, Vertretern oder Treuhändern
sowie von Informationen über die Eigentumsverhältnisse an
juristischen Personen; die zuständige Behörde jedes Ver-
tragsstaats kann solche Informationen gemäß dem Arti-
kel 26 austauschen.

b) Die Bundesrepublik Deutschland tauscht nach diesem Arti-
kel Informationen auf Ersuchen oder ohne Ersuchen in dem
Umfang aus, in dem dies in dem EG-Amtshilfe-Gesetz vom
19. Dezember 1985 (vorbehaltlich gelegentlicher Änderun-
gen unter Wahrung der tragenden Prinzipien) vorgesehen
ist.

24. Zu Artikel 28 Absatz 6 (Schranken für die Abkommensver-
günstigungen)

Die zuständigen Behörden werden Verfahren erarbeiten, wie die
in Artikel 28 Absatz 6 enthaltene 90-vom-Hundert-Beteiligungs-
grenze zu ermitteln ist. Es wird davon ausgegangen, dass in
diese Ermittlung auch statistische Verfahren einbezogen wer-
den können.“

Artikel XVII

1. Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation; die Ratifikations-
urkunden werden so bald wie möglich ausgetauscht.

2. Dieses Protokoll tritt an dem Tag in Kraft, an dem die Rati-
fikationsurkunden ausgetauscht werden, und ist in beiden Ver-
tragsstaaten anzuwenden

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge,
die am oder nach dem 1. Januar des Jahres gezahlt oder
gutgeschrieben werden, in dem dieses Protokoll in Kraft
tritt;

b) bei den übrigen Steuern vom Einkommen auf die Steuerjah-
re, die am oder nach dem 1. Januar beginnen, der auf den
Tag des Inkrafttretens dieses Protokolls folgt, und

c) bei den Steuern vom Vermögen auf die Steuern, die von
Vermögenswerten erhoben werden, die am oder nach dem
1. Januar, der auf den Tag des Inkrafttretens dieses Proto-
kolls folgt, vorhanden sind. 

3. Ungeachtet des Absatzes 2 

a) finden Artikel 1 Absätze 2 und 3 (Allgemeiner Anwendungs-
bereich) nach Inkrafttreten dieses Protokolls Anwendung
und gelten für jede Steuerforderung, unabhängig davon, ob
diese Steuerforderung dem Inkrafttreten dieses Protokolls
oder dem Tag des Wirksamwerdens einer seiner Bestim-
mungen zeitlich vorausgeht, und

b) finden die Änderungen nach Artikel X dieses Protokolls
keine Anwendung auf natürliche Personen, die zum Zeit-
punkt der Unterzeichnung des Abkommens Bedienstete der
Vereinigten Staaten oder einer ihrer Gebietskörperschaften
waren.

However, this information shall not be considered received
until both competent authorities have received copies of all
materials submitted to either Contracting State by the con-
cerned person(s) in connection with the mutual agreement
procedure.

q) The competent authorities of the Contracting States may
modify or supplement the above rules and procedures as
necessary to more effectively implement the intent of para-
graph 5 of Article 25 to eliminate double taxation.

23. With reference to Article 26 (Exchange of Information and
Administrative Assistance) 

a) It is understood that the powers of each Contracting 
State’s competent authorities to obtain information 
include powers to obtain information held by financial 
institutions, nominees, or persons acting in an agency 
or fiduciary capacity, and information relating to the 
ownership of legal persons, and that each Contracting 
State’s competent authority is able to exchange such 
information in accordance with Article 26.

b) The Federal Republic of Germany shall under this Article
exchange information with or without request to the extent
provided for in the law of 19 December 1985 (EG-Amtshilfe-
Gesetz) as amended from time to time without changing the
general principles thereof.

24. With reference to paragraph 6 of Article 28 (Limitation on
Benefits)

The competent authorities of the Contracting States shall
establish procedures for determining indirect ownership for pur-
poses of determining whether the 90 percent ownership thres-
hold contained in paragraph 6 of Article 28 is satisfied. It is anti-
cipated that these procedures may include the use of statisti-
cally valid sampling techniques.” 

Article XVII

1. This Protocol shall be subject to ratification and the instru-
ments of ratification shall be exchanged as soon as possible.

2. This Protocol shall enter into force on the date on which
the instruments of ratification are exchanged and shall have
effect in both Contracting States:

a) in respect of taxes withheld at source, for amounts paid or
credited on or after the first day of January of the year in
which this Protocol enters into force; 

b) in respect of other taxes on income for any taxable year
beginning on or after the first day of January next following
the date this Protocol enters into force; and 

c) in respect of taxes on capital for the taxes levied on items of
capital owned on or after the first day of January next follo-
wing the date this Protocol enters into force. 

3. Notwithstanding the provisions of paragraph 2, 

a) the provisions of paragraphs 2 and 3 of Article 1 (General
Scope) shall have effect after the entry into force of this Pro-
tocol and shall apply in respect of any tax claim irrespective
of whether such tax claim pre-dates the entry into force of
this Protocol or the effective date of any of its provisions;
and

b) the amendments made by Article X of this Protocol shall not
have effect with respect to individuals who, at the time of the
signing of the Convention, were employed by the United
States, a political subdivision or local authority thereof.
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4. Artikel XIII dieses Protokolls findet Anwendung auf

a) Fälle, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls
bei den zuständigen Behörden anhängig sind, und

b) Fälle, die nach diesem Zeitpunkt anhängig werden, wobei
der Verfahrensbeginn eines Falls nach Buchstabe a dieses
Absatzes der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls
ist. 

5. Hätte eine Person, die Anspruch auf die Vergünstigungen
aus dem Abkommen in der nicht durch dieses Protokoll geän-
derten Fassung hat, nach dem Abkommen in der nicht geän-
derten Fassung Anspruch auf weitergehende Vergünstigungen
als nach dem Abkommen in der durch dieses Protokoll geän-
derten Fassung, so ist, ungeachtet des Absatzes 2, das
Abkommen in der nicht geänderten Fassung als Ganzes auf
Antrag der Person für einen Zeitraum von zwölf Monaten ab
dem Zeitpunkt, zu dem die Bestimmungen dieses Protokolls
nach Absatz 2 in Kraft treten würden, weiterhin auf diese Person
anzuwenden. 

6. Der Briefwechsel vom 29. August 1989, der sich auf Arti-
kel 25 Absatz 5 (Verständigungsverfahren) bezieht, die am
29. August 1989 ausgetauschte Note, die sich auf Artikel 28
(Schranken für die Abkommenvergünstigungen) bezieht, und
die deutsche Note vom 3. November 1989, die sich auf Ab–
satz 21 des Protokolls zum Abkommen bezieht, treten außer
Kraft, wenn die Bestimmungen dieses Protokolls gemäß die-
sem Artikel in Kraft treten.

Geschehen zu Berlin am 1. Juni 2006 in zwei Urschriften, jede
in deutscher und englischer Sprache, wobei jeder Wortlaut glei-
chermaßen verbindlich ist.

4. Article XIII of this Protocol shall have effect with respect to 

a) cases that are under consideration by the competent autho-
rities as of the date on which this Protocol enters into force,
and 

b) cases that come under such consideration after that time,
and the commencement date for a case described in sub-
paragraph a) of this paragraph shall be the date on which
this Protocol enters into force. 

5. Notwithstanding paragraph 2, where any person entitled
to benefits under the Convention as unmodified by this Protocol
would have been entitled to greater benefits thereunder than
under the Convention as modified by this Protocol, the Conven-
tion as unmodified shall, at the election of such person, conti-
nue to have effect in its entirety with respect to such person for
a twelve-month period from the date on which the provisions of
this Protocol would have effect under paragraph 2 of this Arti-
cle.

6. The Notes exchanged on 29 August 1989 and referring to
paragraph 5 of Article 25 (Mutual Agreement Procedure) and
Article 28 (Limitation on Benefits) as well as the German Note
of 3 November 1989 referring to paragraph 21 of the Protocol to
the Convention shall cease to have effect when the provisions
of this Protocol take effect in accordance with this Article.

Done in duplicate at Berlin on the first day of June, 2006, in
the German and English languages, both texts being equally
authentic.

Für die Bundesrepublik Deutschland
For the Federal Republic of Germany

G e r n o t  E r l e r
D r.  B a r b a r a  H e n d r i c k s

Für die Vereinigten Staaten von Amerika
For the United States of America

R o b e r t  M .  K i m m i t t
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I . A l l g e m e i n e s

1. Anlass und Bedeutung der Abkommensrevision

Das deutsch-amerikanische Abkommen vom 29. August
1989 zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur
Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen und einiger
anderer Steuern (BGBl. 1991 II S. 354) entspricht in sei-
nem wesentlichen Inhalt nach wie vor der Abkommens-
politik beider Staaten sowie dem Musterabkommen der
OECD. Das gilt grundsätzlich auch für die Besteuerung
der Gewinnausschüttungen von Tochtergesellschaften
an Muttergesellschaften; sie ist, entsprechend der Emp-
fehlung des OECD-Musterabkommens, auf 5 vom Hun-
dert begrenzt. Da Gewinne, die eine in einem Vertrags-
staat ansässige Gesellschaft an ihre im anderen Ver-
tragsstaat ansässige Muttergesellschaft ausschüttet, auf
der Ebene der Tochtergesellschaft besteuert werden,
führt die Erhebung von Quellensteuern auf Gewinnaus-
schüttungen vielfach zu Mehrbelastungen. Hier sind in
der internationalen Entwicklung seit der Unterzeichnung
des Abkommens bedeutende Änderungen eingetreten:

– Nach der Richtlinie Nr. 90/435/EWG vom 23. Juli 1990
dürfen die Mitgliedstaaten Gewinnausschüttungen
von Tochtergesellschaften an Muttergesellschaften
nicht besteuern;

– die Vereinigten Staaten haben seit dem Jahr 2001 ihre
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
mit fast allen wichtigen Handelspartnern in der Weise
geändert, dass auf Gewinnausschüttungen von Toch-
tergesellschaften an Muttergesellschaften unter
bestimmten Voraussetzungen keine Quellensteuern
mehr erhoben werden dürfen.

Durch das Änderungsprotokoll werden Mehrbelastungen
durch Quellensteuern auf Gewinnausschüttungen von
Tochtergesellschaften an Muttergesellschaften, wenn die
Beteiligung unmittelbar mindestens 80 vom Hundert
beträgt, nunmehr auch im deutsch-amerikanischen Ver-
hältnis beseitigt. 

Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den Vereinig-
ten Staaten und der Bundesrepublik Deutschland sind
eng; die Vereinigten Staaten sind für Deutschland der
wichtigste Handelspartner außerhalb der Europäischen
Union, und umgekehrt ist Deutschland für die Vereinigten
Staaten der wichtigste Handelspartner innerhalb der
Europäischen Union. Die Beseitigung der Quellensteuern
auf zwischengesellschaftliche Gewinnausschüttungen
bei Beteiligungen von mindestens 80 vom Hundert
schafft vor diesem Hintergrund verbesserte Rahmen-
und insbesondere Wettbewerbsbedingungen für Direkt-
investitionen deutscher Unternehmen in den Vereinigten
Staaten; gleichzeitig bleibt Deutschland für US-Unter-
nehmen ein attraktiver Investitionsstandort.

Weitere herausragende Neuerungen des Änderungs-
protokolls sind

– die Beseitigung von Quellensteuern auf Dividenden,
die Altersvorsorgeeinrichtungen beziehen,

– Beseitigung steuerlicher Hemmnisse bei der Personal-
entsendung in Bezug auf Beiträge zur Altersvorsorge,

– Einführung eines obligatorischen Schiedsverfahrens.

2. Überblick über die Rechtsänderungen

a) Im persönlichen und sachlichen Geltungsbereich sind
vor allem die Regelungen zum Verhältnis des Abkom-
mens zu anderen Vereinbarungen, die steuerliche
Regelungen enthalten, die Abkommensberechtigung
von Rechtsträgern, die ein Staat nicht als steuer-
pflichtige Person ansieht, sowie die Klarstellung, dass
Investmentvermögen als ansässige und damit
abkommensberechtigte Personen gelten, von Bedeu-
tung.

b) Für die Gewinnabgrenzung zwischen Stammhaus
und Betriebsstätte werden die Entwicklungen in der
OECD berücksichtigt. 

c) Zu den Unternehmensgewinnen gehören auch die
Gewinne aus selbstständiger Arbeit (Wegfall des Arti-
kels 14 des Abkommens).

d) Schwerpunkt der materiellen Rechtsänderungen bil-
det die Dividendenbesteuerung, insbesondere die
Beseitigung der Quellensteuern auf zwischengesell-
schaftliche Gewinnausschüttungen bei unmittelbaren
Beteiligungen von mindestens 80 vom Hundert.
Soweit die Voraussetzungen für die völlige Besei-
tigung der Quellensteuern auf Dividenden gegeben
sind, entfällt auch die Erhebung der so genannten
Branch Profits Tax durch die Vereinigten Staaten.
Hinzu kommt der Verzicht auf die Erhebung von Quel-
lensteuern auf Dividenden, die Altersvorsorgeeinrich-
tungen beziehen. Das ist vor dem Hintergrund zu
sehen, dass beide Vertragsstaaten den Aufbau einer
betrieblichen oder privaten Altersvorsorge steuerlich
fördern und die Versorgungsleistungen in der Auszah-
lungsphase besteuern (Prinzip der nachgelagerten
Besteuerung). 

e) Neu ist eine Regelung, die es entsandtem Personal
unter bestimmten Voraussetzungen ermöglicht, für
Beiträge zu einem betrieblichen Altersvorsorgeplan,
der im Entsendestaat besteht, im Ansässigkeitsstaat
die Steuervergünstigungen zu erhalten, die dieser
Staat für entsprechende Beiträge gewährt. Die Re-
gelung beruht im Kern auf einem Vorschlag der
OECD. 

f) Für die Bezüge des öffentlichen Dienstes sowie die
Ruhegehälter des öffentlichen Dienstes gelten nun-
mehr in vollem Umfang die entsprechenden Regelun-
gen des OECD-Musterabkommens.

g) Hinsichtlich der Maßnahmen des Wohnsitzstaats zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung gelten die bishe-
rigen Grundsätze, jedoch unter Berücksichtigung der
Fortentwicklung des OECD-Musterabkommens.

h) Das Verständigungsverfahren wird ausgebaut, indem
das bisherige freiwillige Schiedsverfahren in ein ob-
ligatorisches Schiedsverfahren übergeleitet wird. Die
Vereinigten Staaten haben erstmals in ihrer Vertrags-
praxis einem solchen obligatorischen Verfahren
zugestimmt.

i) Die Vorschrift zur Verhinderung missbräuchlicher In-
anspruchnahme von Abkommensvorteilen im Quel-
lenstaat enthält einerseits Verschärfungen, insbeson-
dere im Zusammenhang mit der Beseitigung der
Quellensteuer auf Dividenden; sie berücksichtigt aber
andererseits die Integration der Wirtschaftsräume (die
Europäische Union (EU), den Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR) und das Nordamerikanische Frei-
handelsabkommen (NAFTA)).

Denkschrift zum Änderungsprotokoll
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Die Bestimmungen des Änderungsprotokolls sind grund-
sätzlich ab dem Jahr anzuwenden, das dem Jahr folgt, in
dem das Änderungsprotokoll in Kraft tritt. Bei den im
Abzugsweg erhobenen Steuern ist das Änderungsproto-
koll ab dem 1. Januar des Jahres anzuwenden, in dem
das Änderungsprotokoll in Kraft tritt.

I I . Z u  d e n  e i n z e l n e n  A r t i k e l n  d e s  Ä n d e -
r u n g s p r o t o k o l l s

Zu Artikel I

Dieser Artikel ersetzt Artikel 1 des Abkommens:

A b s a t z  1

Absatz 1 entspricht dem bisherigen Artikel 1 des Abkom-
mens.

A b s a t z  2

Dieser Absatz entspricht Absatz 1 Buchstabe c des bis-
herigen Protokolls zum Abkommen, jedoch mit der
Abweichung, dass sich Buchstabe b dieses Absatzes
nicht wie bisher nur auf andere Vereinbarungen zwischen
den Vertragsstaaten bezieht, sondern auch auf Verein-
barungen, bei denen ein Vertragsstaat Vertragspartei ist.

A b s a t z  3

Dieser Absatz enthält Ausnahmen zu Absatz 2 Buchsta-
be b. Danach ist allein auf der Grundlage der Bestim-
mungen des Artikels 25 zu entscheiden, ob eine
Besteuerungsmaßnahme in den Anwendungsbereich
des Abkommens fällt. Darüber hinaus sind die Bestim-
mungen anderer Vereinbarungen auf eine Besteuerungs-
maßnahme nicht anzuwenden, es sei denn, die zuständi-
gen Behörden stellen fest, dass die Besteuerungsmaß-
nahme nicht in den Anwendungsbereich des Artikels 24
fällt.

A b s ä t z e  4  u n d  5

Diese Absätze entsprechen Absatz 1 Buchstabe a und b
des bisherigen Protokolls zum Abkommen (allgemeine
Vorbehaltsklausel für in den Vereinigten Staaten ansässi-
ge Personen und US-Staatsangehörige). Die Regelung
erstreckte sich schon bisher – für einen Zeitraum von
zehn Jahren – auch auf ehemalige US-Staatsangehörige;
sie schließt jetzt – ebenfalls für einen Zeitraum von zehn
Jahren – auch Personen ein, die die Erlaubnis zum stän-
digen Aufenthalt in den Vereinigten Staaten (long term
resident) zurückgegeben haben. Darüber hinaus ist die
Voraussetzung entfallen, dass der Verlust der Staatsan-
gehörigkeit oder die Rückgabe der Aufenthaltserlaubnis
hauptsächlich der Steuervermeidung diente. Die Voraus-
setzungen, die ein ehemaliger „long term resident“ erfül-
len muss, um von der Regelung erfasst zu werden, erge-
ben sich aus Absatz 1 des Protokolls zum Abkommen.

A b s a t z  6

Dieser Absatz übernimmt die Regelung des Absatzes 1
Buchstabe d des bisherigen Protokolls zum Abkommen.
Danach ist die Bundesrepublik Deutschland durch das
Abkommen nicht daran gehindert, die Vorschriften des
Vierten Teils des Außensteuergesetzes anzuwenden.

Zusätzlich erwähnt werden nunmehr auch der Fünfte und
der Siebente Teil des Außensteuergesetzes.

A b s a t z  7

Dieser Absatz regelt für den Quellenstaat die Gewährung
von Abkommensvergünstigungen an Personen, die einer
der Vertragsstaaten als solche nicht besteuert, weil er sie
als steuerlich transparent behandelt. Bezieht eine solche
Person Einkünfte aus einem Vertragsstaat, so hat dieser
Vertragsstaat (Quellenstaat) – unbeschadet anderer Vor-
schriften seines innerstaatlichen Rechts über die Zurech-
nung von Einkünften – die Vergünstigungen nach dem
Abkommen zu gewähren (aber auch nur dann), wenn die
Person im anderen Vertragsstaat (Ansässigkeitsstaat) mit
diesen Einkünften steuerpflichtig ist. Damit hat beispiels-
weise eine GmbH, deren Gesellschafter in einem Dritt-
staat ansässig sind, für Einkünfte, die sie aus US-Quellen
bezieht, vorbehaltlich anderer Vorschriften des Abkom-
mens, Anspruch auf die Abkommensvergünstigungen,
selbst wenn die Vereinigten Staaten die GmbH nach
ihrem Recht als steuerlich transparent behandeln wür-
den. Die Vorschrift entspricht einer Empfehlung des
OECD-Steuerausschusses.

Zu Artikel II

Dieser Artikel ändert Artikel 4 des Abkommens, indem
Absatz 1 Buchstabe b aufgehoben wird. Diese Regelung
ist aufgrund des neuen Artikels 1 Abs. 7 nicht mehr erfor-
derlich. Außerdem wird in Absatz 1 klargestellt, dass eine
Person nicht deshalb in einem Vertragsstaat ansässig ist,
weil Einkünfte einer in diesem Staat belegenen Betriebs-
stätte zuzurechnen sind. Ergänzend bestimmt Absatz 2
Buchstabe a des Protokolls zum Abkommen – in gleicher
Weise wie schon bisher –, dass amerikanische Staats-
bürger und Personen, die die Erlaubnis zum dauernden
Aufenthalt in den Vereinigten Staaten besitzen, nur dann
als im Sinne des Absatzes 1 als in den Vereinigten Staa-
ten ansässig gelten, wenn sie sich dort längere Zeit auf-
halten oder dort eine ständige Wohnstätte oder einen
gewöhnlichen Aufenthalt haben. Davon ist im Allgemei-
nen auszugehen, wenn der so genannte „substantial pre-
sence test“ nach US-Steuerrecht erfüllt ist.

Absatz 2 Buchstabe b des Protokolls zum Abkommen
stellt klar, dass deutsche Investmentvermögen, auf die
die Vorschriften des Investmentgesetzes anzuwenden
sind, und amerikanische Regulated Investment Compa-
nies und Real Estate Investment Trusts ansässige Perso-
nen im Sinne des Artikels 4 sind. 

Zu Artikel III

Dieser Artikel ändert Artikel 7 des Abkommens:

A b s a t z  3

Diese Vorschrift wird an den Text des Artikels 7 Abs. 3
des OECD-Musterabkommens angepasst. 

A b s a t z  7

Die Ergänzung dieser Vorschrift steht im Zusammenhang
mit dem Wegfall des Artikels 14. Der Ausdruck „gewerb-
liche Gewinne“ umfasst nunmehr auch die Gewinne aus
der Ausübung einer freiberuflichen oder sonstigen
selbstständigen Tätigkeit. 
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Absatz 4 des Protokolls zum Abkommen enthält ergän-
zende Bestimmungen zur Ermittlung des Gewinns, der
einer Betriebsstätte zuzurechnen ist. Dabei können die
Prinzipien der Verrechnungspreisleitlinien der OECD
– unter Berücksichtigung der Unterschiede zwischen
rechtlich selbstständigen Unternehmen und einem ein-
heitlichen Unternehmen, das im anderen Staat über eine
Betriebsstätte verfügt – zugrunde gelegt werden. Das
setzt jedoch voraus, dass die in den Leitlinien beschrie-
benen Methoden in Übereinstimmung mit den Leitlinien
angewandt werden. Darüber hinaus werden die Entwick-
lungen in der OECD zur Kapitalausstattung einer
Betriebsstätte berücksichtigt.

Zu Artikel IV

Dieser Artikel ersetzt Artikel 10 des Abkommens:

A b s ä t z e  1  u n d  2

Diese Absätze entsprechen den bisherigen Regelungen.

A b s a t z  3

Bei Ausschüttungen von Tochtergesellschaften an Mut-
tergesellschaften, die im Zeitpunkt des Entstehens des
Dividendenanspruchs über einen Zeitraum von zwölf Mo-
naten unmittelbar über mindestens 80 vom Hundert der
Stimmrechte an der ausschüttenden Gesellschaft ver-
fügten, entfällt die Erhebung einer Quellensteuer. Weitere
Voraussetzung ist, dass die Muttergesellschaft eine der
in Absatz 3 bezeichneten Bestimmungen des Artikels 28
erfüllt. Damit ist der völlige Verzicht auf die Erhebung
einer Quellensteuer an strengere Voraussetzungen
geknüpft, als sie sonst für die Inanspruchnahme von
Abkommensvergünstigungen gelten.

Die Erhebung einer Quellensteuer entfällt außerdem für
Dividenden, die eine Altersvorsorgeeinrichtung erzielt.
Der Anspruch besteht nur für Altersvorsorgeeinrichtun-
gen, die die Voraussetzungen des Absatzes 11 erfüllen.
Sollte die Bundesrepublik Deutschland für Grundstücks-
gesellschaften eine Regelung einführen, nach der solche
Gesellschaften von der Besteuerung freigestellt sind,
bestimmt Absatz 8 Buchstabe a des Protokolls zum
Abkommen, dass Ausschüttungen einer solchen Gesell-
schaft, die eine Altersvorsorgeeinrichtung bezieht, nicht
von der Quellensteuer befreit sind. 

A b s a t z  4

Dieser Absatz betrifft Ausschüttungen deutscher Invest-
mentvermögen und Ausschüttungen amerikanischer
Regulated Investment Companies und Real Estate
Investment Trusts. Änderungen gegenüber der bisheri-
gen Regelung ergeben sich für Ausschüttungen eines
Real Estate Investment Trusts insoweit, als der Satz von
15 vom Hundert unter bestimmten Voraussetzungen
auch für andere als natürliche Personen gilt. Aus dem
Wortlaut der Vorschrift ergibt sich, dass für den Fall der
Einführung deutscher steuerbefreiter Grundstücksgesell-
schaften auf Ausschüttungen solcher Gesellschaften
nicht Absatz 4, sondern Absatz 2 anzuwenden wäre.

A b s ä t z e  5 ,  6  u n d  7

Diese Absätze entsprechen den bisherigen Absätzen 4, 5
und 6. Neu ist, dass zu den Vergütungen, auf die jeder
Vertragsstaat Quellensteuern uneingeschränkt erheben

kann, für die US-Seite auch so genannte „contingent
interest“ gehören, das heißt Vergütungen auf Fremd-
kapital, die sich nicht nach einem Bruchteil des Kapitals
bemessen und die keine Portfoliozinsen sind. Was
Portfoliozinsen sind, ergibt sich aus Sections 871(h)
und 881(c) des US-Einkommensteuergesetzes. 

A b s a t z  8

Dieser Absatz entspricht seinem Inhalt nach dem bis-
herigen Absatz 7. Es wird jedoch klargestellt, dass die
Erhebung einer „Betriebsstättengewinnsteuer“ dieser
Vorschrift nicht widerspricht.

A b s ä t z e  9  u n d  1 0

Diese Absätze, die die Erhebung einer „Betriebsstätten-
gewinnsteuer“ (Branch Profits Tax nach dem Recht der
Vereinigten Staaten) regeln, entsprechen den bisherigen
Absätzen 8 und 9. Der bisherige Absatz 10 ist, soweit
erforderlich, in Absatz 9 übernommen worden. Die
„Betriebsstättengewinnsteuer“ darf höchstens 5 vom
Hundert betragen; sie darf unter den gleichen Vorausset-
zungen nicht erhoben werden, unter denen eine Quellen-
steuer auf Ausschüttungen einer Tochtergesellschaft
nicht erhoben werden darf.

A b s a t z  11

Dieser Absatz bestimmt, was für Zwecke der Anwen-
dung des Absatzes 3 unter einer Altersvorsorgeeinrich-
tung zu verstehen ist. Für deutsche Altersvorsorgeein-
richtungen gilt, dass sie nicht steuerbefreit sein müssen,
um für Dividenden, die sie aus den Vereinigten Staaten
beziehen, die Befreiung von der US-Quellensteuer bean-
spruchen zu können; es genügt vielmehr, dass die Beiträ-
ge zu der Altersvorsorgeeinrichtung steuerbegünstigt
sind. Absatz 8 Buchstabe b des Protokolls zum Abkom-
men bestimmt, dass im Fall einer deutschen Altersvor-
sorgeeinrichtung die Befreiung von Quellensteuern auch
dann gewährt wird, wenn die Anteile, auf die Dividenden
gezahlt werden, nach § 39 der Abgabenordnung einer
anderen Person als dem zivilrechtlichen Eigentümer
zuzurechnen sind.

Zu Artikel V

Durch diesen Artikel wird der in Artikel 11 Abs. 5 des
Abkommens enthaltene Verweis mit der Änderung des
Artikels 10 des Abkommens in Übereinstimmung
gebracht. Außerdem wird Artikel 11 um einen Absatz 6
ergänzt, der es den Vereinigten Staaten erlaubt, Über-
schussanteile aus der Verbriefung von Hypothekenanlei-
hen auch dann zu besteuern, wenn der Berechtigte an
diesen Anteilen in der Bundesrepublik Deutschland
ansässig ist. Diese Regelung reflektiert eine Vorschrift zur
Vermeidung von Gestaltungsmissbrauch im US-Steuer-
recht.

Zu Artikel VI

Dieser Artikel ändert Artikel 13 Abs. 6 des Abkommens.
Die Vorschrift zielt in erster Linie auf die Wegzugsbe-
steuerung nach § 6 des Außensteuergesetzes. Sie stellt 
– wie schon bisher – zum Zweck der Vermeidung einer
Doppelbesteuerung eine Wertverknüpfung für den Fall
der späteren Veräußerung der Anteile her, die der Weg-
zugsbesteuerung unterlegen haben. Die nach der bishe-
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rigen Regelung innerhalb eines Zeitraums von zehn Jah-
ren nach dem Wegzug mögliche Besteuerung im Zeit-
punkt der Veräußerung nach den §§ 49, 17 des Einkom-
mensteuergesetzes entfällt. Diese Regelung hatte nach
der Absenkung der für die Wegzugsbesteuerung maßge-
benden Beteiligungsgrenze kaum noch Bedeutung.

Zu Artikel VII

Durch diesen Artikel wird Artikel 14 des Abkommens auf-
gehoben. Einkünfte aus selbstständiger Arbeit gehören
nunmehr zu den gewerblichen Gewinnen im Sinne des
Artikels 7. Im Übrigen enthält dieser Artikel Folgeände-
rungen, die sich aus der Aufhebung des Artikels 14 erge-
ben.

Zu Artikel VIII

Dieser Artikel ergänzt Artikel 18 des Abkommens um
einen neuen Absatz 5. Er regelt die Besteuerung der
Leistungen aufgrund des Sozialversicherungsrechts.
Absatz 5 entspricht dem bisherigen Artikel 19 Abs. 2. Die
Übernahme der Vorschrift in Artikel 18 erfolgte aus
systematischen Gründen.

Zur Besteuerung der Alterseinkünfte stellen die Vertrags-
staaten in einer Gemeinsamen Erklärung (siehe Anlage
zur Denkschrift) fest, im Jahre 2013 oder später in Kon-
sultationen eintreten zu wollen, die das Ziel haben, in
Artikel 18 auch dem Staat, aus dem die Alterseinkünfte
stammen bzw. in dem die Beiträge zur Altersvorsorge
steuerlich begünstigt waren, ein Besteuerungsrecht ein-
zuräumen.

Zu Artikel IX

Durch diesen Artikel wird ein neuer Artikel 18A in das
Abkommen eingefügt. Die Vorschrift soll vor allem die
Entsendung von Arbeitnehmern dadurch erleichtern,
dass Beiträge zu bestehenden betrieblichen Altersvor-
sorgesystemen auch während einer Tätigkeit im anderen
Vertragsstaat steuerbegünstigt geleistet werden können.
Die Regelung ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass
beide Vertragsstaaten Beiträge für den Aufbau einer
betrieblichen Altersvorsorge steuerlich fördern und
Alterseinkünfte grundsätzlich nachgelagert besteuern.

A b s a t z  1

Dieser Absatz bestimmt, dass einer ansässigen Person,
die Teilnehmer oder Begünstigte eines im anderen Ver-
tragsstaat errichteten Altersvorsorgeplans ist, Einkünfte,
die die Altersvorsorgeeinrichtung aus der Anlage der
Beträge erzielt, nur zugerechnet werden können, wenn
diese Einkünfte der Person zufließen (z. B. in der Form
der Alterseinkünfte).

A b s a t z  2

Dieser Absatz bestimmt, dass Beiträge zu einem Alters-
vorsorgeplan steuerlich abzugsfähig sind, erworbene
Ansprüche oder die vom Arbeitgeber geleisteten Beiträ-
ge nicht zum steuerpflichtigen Einkommen gehören und
der Arbeitgeber die Beiträge zu dem Altersvorsorgeplan
als Betriebsausgaben abziehen kann. Voraussetzung ist,
dass der Altersvorsorgeplan zu dem Zeitpunkt, zu dem
die betreffende Person in dem anderen Vertragsstaat
tätig wird, bereits besteht. Der Umfang der steuerlichen

Entlastung richtet sich nach den Vorschriften des Staa-
tes, in dem die Person tätig wird. Die zuständigen Behör-
den legen die Einzelheiten der zu gewährenden Entlas-
tung fest.

A b s a t z  3

Nach Absatz 3 setzen die Vergünstigungen des Absat-
zes 2 voraus, dass zum Zeitpunkt der Aufnahme der
Tätigkeit im anderen Vertragsstaat bereits Beiträge zu
dem Altersvorsorgeplan geleistet worden sind. Außer-
dem muss die zuständige Behörde des Staates, in dem
die Tätigkeit ausgeübt und die steuerliche Entlastung
begehrt wird, den Altersvorsorgeplan als einen Plan aner-
kannt haben, der im Wesentlichen einem Altersvorsorge-
plan dieses Staates entspricht. Absatz 16 Buchstabe b
des Protokolls zum Abkommen legt fest, welche Alters-
vorsorgepläne eines Vertragsstaats vom anderen Ver-
tragsstaat allgemein als anerkannt gelten. Insoweit
bedarf es keiner besonderen Anerkennung durch die
zuständige Behörde. Für die deutsche Seite sind dies
Altersvorsorgepläne im Sinne des § 1 des Betriebsren-
tengesetzes.

A b s a t z  4

Dieser Absatz definiert für Zwecke des Artikels 18A den
Ausdruck „Altersvorsorgeplan“. Absatz 16 Buchstabe a
des Protokolls zum Abkommen bezeichnet die Altersvor-
sorgepläne, die als solche im Sinne des Absatzes 4 anzu-
sehen sind.

A b s a t z  5

Dieser Absatz regelt Besonderheiten für in der Bundesre-
publik Deutschland ansässige US-Staatsangehörige, die
hier eine Tätigkeit ausüben und die Begünstigte oder
Teilnehmer eines in der Bundesrepublik Deutschland
errichteten Altersvorsorgeplans sind. Die Regelung
betrifft nur die Besteuerung in den Vereinigten Staaten.

Zu Artikel X

Dieser Artikel ersetzt Artikel 19 des Abkommens. Für die
Besteuerung der Gehälter und Ruhegehälter des öffent-
lichen Dienstes gilt nunmehr die in Artikel 19 des OECD-
Musterabkommens vorgesehene Regelung, die auch all-
gemein deutscher Abkommenspolitik entspricht.

A b s ä t z e  1  u n d  2

Diese Absätze ersetzen Absatz 1 Buchstabe a und b des
Artikels 19 in der bisherigen Fassung, während der bis-
herige Buchstabe d ersatzlos entfällt. Danach können
Löhne und Gehälter, die die Vereinigten Staaten (ein-
schließlich ihrer Staaten und Gebietskörperschaften) an
eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Per-
son zahlen, nur von der Bundesrepublik Deutschland
besteuert werden, wenn die Person entweder deutsche
Staatsangehörige ist oder sich nicht ausschließlich
wegen des Beschäftigungsverhältnisses in der Bundes-
republik Deutschland aufhält. Das Recht der Vereinigten
Staaten, ihre Staatsbürger zu besteuern, bleibt unbe-
rührt. Umgekehrt dürfen Löhne und Gehälter, die die
Bundesrepublik Deutschland (einschließlich ihrer Staaten
und Gebietskörperschaften) an eine in den Vereinigten
Staaten ansässige Person zahlt, nur von den Vereinigten
Staaten besteuert werden, wenn diese Person US-
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Staatsangehörige ist oder sich nicht ausschließlich
wegen des Beschäftigungsverhältnisses in den Vereinig-
ten Staaten aufhält.

Ruhegehalt, das die Vereinigten Staaten (einschließlich
ihrer Staaten und Gebietskörperschaften) an eine in der
Bundesrepublik Deutschland ansässige Person zahlen,
kann nur von den Vereinigten Staaten besteuert werden;
es kann aber nur von der Bundesrepublik Deutschland
besteuert werden, wenn die Person deutsche Staatsan-
gehörige ist. Artikel 1 Abs. 4 bleibt jedoch unberührt,
wenn die Person gleichzeitig US-Staatsangehörige ist.
Die Bundesrepublik Deutschland darf das Ruhegehalt
auch in anderen Fällen besteuern, jedoch nur, wenn das
Ruhegehalt in den Vereinigten Staaten nicht besteuert
wird, weil die Dienste, für die das Ruhegehalt gezahlt
wird, nur in der Bundesrepublik Deutschland geleistet
worden sind. Umgekehrt kann Ruhegehalt, das die Bun-
desrepublik Deutschland (einschließlich ihrer Staaten
und Gebietskörperschaften) an eine in den Vereinigten
Staaten ansässige Person zahlt, nur von der Bundesre-
publik Deutschland besteuert werden; es kann aber nur
von den Vereinigten Staaten besteuert werden, wenn
diese Person US-Staatsangehörige ist. Das deutsche
Besteuerungsrecht bleibt auch dann unberührt, wenn
eine Person, die nicht US-Staatsangehörige ist, über ein
Einwanderungsvisum (Green Card) verfügt und deshalb
in den Vereinigten Staaten gemäß Artikel 1 Abs. 4
besteuert werden kann. 

Soweit eine Person im Zeitpunkt der Unterzeichnung des
Abkommens, also am 29. August 1989, in einem
Beschäftigungsverhältnis zu den Vereinigten Staaten
oder einer ihrer Gebietskörperschaften stand, gilt Arti-
kel 19 Abs. 1 Buchstabe a des Abkommens vom
29. August 1989. Danach dürfen die Löhne, Gehälter und
Ruhegehälter nur von den Vereinigten Staaten besteuert
werden, es sei denn, die Person ist deutsche Staatsan-
gehörige.

A b s a t z  3

Dieser Absatz entspricht dem bisherigen Absatz 1 Buch-
stabe c.

A b s a t z  4

Diese bisher nicht enthaltene Vorschrift entspricht Arti-
kel 19 Abs. 3 des OECD-Musterabkommens.

A b s a t z  5

Dieser Absatz definiert den in den Absätzen 1 und 2 ver-
wendeten Ausdruck „Organ“ (Instrumentality).

Zu Artikel XI

Dieser Artikel ändert Artikel 20 des Abkommens:

A b s a t z  1

Die Änderung betrifft die schon in der bisherigen Rege-
lung enthaltende Zweijahresfrist. Während nach der bis-
herigen Regelung das Besteuerungsrecht des Aufent-
haltsstaats für den gesamten Zeitraum wieder auflebte,
wenn der Aufenthalt zwei Jahre überschritten hat, kommt
eine Besteuerung in diesem Staat nunmehr erst nach
Ablauf einer Aufenthaltsdauer von zwei Jahren in
Betracht. 

A b s a t z  4

Der in diesem Absatz enthaltene steuerfreie Betrag wird
von 5 000 US-Dollar auf 9 000 US-Dollar erhöht. 

Zu Artikel XII

Dieser Artikel ersetzt Artikel 23 des Abkommens:

A b s a t z  1

Dieser Absatz bestimmt, wie die Vereinigten Staaten die
Doppelbesteuerung bei einer dort ansässigen Person
oder bei einem Staatsbürger der Vereinigten Staaten ver-
meiden. Dies geschieht in der Weise, dass die gezahlten
oder geschuldeten deutschen Steuern auf die Einkom-
mensteuer der Vereinigten Staaten nach den Vorschriften
des Rechts der Vereinigten Staaten angerechnet werden.
Absatz 19 des Protokolls zum Abkommen legt zusätzlich
fest, dass die grundsätzlichen Regelungen des amerika-
nischen Rechts über die Anrechnung ausländischer
Steuern stets eine Anrechnung deutscher Steuern
gewährleisten müssen. 

A b s a t z  2

Dieser Absatz legt fest, dass für Zwecke der Anrechnung
der gezahlten oder geschuldeten deutschen Steuern auf
die Einkommensteuer der Vereinigten Staaten Einkünfte,
die nach den Vorschriften des Abkommens in der Bun-
desrepublik Deutschland besteuert werden können, als
Einkünfte aus Quellen der Bundesrepublik Deutschland
gelten.

A b s a t z  3

Dieser Absatz legt fest, wie die Bundesrepublik Deutsch-
land die Doppelbesteuerung vermeidet. Nach dieser Vor-
schrift, die in ihrem Aufbau Artikel 23A Abs. 1 des OECD-
Musterabkommens 2000 folgt, werden Einkünfte, die die
Vereinigten Staaten in Übereinstimmung mit dem
Abkommen besteuern können, entweder von der deut-
schen Besteuerung ausgenommen (Buchstabe a), oder
die von den Vereinigten Staaten auf diese Einkünfte erho-
bene Steuer wird auf die deutsche Steuer angerechnet
(Buchstabe b). Von der deutschen Besteuerung werden
die Einkünfte ausgenommen, für die nicht ausdrücklich
die Steueranrechnung nach Buchstabe b vorgesehen ist.
Das sind insbesondere die Unternehmenseinkünfte, Divi-
denden von Tochtergesellschaften (ausgenommen Divi-
denden einer Regulated Investment Company, eines
Real Estate Investment Trusts oder Ausschüttungen, die
bei der Gewinnermittlung der ausschüttenden Gesell-
schaft abgezogen werden können) und Einkünfte aus
nichtselbstständiger Arbeit. 

Die nach den Bestimmungen des Abkommens auszu-
nehmenden Einkünfte bleiben für die Berechnung des
Steuersatzes wirksam (Progressionsvorbehalt). 

Der Freistellung von Vermögen kommt, solange keine
Vermögensteuer erhoben wird, keine praktische Bedeu-
tung zu.

Für Zwecke der Anrechnung der Steuer der Vereinigten
Staaten auf die deutsche Einkommen- oder Körper-
schaftsteuer gelten Einkünfte, die nach den Vorschriften
des Abkommens in den Vereinigten Staaten besteuert
werden können, als Einkünfte aus Quellen in den Verei-
nigten Staaten.
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A b s a t z  4

Ordnen die Vertragsstaaten Einkünfte unterschiedlichen
Abkommensbestimmungen zu (Qualifikationskonflikte),
kann dies zu Doppelbesteuerungen oder – entgegen der
Zielsetzung des Abkommens – zu einer Nichtbesteue-
rung in beiden Staaten oder zu einer niedrigeren
Besteuerung führen. Soweit die Zuordnung zu unter-
schiedlichen Abkommensbestimmungen zu einer Dop-
pelbesteuerung führt und sich diese nicht durch ein Ver-
ständigungsverfahren nach Artikel 25 vermeiden lässt,
wird die Doppelbesteuerung durch Steueranrechnung
vermieden (Buchstabe a). Führt die unterschiedliche
Zuordnung dazu, dass die Vereinigten Staaten die Ein-
künfte nicht oder nur zu den in Artikel 10 Abs. 2 oder 3
festgelegten Sätzen besteuern, entfällt die Freistellung
der Einkünfte (Buchstabe b). Das Gleiche gilt, wenn die
Vereinigten Staaten Einkünfte, die sie nach dem Abkom-
men besteuern können, nicht besteuern, weil diese Ein-
künfte nach ihrem Steuerrecht keine steuerpflichtigen
Einkünfte sind. 

Darüber hinaus bestimmt Buchstabe c, dass die Bundes-
republik Deutschland für Einkünfte, die nach Absatz 3
Buchstabe a von der Besteuerung freizustellen sind, auf
die Anrechnungsmethode nach Absatz 3 Buchstabe b
übergehen kann. Voraussetzung hierfür ist eine entspre-
chende Notifizierung nach vorheriger Konsultation. 

A b s a t z  5

Dieser Absatz regelt Besonderheiten für Staatsbürger der
Vereinigten Staaten, die nach Artikel 4 in der Bundes-
republik Deutschland ansässig sind. Die Vorschrift steht im
Zusammenhang mit Artikel 1 Abs. 4, der den Vereinigten
Staaten das Recht einräumt, ihre Staatsbürger unbescha-
det der Bestimmungen des Abkommens zu besteuern. Sie
regelt die Anrechnung deutscher Steuern auf die Steuer
der Vereinigten Staaten, die die Vereinigten Staaten nur
aufgrund des Artikels 1 Abs. 4 erheben dürfen.

Zu Artikel XIII

Dieser Artikel ersetzt Artikel 25 Abs. 5 des Abkommens
und führt einen neuen Absatz 6 ein. Dadurch wird das
bisherige freiwillige Schiedsverfahren zu einem obligato-
rischen Schiedsverfahren ausgebaut. Der Schiedsspruch
ist für die Vertragsstaaten bindend, wenn keiner der
betroffenen Personen widerspricht. Von der bisherigen
Schiedsklausel, deren Anwendung von der Zustimmung
der zuständigen Behörden abhängig war, ist niemals
Gebrauch gemacht worden. Das war im Wesentlichen
darauf zurückzuführen, dass sich das in Artikel 25 Abs. 1
und 2 geregelte Verfahren zur Beseitigung von Doppel-
besteuerungen in Einzelfällen, insbesondere in Bezug auf
die Anwendung des Artikels 9 des Abkommens, bewährt
hat. Beide Vertragsstaaten gehen deshalb davon aus,
dass sich hieran durch die Einführung eines obligatori-
schen Schiedsverfahrens nichts ändern wird. Nichts-
destoweniger sind beide Staaten der Meinung, dass das
Abkommen eine Rechtsgrundlage und ein Verfahren bie-
ten sollte, welches den Steuerpflichtigen die Vermeidung
der Doppelbesteuerung verbindlich zusagt. Sie wollen
damit auch ein Beispiel für andere Staaten geben.

A b s a t z  5

Dieser Absatz gewährt den Anspruch auf die Durchfüh-
rung eines Schiedsverfahrens, wenn sich die zustän-

digen Behörden in einem Verfahren nach den Absätzen 1
und 2 erfolglos um eine Verständigung bemüht haben.
Der Anspruch besteht nur dann nicht, wenn die zustän-
digen Behörden vor dem Zeitpunkt, zu dem das Schieds-
verfahren sonst beginnen würde, übereinkommen, dass
der Fall für das Schiedsverfahren nicht geeignet ist, z. B.
weil der Steuerpflichtige im Verständigungsverfahren
seine Mitwirkung verweigert hat.

A b s a t z  6

Dieser Absatz enthält Begriffsbestimmungen und verfah-
rensrechtliche Vorschriften. Die Einzelheiten des Verfah-
rens, insbesondere die Berufung und Zusammensetzung
der Schiedsstelle, ergeben sich aus Absatz 22 des Proto-
kolls zum Abkommen.

Der Anspruch auf Einleitung eines Schiedsverfahrens ist
beschränkt auf Fälle, die die Anwendung der Artikel 4, 5,
7, 9 und 12 betreffen. In anderen Fällen ist ein Schieds-
verfahren möglich, wenn es die zuständigen Behörden
vereinbaren.

Zu Artikel XIV

Dieser Artikel ersetzt Artikel 28 des Abkommens. Arti-
kel 28 soll eine Inanspruchnahme der Vergünstigungen
des Abkommens durch Personen ausschließen, denen
diese Vergünstigungen nicht zustehen. Die Neufassung
baut auf der bisherigen Regelung auf; sie enthält teilwei-
se Verschärfungen, aber auch Verbesserungen und Kon-
kretisierungen, z. B. in Bezug auf in der EU Ansässige.

A b s a t z  1

Dieser Absatz bestimmt, dass eine in einem Vertrags-
staat ansässige Person, die Einkünfte aus dem anderen
Vertragsstaat bezieht, in diesem anderen Vertragsstaat
die Vergünstigungen des Abkommens nur beanspruchen
kann, wenn sie eine „berechtigte Person“ im Sinne des
Absatzes 2 ist. 

A b s a t z  2

Dieser Absatz führt die Personen auf, die „berechtigte
Personen“ sind. Es sind dies: natürliche Personen, die
Vertragsstaaten selbst oder eine ihrer Gebietskörper-
schaften, Gesellschaften, deren Anteile an einer aner-
kannten Börse gehandelt werden, und Gesellschaften,
deren Anteile zu mindestens 50 vom Hundert – direkt
oder indirekt – Gesellschaften gehören, deren Anteile an
einer anerkannten Börse gehandelt werden, steuerbe-
freite Organisationen, Altersvorsorgeeinrichtungen sowie
andere als natürliche Personen, die die Voraussetzungen
des Buchstabens f erfüllen. Andere als natürliche Per-
sonen können auch Gesellschaften sein, die die Voraus-
setzungen des Buchstabens c nicht erfüllen.

A b s a t z  3

Erfüllt eine Gesellschaft nicht die Voraussetzungen des
Absatzes 2, kann sie gleichwohl als „gleichberechtigte
Begünstigte“ unter den in Absatz 3 näher bezeichneten
Voraussetzungen die Abkommensvorteile in Anspruch
nehmen. Der Ausdruck „gleichberechtigte Begünstigte“
ist in Absatz 8 Buchstabe e definiert.
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A b s a t z  4

Nach diesem Absatz hat eine Person, auch wenn sie die
Voraussetzungen der Absätze 2 oder 3 nicht erfüllt,
Anspruch auf die Gewährung der Abkommensvergüns-
tigungen, wenn sie im Ansässigkeitsstaat aktiv gewerb-
lich tätig ist. Dabei müssen die Einkünfte, die aus dem
anderen Vertragsstaat bezogen werden, entweder im
Zusammenhang mit der gewerblichen Tätigkeit stehen
oder anlässlich dieser Tätigkeit anfallen. Handelt es sich
bei den Einkünften aus dem anderen Vertragsstaat um
solche aus einer gewerblichen Tätigkeit, setzt die
Gewährung der Abkommensvergünstigungen voraus,
dass die gewerbliche Tätigkeit im Ansässigkeitsstaat im
Verhältnis zu der im anderen Vertragsstaat ausgeübten
gewerblichen Tätigkeit erheblich ist. Die gewerbliche
Tätigkeit darf also nicht von untergeordneter Bedeutung
sein.

A b s a t z  5

Dieser Absatz legt die Voraussetzungen fest, unter denen
ein Unternehmen eines Vertragsstaats die Abkommens-
vergünstigungen für Einkünfte aus dem anderen Ver-
tragsstaat beanspruchen kann, wenn diese Einkünfte
einer Betriebsstätte dieses Unternehmens zuzurechnen
sind, die sich in einem Drittstaat befindet.

A b s a t z  6

Dieser Absatz bestimmt, unter welchen Voraussetzungen
ein deutsches Investmentvermögen im Sinne des Invest-
mentgesetzes für Einkünfte (Dividenden), die es aus den
Vereinigten Staaten bezieht, die Abkommensvergüns-
tigungen beanspruchen kann. Voraussetzung ist, dass
mindestens 90 vom Hundert der Eigentumsrechte an
dem Vermögen – unmittelbar oder mittelbar – Personen
gehören, die sonst nach Absatz 2 Buchstabe a, b, c Dop-
pelbuchstabe aa, Buchstabe d oder e Anspruch auf die
Gewährung der Abkommensvergünstigungen haben
oder die „gleichberechtigte Begünstigte“ im Sinne des
Absatzes 8 Buchstabe e sind.

Gehören Anteile oder Eigentumsrechte an einem Invest-
mentvermögen Körperschaften, Personenvereinigungen
oder Vermögensmassen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 3
und 5 des Körperschaftsteuergesetzes, so gelten deren
Mitglieder oder Begünstigte als Personen, denen mittel-
bar die Anteile oder Eigentumsrechte gehören. 

Für Zwecke der Berechnung der 90-vom-Hundert-Betei-
ligungsgrenze werden die in § 1 Abs. 1 Nr. 5 des Körper-
schaftsteuergesetzes genannten Stiftungen, soweit sie
nicht steuerbefreite Stiftungen sind, nicht berücksichtigt. 

Absatz 24 des Protokolls zum Abkommen sieht vor, dass
die zuständigen Behörden Verfahren erarbeiten, wie die
90-vom-Hundert-Beteiligungsgrenze zu ermitteln ist.
Solche Verfahren sollen den geforderten Nachweis
erleichtern.

Die Regelung des Absatzes 6 liegt darin begründet, dass
Dividenden, die ein deutsches Investmentvermögen aus
den Vereinigten Staaten bezieht, bei der Weiterausschüt-
tung nicht der Kapitalertragsteuer unterliegen (§ 7 Abs. 1
Nr. 1 des Investmentsteuergesetzes).

Beispiel 1

Die Anteile oder Eigentumsrechte an einem Investment-
vermögen gehören einem Versicherungsverein auf

Gegenseitigkeit, dessen Mitglieder ausschließlich in der
Bundesrepublik Deutschland ansässig sind. Das Invest-
mentvermögen bezieht Dividenden von einer in den Ver-
einigten Staaten ansässigen Gesellschaft.

Das Investmentvermögen hat Anspruch auf die Abkom-
mensvergünstigungen, weil die Anteile oder Eigentums-
rechte an dem Investmentvermögen als von berechtigten
Personen mittelbar gehaltene Anteile oder Eigentums-
rechte angesehen werden. 

Beispiel 2

Die Anteile oder Eigentumsrechte an einem Investment-
vermögen gehören zu 20 vom Hundert nicht steuerbe-
freiten Stiftungen, zu 60 vom Hundert inländischen Kapi-
talgesellschaften, deren Hauptaktiengattung hauptsäch-
lich an inländischen Börsen gehandelt werden, zu
12 vom Hundert einer inländischen GmbH, deren Anteile
im Inland ansässigen natürlichen Personen gehören und
zu 8 vom Hundert natürlichen Personen, die nicht in
einem EU-Mitgliedstaat, „einem Staat des EWR oder in
einem NAFTA-Vertragsstaat ansässig sind. Das Invest-
mentvermögen bezieht Dividenden von einer in den Ver-
einigten Staaten ansässigen Gesellschaft.

Das Investmentvermögen hat Anspruch auf die Abkom-
mensvergünstigungen, weil von den Anteilen oder Eigen-
tumsrechten an dem Investmentvermögen, die nach
Abzug der Anteile oder Eigentumsrechte der Stiftung ver-
bleiben, 90 vom Hundert Personen gehören, die
Anspruch auf die Abkommensvergünstigungen haben. 

A b s a t z  7

Dieser Absatz sieht vor, dass die zuständige Behörde des
Vertragsstaats, aus dem die Einkünfte stammen, im Ein-
zelfall die Abkommensvergünstigungen auf Antrag auch
dann gewähren kann, wenn sonst die Voraussetzungen
für ihre Gewährung nach den Absätzen 2 bis 6 nicht
gegeben sind.

A b s a t z  8

Dieser Absatz definiert Ausdrücke, die in Artikel 28 ver-
wendet werden. Dazu gehört insbesondere der Ausdruck
„gleichberechtigter Begünstigter“. Ein „gleichberechtig-
ter Begünstigter“ ist eine Person, die in einem EU-Mit-
gliedstaat, einem Staat des EWR oder einem Vertrags-
staat des NAFTA ansässig ist und die die weiteren
Voraussetzungen des Buchstabens e – ggf. unter Be-
rücksichtigung des Buchstabens f – erfüllt. 

Zu Artikel XV

Durch diesen Artikel werden die in den Artikeln 17 und 20
des Abkommens in „Deutscher Mark“ ausgewiesenen
Beträge auf Euro-Beträge umgestellt.

Zu Artikel XVI

Dieser Artikel ersetzt das gesamte Protokoll zum Abkom-
men vom 29. August 1989, wobei ein Teil der bisherigen
Bestimmungen unverändert übernommen wurde. Auf
neue oder geänderte Protokollbestimmungen wird,
soweit erforderlich, unter dem jeweiligen Artikel des
Änderungsprotokolls eingegangen. 
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Auf die folgenden Absätze des Protokolls zum Abkom-
men, die nicht mit der Änderung eines Abkommensarti-
kels im Zusammenhang stehen, wird hingewiesen:

A b s a t z  2 1

In diesem Absatz wird festgelegt, dass ein Vertragsstaat
die Nichtdiskriminierungsregel des Artikels 24 Abs. 4
nicht deshalb verletzt, weil sein Recht eine grenzüber-
schreitende Konsolidierung von Einkünften oder ver-
gleichbare Maßnahmen nicht zulässt. 

A b s a t z  2 3

In Buchstabe a dieses Absatzes wird klargestellt, dass
bei der Durchführung des Artikels 26 des Abkommens
beide Vertragsstaaten Zugang zu Bank- und anderen
Informationen haben. Dies ergibt sich für die Bundes-
republik Deutschland aus § 117 Abs. 4 in Verbindung mit
§ 93 der Abgabenordnung.

Zu Artikel XVII

Dieser Artikel enthält die Bestimmungen über das Inkraft-
treten und den zeitlichen Anwendungsbereich des Än-
derungsprotokolls.

A b s ä t z e  1  u n d  2

Nach Absatz 1 bedarf das Änderungsprotokoll zu seinem
Inkrafttreten der Ratifikation. Nach Absatz 2 sind die
geänderten Vorschriften für die im Abzugsweg zu erhe-
benden Steuern erstmals auf Beträge anzuwenden, die
am oder nach dem 1. Januar des Jahres gezahlt oder
gutgeschrieben werden, in dem das Änderungsprotokoll
in Kraft tritt. Für die übrigen Steuern ist das Protokoll
nach den Buchstaben b und c des Absatzes 2 ab Beginn

des Kalenderjahres anzuwenden, das auf das Jahr folgt,
in dem es in Kraft getreten ist.

A b s a t z  3

Buchstabe a dieses Absatzes bestimmt, dass Artikel 1
Abs. 2 und 3 des Abkommens nach Inkrafttreten des
Änderungsprotokolls für alle Steuerforderungen gilt.
Buchstabe b legt fest, dass Artikel 19 in der Fassung des
Artikels X des Änderungsprotokolls auf Seiten der Verei-
nigten Staaten oder einer ihrer Gebietskörperschaften
nicht für Bedienstete gilt, die im Zeitpunkt der Unter-
zeichnung des Abkommens, also am 29. August 1989,
Bedienstete der Vereinigten Staaten oder einer ihrer
Gebietskörperschaften waren. 

A b s a t z  4

Dieser Absatz regelt die erstmalige Anwendung des
durch Artikel XIII des Änderungsprotokolls eingeführten
Schiedsverfahrens.

A b s a t z  5

Dieser Absatz räumt den Steuerpflichtigen die Möglich-
keit ein, für das Jahr, für das die geänderten Bestimmun-
gen erstmals anzuwenden sind, nach den Bestimmun-
gen des Abkommens vor der Änderung besteuert zu
werden, wenn dies für sie günstiger ist.

A b s a t z  6

Dieser Absatz regelt das Außerkrafttreten der näher
bezeichneten Brief- und Notenwechsel vom 29. August
1989 sowie der deutschen Note vom 3. November 1989.
Das Außerkrafttreten ergibt sich aus der Änderung der
Vorschriften, auf die sich der Briefwechsel, der Noten-
wechsel und die Note beziehen.
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Die Bundesrepublik Deutschland und die Vereinigten Staaten
von Amerika haben sich anlässlich der Unterzeichnung am
1. Juni 2006 des Protokolls zur Änderung des am 29. August
1989 unterzeichneten Abkommens zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der
Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen
und vom Vermögen und einiger anderer Steuern (nachfolgend
„Änderungsprotokoll vom 1. Juni 2006“), zu Artikel 18 (Ruhege-
hälter, Renten, Unterhaltszahlungen und Sozialversicherung)
des Abkommens in der Fassung des Änderungsprotokolls vom
1. Juni 2006, in dem vereinbart ist, dass Ruhegehälter und ähn-
liche Vergütungen, die für eine frühere unselbstständige Arbeit
gezahlt werden, und Leistungen, die auf Grund der Sozialversi-
cherungsgesetzgebung eines Vertragsstaats gezahlt werden,
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Empfän-
ger des Ruhegehalts oder der Leistung auf Grund der Sozialver-
sicherungsgesetzgebung ansässig ist,

wie folgt verständigt:

I.

1. Die Bundesrepublik Deutschland weist darauf hin,

a) dass in der Bundesrepublik Deutschland die Besteue-
rung der Alterseinkünfte mit Wirkung vom 1. Januar 2005
durch Gesetz vom 5. Juli 2004 (Bundesgesetzblatt Teil I
Seite 1427) grundlegend geändert worden ist;

b) dass diese Änderung die volle Besteuerung der Alters-
einkünfte mit einer erweiterten Steuerbefreiung für Bei-
träge zu Altersvorsorgeplänen verbindet. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland bekundet daher ihre Über-
zeugung,

a) dass wegen dieser Gesetzesänderungen Artikel 18 des
Abkommens in der Fassung des Änderungsprotokolls
vom 1. Juni 2006 erneut und in der Weise geändert wer-

den sollte, dass für Alterseinkünfte auch eine Besteue-
rung in dem Vertragsstaat vorgesehen wird, aus dem die
Einkünfte stammen oder in dem die Beiträge zu dem
Altersvorsorgeplan steuerbefreit waren;

b) dass unter Berücksichtigung der stufenweisen Umset-
zung in der Bundesrepublik Deutschland der durch
Gesetz vom 5. Juli 2004 geänderten Besteuerung der
Alterseinkünfte eine erneute Änderung des Artikels 18
des Abkommens vom 29. August 1989 in der Fassung
des Änderungsprotokolls vom 1. Juni 2006 jedoch nicht
vor dem 1. Januar 2015 in Kraft treten sollte.

II.

Die Bundesrepublik Deutschland und die Vereinigten Staaten
von Amerika bekräftigen daher ihre in den Verhandlungen über
das Änderungsprotokoll vom 1. Juni 2006 erklärte Absicht, zu
gegebener Zeit, jedoch nicht vor dem 1. Januar 2013, in Konsul-
tationen einzutreten, um Artikel 18 des Abkommens in der Fas-
sung des Änderungsprotokolls vom 1. Juni 2006 erneut und mit
dem Ziel zu ändern, eine Besteuerung der Alterseinkünfte in
dem Vertragsstaat zu vereinbaren, aus dem die Einkünfte stam-
men, und zwar auf folgender Grundlage:

1. Leistungen, die auf Grund der Sozialversicherungsgesetzge-
bung eines Vertragsstaats gezahlt werden, können auch von
diesem Vertragsstaat besteuert werden; die Steuer darf aber
15 vom Hundert des Bruttobetrags solcher Leistungen nicht
übersteigen;

2. Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die für eine frühere
unselbstständige Arbeit gezahlt werden, können auch von
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem die unselbst-
ständige Arbeit über einen wesentlichen Zeitraum ausgeübt
worden ist; die Steuer darf aber 15 vom Hundert des Brutto-
betrags solcher Leistungen nicht übersteigen.

Anlage zur Denkschrift

Gemeinsame Erklärung
der Bundesrepublik Deutschland und der Vereinigten Staaten von Amerika 

anlässlich der Unterzeichnung am 1. Juni 2006
des Protokolls zur Änderung des am 29. August 1989

unterzeichneten Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den
Vereinigten Staaten von Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und

zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen und einiger anderer Steuern

Diese Gemeinsame Erklärung wird in zweifacher Ausferti-
gung, jeweils in deutscher und englischer Sprache, unterzeich-
net.

Berlin, den 1. Juni 2006

Für die Bundesrepublik Deutschland

G e r n o t  E r l e r
Dr. B a r b a r a  H e n d r i c k s

Für die Vereinigten Staaten von Amerika

R o b e r t  M .  K i m m i t t
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